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1 Einleitung 

Das zentrale Thema der vorliegenden Arbeit ist der Zerfall Jugoslawiens in den 1990er-

Jahren und die Kriseninterventionen der internationalen Akteure zur unmittelbaren 

Beendigung der Gewalt aus dem Blickwinkel der österreichischen Außenpolitik. Während in 

den letzten 20 Jahren zahlreiche geschichts- und politikwissenschaftliche Publikationen über 

den Zerfall Jugoslawiens und das internationale Krisenmanagement verfasst wurden, 

existieren nun klarerweise bedeutend weniger Werke, die sich konkret mit Österreichs 

Außenpolitik der 1990er-Jahre im geographischen Raum des ehemaligen Jugoslawiens 

beschäftigen. Viele dieser wissenschaftlichen Arbeiten beziehen sich auf Österreichs 

Außenpolitik im Allgemeinen und legen dabei den Schwerpunkt auf Österreichs Beitritt zur 

Europäischen Union. Südosteuropa bleibt hier oft nur ein Teilaspekt. Darüber hinaus 

konzentriert sich der Großteil solcher Abhandlungen auf den damaligen österreichischen 

Außenminister Alois Mock, der einerseits als Wegbereiter für den österreichischen EU-

Beitritt 1995 in die Geschichte einging, andererseits aber auch mit seiner äußerst aktiven 

Außenpolitik während der Jugoslawien-Kriege vor allem in Österreich und Deutschland die 

mediale Aufmerksamkeit auf sich zog.1 So ergaben sich insbesondere innerhalb der 

österreichischen Bundesregierung bei den Fragen nach der frühzeitigen Anerkennung der 

ersten beiden abtrünnigen Teilrepubliken Jugoslawiens, Slowenien und Kroatien, oder dem 

Einsatz von UN-Schutztruppen in Kroatien und Bosnien-Herzegowina zahlreiche 

Kontroversen. Mit dem Ausscheiden Alois Mocks aus dem Regierungsteam und der 

Ernennung von Wolfgang Schüssel zum neuen Außenminister 1995 wurde es um Österreichs 

Außenpolitik im jugoslawischen Raum wieder etwas ruhiger. Umso mehr gilt das 

Forschungsinteresse dieser Arbeit auch der österreichischen Haltung zur NATO-Intervention 

im Kosovo-Krieg, stand doch auch Österreichs NATO-Beitritt im Raum. Während die 

außenpolitischen Positionen der österreichischen Bundesregierung in dieser Untersuchung 

verständlicherweise eine zentrale Rolle einnehmen, sollen mithilfe einer historischen 

Diskursanalyse insbesondere auch die Positionen der Oppositionsparteien und deren 

Spitzenpolitiker beleuchtet werden. Vorrangiges Ziel ist es, die außenpolitische Linie der 

SPÖ-ÖVP-Regierungen den Ansichten der Oppositionsparteien gegenüberzustellen und 

diesen Vergleich sowohl aus synchroner wie auch diachroner Perspektive, sowohl 

innerparteilich als auch parteiübergreifend zu vollziehen. Dabei stellt sich also vor allem die 

Frage, unter welchen Rahmenbedingungen bestimmte Aussagen führender Politiker und 

                                                 

1 Siehe Literaturverzeichnis! 
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Politikerinnen zu den gewaltsamen Konflikten in Jugoslawien innerhalb klar abgegrenzter 

Zeiträume getätigt worden sind. Schließlich sind die außenpolitischen Positionen und 

Handlungen einzelner stets von deren individuellen Zielen, Ideologien und Intentionen 

abhängig, welche sie versuchen, im Rahmen der vorherrschenden strukturellen Bedingungen 

durchzusetzen.2  

Unter diesen Voraussetzungen sollen in der vorliegenden Arbeit Antworten auf folgende 

Forschungsfragen gefunden werden: 

1. Unter welchen Umständen und mit welchen Begründungen unterstützten bzw. 

verurteilten die führenden österreichischen Politiker die Unabhängigkeitsbestrebungen 

in Slowenien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina und Kosovo?  

a. Inwieweit ist ein Zusammenhang zwischen den verschiedenen Positionen im 

Jugoslawienkonflikt Anfang der 1990er-Jahre und Österreichs Zukunft in 

Europa erkennbar? 

b. Inwieweit spiegelt sich in den Vorschlägen bezüglich effektiverem 

internationalen Krisenmanagement im ex-jugoslawischen Raum die 

Einstellung der Politiker zur österreichischen Neutralität wider? 

2. Inwieweit lassen sich innerparteilich bzw. parteiübergreifend Unterschiede 

hinsichtlich der Reaktionen der österreichischen Außenpolitik auf die internationalen 

Kriseninterventionen in Slowenien, Kroatien und Bosnien-Herzegowina 1991-1995 

bzw. im Kosovo 1998-1999 feststellen? (die synchrone Perspektive) 

3. Ist bezüglich der militärischen Beteiligung externer Akteure im Laufe der 1990er-

Jahre ein genereller Meinungsschwenk innerhalb der österreichischen Parteien zu 

beobachten? Wenn ja, unter welchen Bedingungen vollzog sich dieses Umdenken? 

(die diachrone Perspektive) 

a. Inwieweit befürworteten ehemalige Verfechter einer isolationistischen 

internationalen Politik Österreichs eine militärische Intervention im Kosovo? 

b. Worauf bezogen sich jene Akteure, welche die militärischen Interventionen in 

Kroatien und Bosnien-Herzegowina zur Beendigung des Krieges noch 

unterstützten, jedoch im Kosovo gegen ein internationales Eingreifen 

argumentierten? 

                                                 

2 Klaus Peter Zeiler, Deutschlands Rolle bei der völkerrechtlichen Anerkennung der Republik Kroatien. Unter 

besonderer Berücksichtigung des deutschen Außenministers Genscher (Marburg 2000) 13. 
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Basierend auf den Erkenntnissen meiner Recherchearbeiten lassen sich folgende Thesen 

formulieren: 

1. Österreichs EU-Beitritt und die Frage der Neuauslegung seiner Neutralität führten zu 

starken innenpolitischen Kontroversen hinsichtlich des angedachten 

Konfliktmanagements der internationalen Organisationen (KSZE/OSZE, EG/EU, 

UNO und NATO) zu ausgewählten Zeitpunkten während der Kriege. 

2. Der NATO-Einsatz im Kosovo wurde auch von jenen österreichischen politischen 

Entscheidungsträgern befürwortet, die in den früheren Konflikten auf eine passive 

Neutralitätspolitik plädierten. 

3. Es lässt sich im Laufe des jugoslawischen Staatszerfalls ein deutlicher 

Strategiewechsel in der österreichischen Außenpolitik feststellen. Das offizielle 

Österreich reagierte nämlich im Kosovo-Krieg außenpolitisch wesentlich 

zurückhaltender als noch bei der Anerkennungsdebatte bezüglich der Unabhängigkeit 

Sloweniens und Kroatiens, als vor allem Alois Mock Österreich als künftiges Mitglied 

der EG (ab 1993 EU) mit seiner aktiven Außenpolitik und der Betonung der 

europäischen Rechtsstaatlichkeit, des Selbstbestimmungsrechtes der Völker sowie der 

Menschenrechte international profilieren wollte. 

Um die zahlreichen Parteimeinungen zur außenpolitischen Linie Österreichs hinsichtlich 

der Entwicklungen im jugoslawischen Raum in den 1990er-Jahren besser verorten zu können, 

erscheint eine erste Annäherung in Form einer historischen Überblicksdarstellung über die 

Ursachen des jugoslawischen Staatszerfalls, den Kriegsverlauf und die internationalen 

Maßnahmen zur Krisenbewältigung sinnvoll. Als Forschungszeitraum eignet sich daher die 

Zeitspanne von Titos Tod 1980 und den zunehmenden Spannungen in den 1980er-Jahren über 

den Beginn der Abspaltung der westlichen Republiken mit dem „Zehn-Tage-Krieg“ in 

Slowenien 1991 bis hin zur Kapitulation Serbiens nach den NATO-Bombardements 1999 zur 

Beendigung des Kosovo-Krieges. Die daran anknüpfende historische Diskursanalyse rückt 

schließlich die Frage nach dem außenpolitischen Handlungsspielraum österreichischer 

Politikerinnen und Politiker im Rahmen der österreichischen Neutralität in den Mittelpunkt. 

Dabei sorgten zahlreiche Aussagen und Handlungen des Außenministeriums im Zuge des 

Jugoslawienkonfliktes innen- wie außenpolitisch für heftige Debatten über das österreichische 

Neutralitätsverständnis. 

Nachdem der Schwerpunkt in Kapitel 2 zunächst auf dem theoretischen Hintergrund der 

Methode der historischen Diskursanalyse liegt, wird in Kapitel 3 dieser Abhandlung mittels 
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einschlägiger Literatur der Zerfall Jugoslawiens ab den 1980er Jahren historisch aufgearbeitet. 

Dabei rücken auch die unterschiedlichen Maßnahmen der internationalen Organisationen 

(KSZE/OSZE, EG/EU, UNO und NATO) zur Konfliktregelung ins Zentrum. Kapitel 4 

befasst sich schließlich konkret mit der österreichischen Westbalkan-Politik während 1990er-

Jahre und versucht mithilfe der praktischen Anwendung der historischen Diskursanalyse die 

Hintergründe für etwaige widersprüchliche Aussagen hinsichtlich der Möglichkeiten und 

Grenzen des außenpolitischen Handelns Österreichs im Jugoslawienkonflikt zu eruieren. 

Dieses Forschungsvorhaben stützt sich auf die Theorie von Achim Landwehrs „Geschichte 

des Sagbaren“, einer Einführung in die historische Diskursanalyse, die mit den einzelnen 

Schritten der Korpusbildung, der Kontextanalyse, der Analyse der Aussagen sowie der 

abschließenden Diskursanalyse eine systematische Herangehensweise beim Einsatz der 

diskursanalytischen Forschungsmethode empfiehlt.3 

Anhand von Stenographischen Protokollen der Nationalratssitzungen4, der Dokumentation 

des österreichischen Außenministeriums5 bzw. Zeitungsartikel6 und biographischen 

Reflexionen7 sollen repräsentative Aussagen österreichischer Politiker bezüglich der 

internationalen Beziehungen mit dem im Prozess der Auflösung befindlichen sozialistischen 

Jugoslawien sowie deren Reaktionen auf die späteren internationalen Interventionen zur 

Beendigung der Sezessionskriege im breiteren Kontext des sich im Wandel befindlichen 

österreichischen Neutralitätsbewusstseins der 1990er-Jahre verortet werden. So brachte das 

letzte Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts große Umbrüche mit sich, die sich auch entscheidend 

auf die außenpolitischen Rahmenbedingungen Österreichs auswirkten. Mit dem Fall des 

Eisernen Vorhangs und der deutschen Wiedervereinigung verlor nicht nur Jugoslawien, 

sondern auch Österreich seine langjährige Funktion als neutrale Pufferzone zwischen den 

                                                 

3 Achim Landwehr, Geschichte des Sagbaren. Einführung in die historische Diskursanalyse (2., unveränd. Aufl. 

Tübingen 2004). 
4 Parlamentsarchiv, Stenographische Protokolle, Nationalratssitzungen NR, XVII. – XX. GP, 17. 12. 1986 – 28. 

10. 1999, online unter <www.parlament.gv.at/PAKT/STPROT/> (25.03.2016). 
5 Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten (Hg.), Österreichische außenpolitische Dokumentation: 

Texte und Dokumente (Wien 1991-2000). 
6 Vorwiegend aus der österreichischen Tageszeitung Der Standard. 

GBI-Genios, WISO - Die Online-Datenbank für Studium und Wissenschaft, online unter <www.wiso-net.de/> 

(25.03.2016). 
7 Martin Eichtinger, Helmuth Wohnout (Hg.), Alois Mock – Pioneer of European Unity. In: Günter Bischof, 

Fritz Plasser, Eva Maltschnig (Hg.), Austrian lives (Contemporary Austrian Studies 21 2012) 164-186 und 

Reinhard Heinisch, Unremarkably Remarkable, Remarkably Unremarkable: Schüssel as Austria’s Foreign 

Policymaker in a Time of Transition. In: Günter Bischof, Fritz Plasser (Hg.), The Schüssel Ära in Austria 

(Contemporary Austrian Studies 18 2012) 119-158 und 

Otmar Höll, Wolfgang Schüssel and Austrian Foreign Policy. In: Günter Bischof, Fritz Plasser (Hg.), The 

Schüssel Ära in Austria (Contemporary Austrian Studies 18 2012) 160-182.  
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Blöcken Ost und West.8 Der Zerfall des Vielvölkerstaates an Österreichs Südgrenze schien 

nur noch eine Frage des „Wann“ und des „Wie“ zu sein, während Österreichs Außenpolitik 

vor völlig neuen Herausforderungen stand. 

Im Sinne einer besseren Lesbarkeit dieser Abhandlung wurde entweder die männliche 

oder weibliche Form von personenbezogenen Hauptwörtern gewählt. Dies impliziert 

keinesfalls eine Benachteiligung des jeweils anderen Geschlechts.  

2 Die Forschungsmethode: Historische Diskursanalyse nach 

Achim Landwehr 

Mittels einer historischen Diskursanalyse des herangezogenen Quellenmaterials und der 

Literatur wurde versucht, die Kontinuitäten und Brüche in der österreichischen Außenpolitik 

in Ex-Jugoslawien und seinen Nachfolgestaaten sichtbar zu machen. Methodisch eignet sich 

Achim Landwehrs „Geschichte des Sagbaren“9 als Grundlage für die in Kapitel 4 folgende 

historische Diskursanalyse. Dieses Werk bietet einen guten Überblick über die Entwicklung 

dieser oftmals interdisziplinär eingesetzten Methode, ausgehend von den Verbindungen 

zwischen Sprache und Geschichte, gefolgt von theoretischen Überlegungen zur Relevanz der 

historischen Diskursanalyse für die Geschichtswissenschaft, den empirischen 

Forschungsmethoden bis hin zur praktischen Umsetzung eines solchen Vorhabens. 

Landwehrs grundlegende These besagt: 

„Die historische Diskursanalyse geht von der Beobachtung aus, daß [sic!] zu einem 

bestimmten historischen Zeitpunkt nur eine begrenzte Menge von Aussagen zu einem 

bestimmten Thema gemacht werden kann, obwohl rein sprachlich gesehen eine 

unendliche Menge von möglichen Aussagen existiert. Es ist der Diskurs, der die 

Möglichkeiten von Aussagen zu einem bestimmten Gegenstand regelt, der das 

Sagbare und Denkbare organisiert.“10 

                                                 

8 Arnold Suppan, Austria and Eastern Europe in the Post-Cold War Context: Between the Opening of the Iron 

Curtain and a New Nation-Building Process in Eastern Europe. In: Günter Bischof, Ferdinand Karlhofer (Hg.), 

Austria´s International Position after the Cold War (Contemporary Austrian Studies 22 2013) 143-166, hier 153.  

Holm Sundhaussen, Jugoslawien und seine Nachfolgestaaten 1943-2011. Eine ungewöhnliche Geschichte des 

Gewöhnlichen (Wien/Köln/Weimar 2012), 310. 
9 Achim Landwehr, Geschichte des Sagbaren. Einführung in die historische Diskursanalyse (2., unveränd. Aufl. 

Tübingen 2004). 
10 Landwehr, Geschichte des Sagbaren, 7. 
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Dabei gilt es zunächst das sog. „Selbstverständliche“11 herauszufiltern, also auch das 

Unausgesprochene als das „selbstverständlich Vorausgesetzte“12 zu erkennen. Nach Franz 

Januschek bedeutet dies Folgendes:  

„Wir können dieses [das Selbstverständliche] aber nur erkennen, wenn wir mit den 

Äußerungen und deren Elementen spielerisch umgehen, d. h. zu dem tatsächlich 

Geäußerten Alternativen erwägen und die Unterschiede zwischen dem Wirklichen und 

dem Möglichen betrachten.“13 

Daher erscheint es sinnvoll, eingangs einen Überblick über den aktuellen Stand der 

historischen Erforschung des Zerfallsprozesses in Jugoslawien zu geben. Gleichzeitig muss 

danach gefragt werden, welche Maßnahmen von den internationalen Organisationen 

(KSZE/OSZE, EG/EU, UNO, NATO) zur Beilegung des jahrelangen bewaffneten Konfliktes 

ergriffen wurden, um sich schlussendlich einer historischen Diskursanalyse der 

außenpolitischen Positionierung der österreichischen Bundesparteien widmen zu können. 

Die theoretischen Überlegungen über die Sinnhaftigkeit und Relevanz der Diskursanalyse 

für das Fach der Geschichte beginnen mit Michel Foucault. Ein grundlegender Aspekt in 

Foucaults verschiedenen Ausführungen14 ist die Einordnung einer historischen Quelle in 

einen breiteren Kontext historischer Belege aus derselben Zeit. Zentral ist hier der Begriff der 

„Regelmäßigkeit“15, wenn nach einer abgrenzbaren Menge von Zeugnissen zu einer ähnlichen 

Thematik gesucht wird.16  

Anhand von vier Formationsregeln definiert Foucault, wie sich die Elemente des 

Diskurses einordnen lassen17. Zunächst geht es um die sozialen und institutionellen 

Bezugssysteme und um die Frage nach Strukturierung und Gruppierung von Diskurssträngen. 

Im nächsten Schritt kommt die Macht jenes Subjektes ins Spiel, das auf bestimmte 

Diskurslinien Einfluss nehmen will. Danach wird mit der dritten Formationsregel die Frage 

aufgeworfen, ob sich einerseits Generalisierungen feststellen oder andererseits Abweichungen 

von Hauptdiskurssträngen beobachten lassen.18 Das letzte Formationsmuster, nach dem sich 

                                                 

11 Franz Januschek, Kritische Diskursanalyse politischer Sprache. In: Mitteilungen des Deutschen 

Germanistenverbandes 58(3) (2011) 269-277, hier 270. 
12 Januschek, Kritische Diskursanalyse politischer Sprache, 272. 
13 Ebd. 277. 
14 Michel Foucault, Die Ordnung der Dinge. Eine Archäologie der Humanwissenschaften (Frankfurt am Main 
141997). 

Michel Foucault, Archäologie des Wissens (Frankfurt am Main 81997).  
15 Foucault, Die Ordnung der Dinge, 9. 
16 Landwehr, Geschichte des Sagbaren, 78. 
17 Foucault, Archäologie des Wissens, 61-103. 
18 Landwehr, Geschichte des Sagbaren, 79. 
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die Elemente des Diskurses strukturieren, beschreibt die Tatsache, dass sich innerhalb eines 

Diskurses (Denkmusters) neben den Kontinuitäten stets auch Bruchlinien ergeben, die 

ihrerseits wieder zu Nachbardiskursen führen können.19 Die bloße Interpretation von 

Aussagen spielt also bei Foucault nur eine untergeordnete Rolle. Für ihn stellt sich vielmehr 

die Frage, warum bestimmte Aussagen zu einem bestimmten Zeitpunkt gemacht werden, 

während alternative Meinungen keinen Platz finden. Nicht wer spricht ist zentral, sondern von 

wo aus gesprochen wird.20  

Bei Foucault wird der Begriff einer „Aussage“ durch konkrete Abgrenzungen definiert. 

Erstens wird dem Umstand, dass im Unterschied zur Linguistik die Menge der Aussagen zu 

einem Thema zu einem gewissen Zeitpunkt innerhalb eines Diskurses begrenzt ist, zentrale 

Bedeutung beigemessen. Zweitens steht die Positivität der Aussage im Vordergrund, wonach 

es wichtig ist zu fragen, warum eine bestimmte Meinung häufiger vorzufinden ist als eine 

andere. Demnach treten an die Stelle der Interpretation in der Ideengeschichte, die sich damit 

beschäftigt, was ein Subjekt mit einer bestimmten Aussage gemeint haben könnte, die Fragen, 

warum eine Aussage in ihrer Originalität damals genau so getätigt wurde, wo die Grenzen 

dieser Aussage liegen oder in welchem Verhältnis sie zu anderen Aussagen steht.21 

Somit ergeben sich klare Bestimmungsmerkmale für eine Aussage. Neben den sozialen 

und institutionellen Relationen, in denen diese getätigt wird, kommt, wie erwähnt, der 

Regelmäßigkeit und dem wiederholten Auftreten dieser Aussage große Bedeutung zu. Hier 

weist Landwehr auf eine weitere wichtige Differenzierung Foucaults hin. Dieser bezeichnet 

alleinstehende Aussagen als „Äußerungen“, um sie von jenen Aussagen, die den Hauptdiskurs 

bestimmen, klar abzugrenzen. Neben der Materialität und Positivität einer Aussage spielt aber 

auch die Form, in der eine Aussage erscheint, eine zentrale Rolle. Mit einer solchen 

Definition von Diskurs trifft man also auf eine begrenzte Menge von Aussagen, die, abhängig 

von bestimmten Existenzfaktoren, derselben diskursiven Ebene zugeordnet werden können.22 

Entscheidend für Landwehr ist bezüglich der Relevanz der Diskursanalyse für die 

Geschichte vor allem Foucaults spätere Erkenntnis des untrennbaren Zusammenhangs von 

Diskurs und Macht. Wenn Foucault den Diskurs als den Willen zur Wahrheit begreift und mit 

dem Willen zur Macht gleichsetzt, wird klar, dass die Wahrheit einer Äußerung stets 

verhandelbar ist und nur als wahr befunden werden wird, solange der Inhalt eines Textes 

gemeinsam mit anderen Aussagen den vorherrschenden Diskurs prägt. Demnach bleiben die 

                                                 

19 Ebd.  
20 Ebd., 80 und  

Foucault, Archäologie des Wissens, 178. 
21 Landwehr, Geschichte des Sagbaren, 81. 
22 Ebd., 82-83. 
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Grenzen eines Diskurses stets fließend, womit dessen Einfluss ständiger Bedrängung 

ausgesetzt ist.23 So kommt Landwehr zu folgender Schlussfolgerung: 

„Was im Diskurs demnach geschieht, ist, die Gefahr der Unordnung und des 

Unkontrollierten zu organisieren und zu bändigen. Der Diskurs arbeitet mit Verboten 

und Schranken, um die Aussagen zu kanalisieren.“24 

Landwehr unterstützt hier Foucaults These der engen Verbindung von Diskurs und Macht, 

wonach das Entstehen eines Diskurses auch Macht voraussetze, während dieser selbst 

wiederum Machtverhältnisse erzeuge und manifestiere.25 Somit ergibt sich die Ambivalenz, 

dass Diskurse zwar die Funktionen der Kontrolle, Ordnung, und Kontinuität übernehmen, 

gleichzeitig aber auch anfällig für Veränderung, Unordnung und Umbruch bleiben. Das 

Potential der Diskursanalyse für die Geschichtsschreibung liegt nun darin, jene Diskurse, 

welche eine Wahrheitsfunktion einnehmen und folglich über eine gewisse Macht besitzen, zu 

entlarven und parallel dazu die Nebendiskurse zu identifizieren. Als besonders interessant 

gelten hierbei Fragen nach „Macht, Institutionen, Praktiken und Politik“.26 Landwehr erwähnt 

diesbezüglich Foucaults Erkenntnis, wonach die „Produktion, Akkumulation und Distribution 

von Diskursen“27 Wissen und Wahrheit kanalisiert und somit stets „untrennbar mit der Macht 

verknüpft“28 bleibt.  

Darüber hinaus betont er, dass laut Foucaults Abhandlung „Der Wille zum Wissen“29 der 

Konstruktionscharakter des Diskurses eine geformte Wirklichkeit erzeuge, die nicht mehr als 

etwas dargestellt werde, worauf die Zivilgesellschaft keinen Einfluss mehr hätte, sondern 

vielmehr von ihr selbst gestaltet werden könne. Aus diesem Grund soll sich speziell die 

Geschichtsschreibung verstärkt auch auf Diskontinuitäten und die Entwicklung von 

Nebendiskursen konzentrieren.30  

Im Weiteren beruft sich Landwehr auf den französischen Soziologen Pierre Bourdieu31. 

Für Landwehr ist entscheidend, dass sowohl Foucault als auch Bourdieu die Theorie der 

„sozialen Konstruktion der Wirklichkeit und der Wissensordnung“ teilen und daraus die Frage 

                                                 

23 Ebd., 84 und 

Achim Landwehr, Diskurs – Macht – Wissen. Perspektiven einer Kulturgeschichte des Politischen. In: Archiv 

für Kulturgeschichte 85(1) (2003) 71-114, hier 113. 
24 Landwehr, Geschichte des Sagbaren, 84. 
25 Ebd., 85. 
26 Ebd., 86. 
27 Ebd., 85. 
28 Ebd., 89. 
29 Michel Foucault, Der Wille zum Wissen. Sexualität und Wahrheit 1 (Frankfurt am Main 61992). 
30 Landwehr, Geschichte des Sagbaren, 89. 
31 Pierre Bourdieu, Rede und Antwort (Frankfurt am Main 1992). 
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ableiten, wie sich als für „wahr" befundene Wissensinhalte durch gezielte Kommunikation der 

jeweiligen Institutionen in einer Gesellschaft als nahezu unhinterfragte Wirklichkeiten 

etablieren.32 Der „Zusammenhang von Erkenntnis und Politik“ und die Frage nach der 

„Durchsetzung der legitimen Definition der Wirklichkeit“ stehen auch bei Bourdieu im 

Vordergrund.33 Im Konstruktionscharakter der gesellschaftlichen Realität durch sprachliche 

Mittel erkennt Landwehr den entscheidenden Beitrag Bourdieus.34 Dabei lenke Bourdieu die 

Aufmerksamkeit auf die Institution des Staates, der nicht in Form der Exekutive als 

Ordnungsmacht auftritt, sondern auch symbolisch, indem dieser dazu fähig sei, bestimmte 

Denkkategorien bewusst zu produzieren und durch die Institution der Schule maßgeblich zu 

regulieren.35 Wichtig ist also nicht, dass der Staat existiert, sondern wie er existiert. Wie 

kommt der Staat zu jener Macht, nicht nur über das Monopol von physischer, sondern auch 

über symbolischer Gewalt zu verfügen?36 Die gezielte Verwendung bestimmter Vokabeln und 

Ausdrucksweisen, bei Foucault allgemeiner als „Aussagen“ definiert, dient der 

Konsolidierung der symbolischen, gesellschaftlich legitimierten Macht eines Staates.37 Die 

Politik nimmt somit entscheidend Einfluss auf die öffentliche Meinung einer Gesellschaft und 

läuft zwangsläufig Gefahr diese tendenziell zu steuern.38 Ähnlich wie Foucault kommt auch 

Bourdieu zu dem Schluss, dass eine sprachliche Analyse allein nicht ausreicht, um eine 

vorliegende Äußerung zu einem bestimmten Ereignis einordnen zu können. Demnach gilt es, 

stets die unterschiedlichen sozialen Realitäten bzw. Machtverhältnisse zweier im Dialog 

stehender Gesprächsparteien zu analysieren39. Gesucht wird also einerseits nach denjenigen, 

die aus institutioneller oder gesellschaftlicher Sicht dazu befugt sind, sich mit einem Thema 

zu befassen, andererseits nach denjenigen, deren Meinungen aufgrund ihrer untergeordneten 

Machtposition nur selten gehört werden.40 

Laut einem anderen Artikel von Landwehr mit dem Titel „Diskurs – Macht – Wissen“41 

sei daher mit dem „Politikverständnis der traditionellen Politikgeschichte“ zu brechen, um 

                                                 

32 Landwehr, Geschichte des Sagbaren, 91. 
33 Ebd., 92. 
34 Ebd., 93-94. 
35 Ebd., 94. 
36 Landwehr, Diskurs – Macht – Wissen, 110. 
37 Landwehr, Geschichte des Sagbaren, 94-95 und   

Pierre Bourdieu, Was heißt sprechen? Die Ökonomie des sprachlichen Tausches (Wien 1992), 72. 
38 Landwehr, Geschichte des Sagbaren, 95 und 

Bourdieu, Rede und Antwort, 153. 
39 Bourdieu, Was heißt Sprechen?, 46. 
40 Landwehr, Geschichte des Sagbaren, 97 und 

Pierre Bourdieu, Sozialer Raum und ‚Klassen‘. Leçon sur la leçon. Zwei Vorlesungen (Frankfurt am Main 

1995), 23-24. 
41 Landwehr, Diskurs – Macht – Wissen, 71-114. 
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daraus einen modernen Begriff des Politischen zu entwickeln.42 Das bedeute jedoch nicht, 

dass Diplomatie und Außenpolitik eines Staates in einer Kulturgeschichte des Politischen 

keinen Platz mehr hätten, sondern dass diese Bereiche im kulturhistorischen Ansatz breiter 

gedacht werden müssen.43 Landwehr prangert hier die traditionelle Interpretation von 

politischem Handeln an:  

„Jemand tut etwas, das für die Allgemeinheit von Relevanz ist. Dieser „jemand" ist 

Politiker oder eine politische Institution und dieses „etwas" ist eine politische 

Handlung, das heißt eine Aktion, die durch formale Kriterien (Schriftlichkeit, 

normativ geregelte Handlungskompetenz, Einhaltung bestimmter Verfahren, etc.) als 

politisch bestimmt wird.“44 

„Jemand“ soll hier auf alle sozialen Gruppen als potentiell politisch Handelnde 

ausgedehnt werden, während sich dieses „etwas“, das die Allgemeinheit beschäftigt, auf die 

Konstitution des Politischen als einer Struktur, die alle Bereiche durchzieht, konzentrieren 

soll. So werden politische Handlungen nur dann relevant, wenn sie bestehende, allgemein 

gültige Sinnkonzeptionen (Diskurse) bestätigen oder bedrohen, indem sie Sinn produzieren 

bzw. reproduzieren.45  

Ferner spricht Landwehr über die Forschungsergebnisse der politisch-historischen 

Anthropologie, nach welcher jene Handlungen in den Fokus gelangen, die zum einen auf 

Aufrechterhaltung oder Veränderung der sozialen Struktur abzielen, zum anderen innerhalb 

dieser sozialen Ordnung nach ihrem hierarchischen Aufbau fragen.46 Das Politische 

konstituiert sich folglich durch eine Vielzahl von Akteuren sowie durch Struktur-Handlung-

Relationen.  

„Die Frage lautet demnach nicht mehr, wer oder was im politischen Terrain Produkte 

welcher Art auch immer erzeugt (weil sie sich nicht mehr eindeutig verorten lassen), 

sondern wie solche Produkte (von wem) hervorgebracht werden.“ 47 

Trotz einer zunehmenden Fokussierung von „Innenpolitik“ und „Gesellschaft“ fehlte 

lange die Perspektive der Pluralität politischen Handelns.48 Das Politische als symbolische 

                                                 

42 Ebd., 96. 
43 Ebd., 98-99. 
44 Ebd., 98. 
45 Ebd., 98-99. 

 46Ebd., 102. 
47 Ebd., 103. 
48 Ebd. 
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Ordnung im kulturhistorischen Sinn wird also durch den Diskurs bestimmt, welcher durch 

seine Funktion besticht, Wirklichkeit, Wahrheit und somit Wissen zu formen.49 Demnach sind 

„sämtliche Praktiken, Kommunikationen, Rituale, Symbole, Aussagen etc.“ mit dem Ziel, auf 

das soziale Gefüge einer Gemeinschaft Einfluss zu nehmen, bestimmten Diskursen 

zuzuordnen und somit Teil des Politischen.50 Durch Konformität bzw. Abgrenzung werden 

einerseits bestimmte Diskursstränge verdichtet, andererseits neue Denkweisen vom Zaun 

gebrochen. Die Wechselwirkung von Struktur und Handlung lässt sich mit der hohen 

Produktivität und Dynamik von Diskursen erklären.51  

In beiden Abhandlungen beschäftigt sich Landwehr mit dem Machtpotential von 

Diskursen und nennt den Begriff des „Staates“ als Beispiel für die große Durchsetzungskraft 

ständig wiederkehrender Denkweisen52. Diskurse sind also fähig, fiktive 

Gesellschaftsordnungen zu etablieren und werden folglich zum Gegenstand des Politischen 

im Rahmen einer modernen Kulturgeschichte.53 Das könnte jedoch zum Missverständnis 

führen, dass die Existenz von politischen Entitäten wie „Staat“ oder „Präsident“ abgestritten 

werde. Dem hält Landwehr die Materialität und Produktivität von Diskursen entgegen. Es 

geht weniger um die unmittelbare dingliche Existenz, sondern um den Verweis auf Gebäude 

oder Personen, welche die beschriebenen Konzepte repräsentieren, indem sie von der 

Gesellschaft anerkannt werden, eine Bedingung, die sich wie erwähnt durch die Macht des 

Diskurses erfüllt.54 

Bei der fundierten Analyse der Wirklichkeit des Politischen muss also die 

konstruktivistische Theorie im Auge behalten werden.55 Unter diesen Voraussetzungen 

kommen für eine Diskursanalyse der österreichischen Außenpolitik während der Jugoslawien-

Kriege eine Vielzahl sog. externer Akteure wie z. B. Politiker, Journalisten, 

Volksgruppenbeiräte etc. in Frage.56  

Folgt man Bourdieu und Landwehr, dann kommt diese Macht durch wiederholte, 

differenzierte Einübung entsprechender Diskurse zustande. Macht als Charakteristikum aller 

sozialen Gruppen stellt sich oft als binäres, asymmetrisches Verhältnis dar. Bei genauerer 

Betrachtung wird jedoch erkennbar, dass die Grenzen der Macht fließend sind und somit 

                                                 

49 Ebd., 105. 
50 Ebd., 106. 
51 Ebd., 106. 
52 Ebd., 106. 
53 Ebd., 107. 
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55 Ebd. 
56 Sabine Riedel, Die Erfindung der Balkanvölker. Identitätspolitik zwischen Konflikt und Integration (2005) 
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weder dauerhaft noch unveränderlich an eine Person oder Institution gekoppelt sind.57 Wird 

„Macht als ein amorphes und diffuses soziales Phänomen“58 begriffen, so muss das Ziel sein, 

im Zuge eines diskursanalytischen Verfahrens diese veränderlichen Machtverhältnisse 

aufzuzeigen. Am Ende dieser theoretischen Annäherung an das eigentliche Thema soll hier 

noch einmal das zentrale Forschungsinteresse einer historischen Diskursanalyse verdeutlicht 

werden: 

„Historische Diskursanalyse erforscht die Sachverhalte, die zu einer bestimmten Zeit 

in ihrer sprachlichen und gesellschaftlichen Vermittlung – und eine andere Art der 

Aneignung von Welt ist nicht denkbar – als gegeben anerkannt werden.“59  

„Gegeben“, meint hier auch „selbstverständlich“ und schlägt somit den Bogen zu Franz 

Januscheks Betonung des „Selbstverständlichen“60 bzw. zum Foucaultschen Begriff der 

„Regelmäßigkeit“61. 

3 Der allmähliche Zerfall eines Vielvölkerstaates 

Für den Beginn des Zerfalls des sog. „zweiten“ Jugoslawiens lässt sich aus historischer 

Sicht kein fester Zeitpunkt nennen. Vielmehr muss hier von einem Zerfallsprozess gesprochen 

werden.62 In der 1945 gegründeten “Föderativen Volksrepublik Jugoslawien“, ab 1963 

„Sozialistische Föderative Republik Jugoslawien“ genannt, verschärfte sich der jahrelange, 

interne Kampf der Ideologien „zwischen Zentralismus und Unitarismus einerseits und 

Autonomie und Gleichberechtigung der Föderationssubjekte andererseits“63 spätestens nach 

dem Tod Josip Broz Titos 1980. Tito, der dieses Konfliktpotential sehr wohl erkannt hatte, 

hielt dennoch lange an einer tendenziell zentralistischen Politik fest, auch wenn diese zumeist 

der serbischen Republik in die Hände spielte.64 Als ineinandergreifende negative 

Entwicklungen und Ursachen für die sukzessive Verschärfung der Krise in den 1980er-Jahren 

nennt der bekannte Jugoslawien-Historiker Holm Sundhaussen die Wirtschaftskrise, die 

Kosovo-Krise, die Krise der Intellektuellen sowie die Krise der Politik. 

                                                 

57 Landwehr, Diskurs – Macht – Wissen, 111. 
58 Ebd., 111. 
59 Landwehr, Geschichte des Sagbaren, 101-102. 
60 Januschek, Kritische Diskursanalyse politischer Sprache, 272. 
61 Foucault, Ordnung der Dinge, 9. 
62 Sundhaussen, Jugoslawien und seine Nachfolgestaaten 1943-2011, 301. 
63 Dunja Melčić, Der Jugoslawismus und sein Ende. In: Dunja Melčić (Hg.), Der Jugoslawien-Krieg. Handbuch 

zu Vorgeschichte, Verlauf und Konsequenzen (Wiesbaden 22007) 210-231, hier 220. 
64 Melčić, Der Jugoslawismus und sein Ende, 219. 
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3.1 Die Wirtschaftskrise 

Entscheidend für die zunehmenden inneren Spannungen war zunächst die desolate 

Wirtschaftslage. Stand in den 1950er Jahren noch ein Budgetdefizit im unteren dreistelligen 

Millionen-Dollar-Bereich zu Buche, betrug dieses 1980 sechs Milliarden Dollar.65 In den 

Reihen des allein regierenden „Bundes der Kommunisten Jugoslawiens“ (BdKJ) wollte 

niemand die Verantwortung für den wirtschaftlichen Niedergang übernehmen. Über Jahre 

hinweg erlangten Reformwillige im BdKJ keine Mehrheit und wurden als Spitzenfunktionäre 

rasch verdrängt.66 Vor allem in Kroatien und Slowenien formierte sich bereits gegen Ende der 

1960er Jahre zunehmender Widerstand gegen die zentralistischen Tendenzen Belgrads. Die 

Reformbefürworter bemühten sich darum, die föderalen Strukturen zu stärken und sich 

gleichzeitig einer marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung anzunähern, indem sie die 

alleinige Entscheidungsmacht der Republiken über Investitionen bei Budgetüberschüssen 

durchsetzten. Zudem traten sie für die Privatisierung von Betrieben ein. Das Finanzressort 

wurde aber weiterhin von der Zentralregierung verwaltet, womit einer echten Öffnung des 

Kapitalmarktes und damit einer weitreichenden Wirtschaftsreform weiterhin ein Riegel 

vorgeschoben war.67 

In den 1970er Jahren entstanden dennoch viele neue Unternehmen, die jedoch 

überwiegend kreditfinanziert wurden.68 Die hohen Verbindlichkeiten im Ausland wurden der 

Bevölkerung weitgehend verschwiegen. Am Rande der Zahlungsunfähigkeit bat der 

jugoslawische Staat widerwillig den Internationalen Währungsfond um Hilfe und begab sich 

somit immer stärker in Abhängigkeit der marktwirtschaftsorientierten, westlichen 

Wirtschaftsordnung.69 Viktor Meier sieht in der Untätigkeit des kollektiven Staatspräsidiums 

nach der Tito-Ära eine versäumte Chance, die Reformbewegung der frühen 1970er Jahre 

durch Vorantreiben des Prozesses der Demokratisierung und Liberalisierung der Wirtschaft 

und des Wettbewerbes mit der Schaffung von Wachstum und Arbeitsplätzen zu beruhigen.70 

Während zahlreiche Regimekritiker inhaftiert wurden, überstieg die Inlandsverschuldung 

1983 die milliardenschweren Auslandsverbindlichkeiten, während die sozialen und regionalen 
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Spannungen unter dem steigenden Druck der Hyperinflation kontinuierlich zunahmen.71 

Sundhaussen sieht jedoch auch in den großzügigen Kreditvergaben eine gewisse Mitschuld 

der westlichen Banken, welche bereits während der 1970er-Jahre Jugoslawiens 

Wirtschaftsleistung überschätzten.72  

Obgleich die jugoslawische Ministerpräsidentin Milka Planinc 1982 mit dem 

Internationalen Währungsfond (IWF) zunächst eine Einigung herbeiführte, war von Zollabbau 

und gezielten Investitionen nichts zu spüren73. Erst 1986 gestand sich der BdKJ 1986 die 

missliche Lage öffentlich ein. Die Blockfreiheit zwischen Ost und West, die Jugoslawien 

während Titos Regentschaft weltweit viel Respekt einbrachte, war durch die 

Inanspruchnahme westlicher Finanzhilfe in großer Gefahr. Ideologisch stark von der 

Sowjetunion geprägt, waren wirtschaftliche Reformen unabdingbar. Trotz der tristen 

Perspektiven konnten auch die von der neuen Regierung unter der Leitung des bosnisch-

kroatischen Politikers Branko Mikulić 1986 mit dem IWF vereinbarten Maßnahmen zur 

Inflationsbeschränkung, allem voran die Zinserhöhung über das Inflationsniveau, nur 

unzureichend durchgesetzt werden. Selbst dem erfahrenen kroatischen Wirtschaftsexperten 

Ante Marković, Mikulićs Nachfolger im Amt des jugoslawischen Ministerpräsidenten, gelang 

es im März 1989 nicht mehr, das Ruder herumzureißen. Die einschneidenden Reformen bei 

der Kreditvergabe kamen um Jahre zu spät und bremsten die industrielle Produktivität und 

somit das Wirtschaftswachstum erheblich ein, da die höheren Zinsen von den Unternehmen 

nun ungleich schwieriger bezahlt werden konnten. Zahlreiche Insolvenzen großer Konzerne 

führten zu einem drastischen Anstieg der Arbeitslosigkeit.74 

Als mächtiger Spieler im Kampf um die Beibehaltung des ökonomischen Status quo 

erwies sich schließlich die Führung der jugoslawischen Volksarmee, die auch im 

Kollektivpräsidium vertreten war und eine wirtschaftliche Liberalisierung stets zu verhindern 

wusste.75 

Sundhaussen erwähnt zwar in seiner Analyse die großen Lücken in der Vollständigkeit 

der Wirtschaftsdaten im Jugoslawien der 1980er Jahre, führt aber dennoch einige 

entscheidende Gründe für den ökonomischen Niedergang an. Wie bereits erwähnt, war 

Jugoslawien bereits vor Titos Tod wirtschaftlich angeschlagen. Die geringe 

Reformbereitschaft verhinderte schon seit den 60er-Jahren eine nachhaltige ökonomische 

Entwicklung westlicher Prägung. Trotz der mit der Verfassungsänderung von 1974 
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verbundenen Föderalisierung trägt laut Sundhaussen die kommunistische Führung die 

Hauptverantwortung für den wirtschaftlichen Kollaps, da reformwillige Parteifunktionäre 

stets in ihren Amtsbefugnissen beschnitten wurden.76 So sieht der Historiker einen engen 

Zusammenhang zwischen den politischen und wirtschaftlichen Dynamiken: 

„Es war der desaströse Zustand der Ökonomie, der die Politik unter Handlungsdruck 

setzte, und es war die Politik, die die Umsetzung nachhaltiger ökonomischer 

Reformen vereitelte.“77 

3.2 Die Kosovo-Krise 

Beinahe parallel zur Wirtschaftskrise steuerte der Konflikt im Kosovo auf einen 

Höhepunkt zu. Dennoch war auch die Kosovo-Krise 1981 noch nicht ausschlaggebend für den 

späteren Staatszerfall. Auch hier kann lediglich von einem weiteren Faktor gesprochen 

werden, der zur tieferen Zersplitterung der jugoslawischen Gesellschaft beitrug. Zwar erlangte 

der Kosovo nach jahrelanger, systematischer Verfolgung albanischer Politiker und Vordenker 

durch den serbischen Geheimdienst mit der Gründung der Universität Prishtina78 und der 

Verfassungsänderung von 1974 gemeinsam mit der Vojvodina die langersehnte, formale 

politische Gleichberechtigung gegenüber den anderen Teilrepubliken auf Bundesebene, 

allerdings blieb der albanischen Volksgruppe die vollständige Anerkennung als siebte Nation 

Jugoslawiens und das damit verbundene Recht auf Selbstbestimmung verwehrt und somit 

blieb Kosovo weiterhin als „Sozialistische Autonome Provinz“ (SAP) der Republik Serbien 

unterstellt. Die von der Bundesregierung forcierte Entwicklungshilfe für den Kosovo verhalf 

gleichzeitig auch der albanischen Bevölkerung zu mehr politischer Mitsprache, ein Trend den 

die serbische politische Führung zu unterbinden versuchte.79 1981 waren es schließlich 

soziale Missstände an der Universität in Prishtina, welche die Studierenden auf die Straße 

trieben. Bald wurden die Proteste auch von großen Teilen der albanischen Bevölkerung im 

Kosovo begleitet, die nun auch vehement für die Erklärung ihrer autonomen Provinz zur 

siebten Teilrepublik Jugoslawiens eintrat. Nachdem die Massendemonstrationen eine ganz 

eigene Dynamik entwickelten und sich mit der nationalistischen Idee eines „Großalbaniens“ 

schließlich auch auf die albanische Minderheit in Mazedonien ausweiteten, rückte die 

jugoslawische Armee mit 30000 Soldaten an und beendete die zunächst friedlichen Proteste 
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im Kosovo gewaltsam.80 Die Hintergründe der Unruhen wurden daraufhin wenig beleuchtet. 

Die Proteste der albanischen Bevölkerung wurden aus taktischen Gründen sogar von der 

politischen Elite im Kosovo verurteilt, um den bereits erkämpften Status der autonomen 

Provinz, die den anderen Republiken auf Bundesebene de facto gleichgestellt war, nicht zu 

gefährden.81 Sundhaussen merkt an, dass die Beweggründe für die Demonstrationen sehr 

unterschiedlich waren, während die serbische Führung die gesamte albanische Bevölkerung 

unter den Generalverdacht einer angestrebten Sezession stellte.82 

Die Dynamik der Aufstände spielte somit den nationalistischen Tendenzen der politischen 

Führung in Serbien in die Hände, die ihre Co-Nationalen im Kosovo durch die albanischen 

„Separatisten“ bedroht sahen. Besonders die serbische orthodoxe Kirche goss mit ihrem 1982 

veröffentlichten „Appell zur Verteidigung der serbischen Bevölkerung und seiner Heiligtümer 

in Kosovo“ zusätzlich Öl ins Feuer, indem sie den Wandel in der ethnischen 

Bevölkerungsstruktur zugunsten der albanischen Population ab den späten 60er- Jahren als 

„gut geplanten Genozid“ der albanischen Führung an den Serben im Kosovo verurteilte83. In 

den meisten serbischen Quellen war von bis zu 200000 „vertriebenen“ serbischen Einwohnern 

die Rede, wobei ein beträchtlicher Anteil vor allem aus wirtschaftlichen Gründen nach 

Norden wanderte. Gerüchte über unzählige Vorfälle sexueller Gewalt gegenüber serbischer 

Mädchen und Frauen machten die Runde. Zwischen 1961 und 1971 verließen laut 

Sundhaussens Untersuchungen bereits geschätzte 85000 Serben aus unterschiedlichsten 

Gründen die Provinz. Parallel dazu stieg die Geburtenzahl in der albanischen Bevölkerung 

viel stärker an als bei der serbischen Minderheit, sodass der Anteil der Serben an der 

Gesamtbevölkerung im Kosovo im Zeitraum von 1961 bis 1981 kontinuierlich schrumpfte 

(von 23,5% auf 13,2%). Zu den sexuellen Übergriffen sei erwähnt, dass die offizielle Zahl 

zwischen 1981 und 1986 380 Fälle, davon 65 Opfer und Täter unterschiedlicher Nationalität 

betraf, und später offiziell 31 Albaner wegen sexueller Gewalt gegenüber Frauen anderer 

Nationalitäten angeklagt wurden. Insgesamt sei nach Angaben von serbischen(!) 

Menschenrechtsexperten die Zahl der Missbrauchsfälle in Kosovo in den 80er-Jahren sogar 

kleiner gewesen als in ganz Jugoslawien. Sundhaussen zweifelt aufgrund einer möglichen 

großen Dunkelziffer zwar auch an der Glaubwürdigkeit dieser Statistiken, allerdings äußert er 

auch den Verdacht, dass die ursprünglich viel zu hohen Schätzungen bloße Erfindungen 

waren, um die These eines systematischen, „biologischen Genozids“ an der serbischen 
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Volksgruppe weiter zu untermauern und medienwirksam eine „nationale Hysterie“ 

auszulösen84. Somit wirkte die Kosovo-Krise als „Katalysator einer tiefen Krise des 

Bundes“85. 

3.3 Die Krise der Intellektuellen – Radikalisierung durch die „geistigen 

Eliten“ 

In weiterer Folge macht Sundhaussen vor allem die Gruppe der Intellektuellen und der 

Akademiker für den Zerfall des jugoslawischen Staatsgefüges verantwortlich. Denn gerade sie 

hätten der Theorie von der gezielten Vertreibung der serbischen Bevölkerung aus dem 

Kosovo entschieden entgegenwirken können, indem sie stärker zwischen den 

verschiedenartigen Protestgründen der albanischen Bevölkerung differenziert hätten. 

Stattdessen sprangen viele Schriftsteller und Wissenschaftler auf den Zug der medialen 

Panikmache auf und beteiligten sich rege an der „Um- bzw. Neucodierung der Geschichte 

Jugoslawiens“.86  

Zum Feindbild des albanischen Volkes im Kosovo gesellte sich auch der Mythos von der 

„islamischen Gefahr“ mit ihrem Zentrum in Bosnien-Herzegowina. Serbische, aber auch 

kroatische Politiker befürchteten auch dort eine Zurück- bzw. Verdrängung ihrer 

Volksgruppen, besonders aufgrund der sich ausbreitenden „religiösen Hegemonie“ der 

Muslime, wobei diese selbst erst ab 1963 als eigene ethnische Gruppe in der bosnischen 

Verfassung erwähnt und 1968 als Nation von der eigenen Territorialregierung bestätigt 

wurden, auf Bundesebene jedoch bis 1971 um den Nationsstatus und der damit 

einhergehenden Gleichberechtigung gegenüber Kroaten und Serben auf Bundesebene 

kämpfen mussten. Davor konnten sich diese bei Volkszählungen lediglich als „national nicht 

erklärte Muslime“ registrieren lassen87. Überhaupt galten Muslime auf dem heutigen 

bosnisch-herzegowischen Staatsgebiet noch während des Zweiten Weltkrieges als „Kroaten 

islamischen Glaubens“88. Nichtsdestotrotz wurde in serbischen und kroatischen Kreisen stets 

vor einer islamischen Bedrohung gewarnt, welche die systematische Zurückdrängung ihrer 

eigenen Volksgruppen zur Folge hätte.89 Tatsächlich scheint die Verschiebung der 

Nationalitätsproportionen vorwiegend auf den rapiden „Wechsel des Identitätsbewusstseins“ 
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zugunsten der bosnischen Muslime zurückzuführen zu sein, wie der Vergleich der 

jugoslawischen Volkszählungen 1961 und 1971 nahelegt90. Demnach bewirkte die bloße 

Anerkennung der Muslime als Nation einen bosnisch-muslimischen Bevölkerungsanstieg von 

ca. 14%91. Dass bereits vor 1950 ein Großteil der strenggläubigen Anhänger des Islams das 

bosnisch-herzegowinische Siedlungsgebiet in Richtung Türkei verließ, soll hier nicht 

unerwähnt bleiben.92 

Die Sozialwissenschaftlerin Sabine Riedel vertritt die Meinung, dass der Bürgerkrieg in 

Bosnien-Herzegowina in den 1990er-Jahren womöglich weniger Grausamkeiten 

hervorgerufen hätte, wenn sich die Menschen auf bosnischem Territorium nicht aufgrund 

konfessioneller Unterschiede zunehmend als verschiedene ethnische Gruppierungen begriffen 

hätten. Über die Jahre hinweg bildete sich demnach kein säkularisiertes, 

sprachenunabhängiges, politisches Nationsbewusstsein heraus, das auch für bosnische 

Kroaten und Serben identitätsstiftende Wirkung gehabt hätte.93 Von Teilen der politischen 

Führungskräfte in Kroatien und Serbien wurde Bosnien-Herzegowina stets als künstlich 

geschaffene, sechste Teilrepublik empfunden. Unter diesen Umständen sahen sich 

muslimische Intellektuelle zur religiösen Erneuerung, einer Rückbesinnung auf die 

Traditionen des Islams, gezwungen, war doch der Zusammenhalt innerhalb der muslimischen 

Bevölkerung durch die ständige Verfolgung und Diskriminierung ohnehin nur mehr schwach 

ausgeprägt.94 1970 wurde schließlich eine vieldiskutierte Schrift mit dem Titel „Islamische 

Deklaration“, veröffentlich, die von einer Autorengruppe verfasst wurde, der auch der spätere 

bosnische Präsident Alija Izetbegović angehörte.95 Eine vollständige serbokroatische und 

englische Übersetzung des Werkes wurde schließlich erst 1990 öffentlich zugänglich. Im 

Mittelpunkt dieser Abhandlung stand der Aufruf zur „religiösen Erneuerung der islamischen 

Welt“, auch bekannt unter dem „großen Djihad“, einer Kehrtwende, die von einem selbst 

ausgehe96. Angestrebt wurde demnach der gemeinsame Kampf aller muslimischen 

Minderheiten gegen ihre Diskriminierung in mehrheitlich andersgläubigen Gesellschaften. 

Mit großer Skepsis wurde aus serbischer und kroatischer Perspektive der Vision des 

Panislamismus, dem Traum von „einer großen islamischen Föderation von Marokko bis 

Indonesien, vom tropischen Afrika bis Zentralasien“ begegnet97. 
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1983 fand sich Alija Izetbegović gemeinsam mit zwölf anderen muslimischen 

Intellektuellen, sog. „Jungmuslimen“, jenen politischen Aktivisten, die seit dem zweiten 

Weltkrieg massiv verfolgt wurden und des Terrors bezichtigt wurden98, vor Gericht wieder, 

wo ihm wegen Volksverhetzung zunächst eine Haftstrafe von 14 Jahren auferlegt wurde. Die 

Schauprozesse eigneten sich hervorragend als Beweise für die Bedrohung der jugoslawischen 

Souveränität durch den muslimischen Nationalismus.99 Izetbegović distanzierte sich in seiner 

Darstellung zwar klar von einer säkularisierten Gesellschaft, wie sie sich Tito für Jugoslawien 

wohl erhoffte. Sundhaussen merkt jedoch an, dass im gesamten Text der „Islamischen 

Deklaration“ weder Bosnien-Herzegowina noch Jugoslawien explizite Erwähnung finden und 

somit der Vorwurf einer islamischen Bedrohung Jugoslawiens wenn, dann nur 

hineininterpretiert werden konnte. Zudem waren viele Gegner Izetbegovićs nur oberflächlich 

mit der umstrittenen Schrift bekannt und hätten stattdessen, basierend auf alten Feindbildern, 

neue Vorurteile gegenüber dem Islam geschürt und mit Verweis auf die Deklaration 

begründet.100 Die Einrichtung der islamischen Theologischen Fakultät in Sarajevo 1977 und 

die dort verfassten Schriften liefern Beweise dafür, dass andere muslimische Intellektuelle 

sehr wohl auch daran interessiert waren, die Traditionen des Islams mit den Freiheiten einer 

modernen, politischen Gemeinschaft in Einklang zu bringen.101 Das klarste 

Unterscheidungsmerkmal zwischen den Volksgruppen blieb die Religion, worauf sich die ab 

1990 neugegründeten politischen Parteien stürzten und die Identitätskonflikte damit bewusst 

weiter anheizten.102 

Der Konflikt zwischen serbischen und muslimischen Intellektuellen spitzte sich vor allem 

ab 1986 noch einmal zu. Zunächst wurde ein „Memorandum“ der Serbischen Akademie der 

Wissenschaften herausgegeben, das sich einerseits relativ sachlich der jugoslawischen 

Wirtschaftskrise und den aufkommenden sozialen Spannungen widmete, andererseits im 

zweiten Teil des Werkes aber die Gründe für den Rückgang der serbischen 

Wirtschaftsleistung in der systematischen ökonomischen und politischen Diskriminierung 

Serbiens suchte. Die Verleihung des Autonomiestatus für die beiden serbischen Provinzen 

Kosovo und Vojvodina interpretierten die 16 Autoren der Abhandlung als Fortsetzung einer 

langen Historie der Rache am serbischen Volk.103 Der Erfolg dieses Memorandums lässt sich 

damit begründen, dass hier die Meinung vieler leichtgläubiger serbischer Bürger von 
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wissenschaftlicher Seite bekräftigt wurde, Fakten mit zweifelhaften, kontroversen Thesen 

verknüpft wurden und sich dadurch schließlich die schon vergessen geglaubten Feindbilder 

und Stereotype durch die Kanäle der Medien und der akademischen Autorität manifestieren 

und eine neue Realität erzeugen konnten.104  

Ungefähr zur selben Zeit entwickelten auch die „intellektuellen Eliten“ in Slowenien ein 

eigenes Nationalprogramm, das schließlich zu Beginn des Jahres 1987 in der unabhängigen 

Zeitschrift Nova revija erschien. Darin wurde eine vom jugoslawischen Zentralstaat 

unabhängige Entwicklung hin zu einer modernen, pluralistischen Demokratie der 

Meinungsfreiheit mit einer marktwirtschaftlich orientierten Wirtschaftsordnung propagiert. 

Im Vordergrund stand also die Föderalisierung Sloweniens innerhalb des Zentralstaates.105 

Daraufhin gerieten die Herausgeber des slowenischen Nationalprogramms in der 

jugoslawischen Öffentlichkeit massiv unter Druck, was schließlich in deren Absetzung 

resultierte. Am 10. Mai 1988 sollte in der slowenischen Jugendzeitschrift Mladina ein Artikel 

mit der Schlagzeile „Die Nacht der langen Messer“ erscheinen, jedoch wurde die 

Veröffentlichung von der jugoslawischen Staatsanwaltschaft verhindert. Die Verfasser 

schossen sich auf die Jugoslawische Volksarmee (JNA) mit dem Verteidigungsminister 

Branko Mamula (1982-88) an der Spitze ein, die laut einer Aufzeichnung des slowenischen 

Parteichefs Milan Kučan im Rahmen einer Sitzung des Zentralkomitees der kommunistischen 

Partei Jugoslawiens (KPJ) am 29. März über die Maßnahmen der Exekutive zur raschen 

Beendigung der slowenischen Demokratisierungswelle berieten. Von serbischer Seite wurde 

der slowenischen Öffentlichkeit ohnehin mit Misstrauen begegnet, und nun bot sich die 

Gelegenheit, die verantwortlichen Enthüllungsjournalisten Janez Janša, Ivan Borštner, David 

Tasić und Franci Zavrl wegen des Verrats von Militärgeheimnissen „aus dem Verkehr zu 

ziehen“.106 Diese Einschüchterungstaktik, die sich in Haftstrafen für die vier 

Reformbotschafter äußerte, verfehlte jedoch ihr eigentliches Ziel, hatte diese doch 

landesweite Massenkundgebungen der slowenischen Bevölkerung für Meinungsfreiheit und 

Parteienpluralismus zur Folge. Kućans Beliebtheitswerte schnellten in die Höhe, jedoch war 

er darauf bedacht, sich weiterhin pragmatisch zu verhalten, um nicht für noch mehr Unruhe 

bei der jugoslawischen Volksarmee zu sorgen.107 
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3.4 Die Krise des politischen Systems 

3.4.1 Die Machtergreifung Slobodan Miloševićs 

Mit den bereits erwähnten Krisen war unmittelbar auch die Krise des politischen Systems 

verbunden, die sich zunächst in der Kritik serbischer Politiker an der jugoslawischen 

Verfassung von 1974 und der damit verbundenen Erklärung des Kosovo zur „Autonomen 

Provinz“ zeigte. Im Gegensatz zu Serbien war Kroatien trotz eines serbischen 

Bevölkerungsanteils von 12% nicht von der Einrichtung sozialistischer autonomer Provinzen 

betroffen.108 Für die serbische Kritik an der Bundesverfassung waren aber vor allem zwei 

Gründe ausschlaggebend: Serbiens Beziehungen zu seinen, den Teilrepubliken praktisch 

gleichgestellten, autonomen Provinzen, und das Machtverhältnis zwischen der jugoslawischen 

Zentralregierung und seinen Teilrepubliken. Das Kräftegleichgewicht zwischen den 

Institutionen der Teilrepubliken und den Bundesorganen der Föderation kam somit gehörig 

ins Wanken.109 Slobodan Milošević, anfangs eher unauffällig und in der Gesamtpartei 

weniger einflussreich, setzte zunächst darauf, unter dem Deckmantel einer „anti-

bürokratischen Revolution“110 eine gezielte Neubesetzung politischer Posten in den 

autonomen Provinzen herbeizuführen. Distanzierte er sich bis 1987 noch von besagtem 

Memorandum, so bezog er nach gewaltsamen Zusammenstößen zwischen den überwiegend 

albanischen Polizeibeamten und serbischen bzw. montenegrinischen Demonstranten während 

seiner Rede in der Nähe von Prishtina mit dem Satz „Niemand soll es wagen, euch zu 

schlagen“111 eine klare Position gegen die Diskriminierung des „serbischen Volkes“ im 

Kosovo und verurteilte die Anwendung von Gewalt seitens der kosovarischen Exekutive112. 

Damit erlangte er in der serbischen Bevölkerung, angesichts ihrer ohnehin negativen Haltung 

gegenüber der lokalen albanischen Elite im Kosovoeine unglaubliche Popularität. Die 

Eigendynamik der Entwicklungen seit Titos Ableben, von der wirtschaftlichen, sozialen, 

kulturellen bis hin zur politischen Instabilität, brachte Milošević schließlich an die Spitze 

einer durch wiederkehrende Feindbilder aufgewühlten serbischen Bevölkerung.113 Im 

September 1987 brach er auf der 8. Plenarsitzung des Zentralkomitees des serbischen BdK 

mit seinem langjährigen politischen Weggefährten und damaligen Parteichef Ivan Stambolić 

und leitete im Zuge dessen nicht nur in der Partei, sondern auch in den Redaktionen der 
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einflussreichsten serbischen Medien sowie in der Jugoslawischen Volksarmee entscheidende 

Personalrochaden ein.114 Matthias Rüb beschreibt die 8. Plenarsitzung als „Schlüsselereignis 

für die Methoden Miloševićs“ und nennt dabei die „Mobilisierung der Massen durch das 

Fernsehen“, den „Verrat als Maxime für das Leben und die Machtpolitik“, das vereinfachte 

„Freund-Feind-Schema“ sowie beinharte „Rücksichtslosigkeit und Propaganda“ als 

entscheidende Faktoren für Miloševićs Machtergreifung115. Mithilfe einer durch 

gleichgeschaltete Medien manipulierten serbischen Bevölkerung konnten fortan 

demokratische Prozesse leichter umgangen werden. Diese plakativ als „antibürokratische 

Revolution“ bezeichnete Wende drückte sich also nur in der Beseitigung von Miloševićs 

politischen Konkurrenten aus und hatte mit der proklamierten Neustrukturierung der 

Verwaltung wenig zu tun. Vielmehr ging es um die Wiederherstellung von Serbiens 

politischer Steuerungsmacht gegenüber seinen autonomen Provinzen Vojvodina und Kosovo.  

In der nördlichen Provinz Vojvodina, wo die serbische Bevölkerung leicht in der Überzahl 

war, vollzog sich ab 1988 die Neubesetzung der bis dahin relativ liberalen politischen Eliten. 

Der vermeintlich volksnahe Reformer Milošević wurde auf zahlreichen öffentlichen 

Massenkundgebungen, sog. „Meetings“, von der serbischen Bevölkerung gefeiert. „Sein 

Volk“ hinter sich wissend, ignorierte Milošević jegliche Kritik der jugoslawischen 

Zentralregierung und ließ für die Großdemonstrationen gezielt Kosovo-Serben nach Novi Sad 

bringen, um auf die Diskriminierung der serbischen Bevölkerung im Kosovo aufmerksam zu 

machen.116 Im Oktober folgte schließlich der Rücktritt der politischen Führung in der 

Vojvodina, nachdem deren Hauptquartier mit Joghurt-Bechern beworfen wurde. Bereits einen 

Tag später breiteten sich die Proteste auf Montenegro aus, wo die Regionalregierung von 

serbischer Seite zur Solidarität mit den montenegrinischen und serbischen Bewohnern im 

Kosovo aufgerufen wurde. Während Milošević seinen Einfluss auf die Demonstrationen in 

Montenegro gegenüber jugoslawischen Parteifunktionären aus anderen Teilrepubliken 

abstritt, warf er den slowenischen politischen Eliten im Gegenzug die systematische 

Destabilisierung des Staates durch die jahrelange Misswirtschaft und fehlende politische 

Kompetenz zur Bewältigung der Krise vor. So gelang ihm erst am 11. Jänner 1989 der zweite 

entscheidende politische Schritt mit der Entmachtung der montenegrinischen Führung durch 

die Installation der ihm treuen Politiker.117 
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Eine ähnliche personelle Rotation erwies sich im Kosovo indes etwas schwieriger. Zwar 

installierte Milošević bereits am 17. November 1988 mit Rahman Morina einen seiner 

wenigen kosovo-albanischen Gefolgsmänner. Allerdings stand hier anders als in der 

Vojvodina oder in Montenegro die Mehrheit der Bevölkerung nicht hinter Milošević. Folglich 

gab es verstärkte Massenproteste des albanischen Teils der kosovarischen Bevölkerung. 

Parallel dazu rief die serbische Führung zu den bis dahin größten Versammlungen im 

kommunistischen Jugoslawien auf, um für den Kampf gegen die Unterdrückung der Serben 

und Montenegriner im Kosovo Stimmung zu machen. Die albanische Bevölkerung gab sich 

jedoch nicht so einfach geschlagen und einige Bergleute aus Trepča lösten mit ihrem 

Hungerstreik im Februar 1989 eine neue Welle des Widerstandes der Kosovo-Albaner gegen 

die von Milošević eingesetzten Parteifunktionäre aus.118 Unterstützung erfuhren diese Proteste 

schließlich in Slowenien, was umgehend zu riesigen Gegenkundgebungen seitens der 

serbischen Bevölkerung führte.119 Die slowenischen Demonstranten wurden als 

„Konterrevolutionäre und Vaterlandsverräter“ beschimpft, während gleichzeitig erste Rufe 

nach einem gewaltsamen Eingreifen im Kosovo laut wurden. Es folgten systematische 

Inhaftierungen der kosovoalbanischen Führungskräfte.  

Am 28. März 1989 trat schließlich die abgeänderte serbische Republikverfassung in Kraft. 

Obwohl oder gerade weil die jugoslawische Zentralregierung bereits Ende Februar den 

Ausnahmezustand ausgerufen hatte, welcher ein generelles Demonstrationsverbot bedeutete, 

kam es nochmals zu Massenprotesten im Kosovo, bei deren gewaltsamer Niederschlagung 

durch die serbisch-geführten Sicherheitskräfte schließlich auch viele Tote und Verletzte zu 

beklagen waren.120 Innerhalb der serbischen Teilrepublik galt fortan der Grundsatz, dass 

Gesetzesänderungen der Provinzverfassungen nur noch im Rahmen der neuen serbischen 

Verfassung möglich waren, die dem bis dahin geltenden unbeschränkten Vetorecht der 

Provinzen eine Einigungsfrist mit der Republik von sechs Monaten vorschrieb und als letzte 

Möglichkeit des Protests eine republikweite Volksabstimmung vorsah.121 Der 

Verfassungsrechtler Joseph Marko pflichtet hier der Bewertung des jugoslawischen 

Bundesverfassungsgerichts bei, wonach die Gleichstellung der beiden autonomen Provinzen 

mit den anderen Teilrepubliken auf Bundesebene durch die serbische Verfassungsänderung 

zumindest formell nicht gefährdet war.122 Davon profitierte jedoch vor allem Milošević, der 

nach dem bereits erwähnten „Köpfe-Rollen“ auch auf Bundesebene faktisch mit den Stimmen 
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aus der Vojvodina, dem Kosovo und Montenegro rechnen konnte und somit zumindest fähig 

war, sämtliche Anträge der vier anderen Teilrepubliken zu blockieren. Die „Mobilisierung 

und Radikalisierung der Massen“ stellte in weiterer Folge auch die übrigen Teilrepubliken vor 

die große Herausforderung, „ihrem Volk“ die Stange zu halten123. Sundhaussen merkt an, dass 

die serbische Bevölkerung, genauso wie „jede [andere] Gesellschaft, zumal in Krisenzeiten, 

indoktrinierbar und manipulierbar“ war.124 Unter diesen Vorzeichen wurden die 

Feierlichkeiten zur 600. Jährung der Schlacht am Amselfeld am 28. Juni 1989 zum großen 

serbischen Spektakel. Sundhaussen nennt für Miloševićs Aufstieg folgende Gründe:  

„Die große Krise der 80er-Jahre, der damit verbundene allgemeine Politikverdruss, der 

‚antibürokratische Habitus‘ Miloševićs, das Bündnis von Politik, Kirche und 

Wissenschaft, der Dauerbeschuss durch die Medien (Presse, Fernsehen, Radio) ,die 

Inszenierung der ‚Meetings‘ und ihre Mobilisierungseffekte, die permanente 

Wiederholung des Genozid-Topos und der Opferdiskurse, die Zurückdrängung der 

jugoslawischen zugunsten der serbischen Mythen (insbesondere des Kosovo-Mythos) 

begründeten bzw. verfestigten kollektive Wahrnehmungsmuster und schufen die 

mentale Grundlage zur Führung eines ,gerechten Krieges‘.“125 

Als „serbisch“ bezeichnet Sundhaussen nur die „spezifische Staffage und Inszenierung 

des diskursiven Raums“126 seitens der intellektuellen und politischen Eliten der Teilrepublik, 

nicht aber das Verhalten vieler verzweifelter, frustrierter Menschen. In Letzterem sieht der 

deutsche Südosteuropa-Historiker vor allem ein massenpsychologisches und weniger ein 

völkerpsychologisches Phänomen, das sich weder räumlich noch zeitlich abgrenzt, sondern 

stets eine alles durchdringende Massenbewegung auslösen kann.127 An dieser Stelle sei also 

nochmals betont, dass über die Zukunft des jugoslawischen Bundesstaates nicht erst durch die 

slowenische Unabhängigkeitserklärung, sondern eben spätestens durch die systematische 

Neubesetzung der politischen Ämter durch proserbische Kräfte in der Vojvodina, Montenegro 

und Kosovo eine große Ungewissheit herrschte.128 
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3.4.2 Serbisches Einparteiensystem vs. slowenischer Parteienpluralismus 

Parallel zur serbischen Intention, die zentralen Kräfte der Föderation auf Kosten der 

autonomen Provinzen zu stärken, entwickelte sich in Slowenien eine starke Bewegung, die 

das Weiterbestehen des Zentralstaates in Frage stellte. Dabei ging es primär um die 

ökonomische Unabhängigkeit der ethnisch homogenen Teilrepublik. Sundhaussen führt 

diesen „Prozess der Entsolidarisierung“129 mit dem sozialistischen Jugoslawien auf folgende 

Aspekte zurück: Während Slowenien unmittelbar nach dem Ersten und Zweiten Weltkrieg 

seine territoriale Integrität gegenüber österreichischen, italienischen Gebietsansprüchen bzw. 

sowjetischen Machtspielen verteidigen musste, wurde die jugoslawische Föderation für die 

Teilrepublik ziemlich rasch zumindest aus sicherheitspolitischer Perspektive obsolet. Auch 

die ethnische Homogenität und die geringe Anzahl an slowenisch-stämmigen Einwohnern in 

den anderen Teilrepubliken trugen zur starken Befürwortung einer Eigenstaatlichkeit 

Sloweniens bei. Im Zuge der Wirtschaftskrise der 80er hatte Slowenien nämlich eine ähnliche 

Rolle wie die heutigen Netto-Zahler der EU zu erfüllen. Als finanzkräftigste Teilrepublik 

waren die Ausgaben für den jugoslawischen Entwicklungsfonds im Vergleich zu den anderen 

Teilrepubliken verhältnismäßig hoch. Da war es wenig förderlich zu sehen, dass die 

Finanzhilfen nur geringe Wirkung zeigten und die Verschuldung weiter anstieg. Schließlich 

zwangen Miloševićs Aufstieg mit seiner „antibürokratischen Revolution“ und dem Ziel der 

Verfassungsänderung auch die slowenischen politischen Eliten zum Handeln. Während die 

slowenische Führung eine „asymmetrische Föderation“ anstrebte, betonte Serbien zwar die 

Stärkung des Zentralstaates, förderte jedoch mit den zugunsten der serbischen Teilrepublik 

veränderten Machtstrukturen auf Bundesebene selbst eine tatsächliche Asymmetrie.130 Hinzu 

kamen die zunehmenden Spannungen mit Milošević, der sich für eine stärkere 

Berücksichtigung der Bevölkerungsstruktur im jugoslawischen Parlament einsetzte, einen 

ethnozentrischen Parlamentarismus im Rahmen des BdKJ vorantrieb und sich gegen die 

Einführung eines Mehrparteiensystems wehrte. Als Reaktion auf die serbische 

Verfassungsänderung legte sich die slowenische Führung am 27. Juni 1989 auf die 

„Grundsatzcharta für Slowenien“ fest, in der sie das Selbstbestimmungsrecht der 

Teilrepubliken zu ihrer obersten Priorität machte und für republikübergreifende Anliegen auf 

Föderationsebene weiterhin den Konsensbeschluss einforderte.131 Schließlich einigte sich die 

slowenische Regierung am 20. September 1989 auf eine Verfassungsnovelle, wonach 

Finanzleistungen an den Zentralstaat in Zukunft nur mehr unter Berücksichtigung der 
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budgetären Lage Sloweniens erfüllt werden sollten. Außerdem schützte sich die Teilrepublik 

rechtlich gegen eine Erklärung des Ausnahmezustands und somit gegen eine mögliche 

Intervention durch die jugoslawische Volksarmee auf slowenischem Territorium, indem von 

nun an ein solcher Akt einer Zustimmung der slowenischen Führung bedurfte. So versuchte 

Slowenien präventiv zu agieren und ein Szenario wie im Kosovo von vornherein abzuwenden, 

was zunächst auch gelang. Allerdings waren die neuen Bestimmungen im Sinne der 

Bundesverfassung ähnlich umstritten wie Serbiens Verfassungsänderung. Die von Slowenien 

forcierte „asymmetrische Föderation“ oder Konföderation wurde von serbischer Seite stets 

abgelehnt.132 Die Fronten schaukelten sich weiter hoch, als von Kosovo-Serben ein „Meeting 

der Wahrheit“ in Ljubljana organisiert werden sollte, das zum Ziel hatte, unterstützt von der 

jugoslawischen Führung, die slowenische Territorialregierung bloßzustellen. Allerdings 

wurde die Veranstaltung von slowenischer Seite nicht genehmigt, was in der serbischen 

Öffentlichkeit als Verstoß gegen die Bewegungsfreiheit innerhalb Jugoslawiens aufgefasst 

wurde. Was folgte, war ein Abbruch der Handelsbeziehungen zwischen den beiden 

Teilrepubliken. Aber auch auf politischer Ebene tat sich eine tiefe Kluft zwischen den beiden 

Konfliktparteien auf: Serbien blieb dem Einparteiensystem treu, ließ jedoch mehrere 

Kandidaten zu, Slowenien entschied sich im Dezember 1989 für eine 

Mehrparteiendemokratie.133  

Am 20. Jänner 1990 lud der BdKJ zum 14. außerordentlichen Kongress, auf dem die 

serbisch-slowenischen Differenzen im Mittelpunkt standen. Kurz vor der Zusammenkunft der 

politischen Führungskräfte ergab eine Umfrage unter 5000 Parteifunktionären, dass sich eine 

große Mehrheit in Serbien, Montenegro und der Vojvodina für Mehrheitsentscheidungen auf 

Bundesebene aussprach, während slowenische, kroatische sowie kosovarische Parteigänger 

klar für ein Konsensverfahren eintraten. Bosnische und Mazedonische Politiker stimmten mit 

knappen Mehrheiten für den Mehrheitsentscheid.  

Hinsichtlich einer Aufrechterhaltung des „demokratischen Zentralismus“ im Sinne des 

Einparteiensystems stand die slowenische Führung mit ihrem Vorschlag nach Ausweitung der 

Kompetenzen der Republikparteien alleine da. Somit waren die Chancen für eine 

Verfassungsänderung zugunsten Sloweniens relativ gering. Dies äußerte sich auch im Votum 

im Rahmen des Kongresses, wo die slowenische Forderung, den BdKJ in Zukunft als 

freiwilliges Bündnis gleichberechtigter Republikorganisationen aufzufassen, mit 987 zu 169 

Stimmen eindeutig abgelehnt wurde. Die slowenischen Delegierten verließen empört den 
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Sitzungssaal, was schließlich zur „Unterbrechung des Kongresses“ führte, da sich auch die 

kroatischen Parteifunktionäre klar gegen den Plan einer erneuten Abstimmung in 

Abwesenheit der slowenischen Delegation stellten und aus dem BdKJ austraten134. Die 

Gefahr einer „Kosovisierung [sic!]“ beschäftigte nach der slowenischen Protestaktion nun 

erstmals auch die anderen Teilrepubliken, denen mit Slowenien ein starker Partner gegen 

Miloševićs großserbische Ambitionen zur Seite stand.135 

3.4.3 Erste freie Parlaments- und Präsidentschaftswahlen 1990 

Angesichts der Zerwürfnisse auf Bundesebene im Jahr 1989 bezeichnet Matthias Rüb das 

Jahr 1990 als „Atempause“136. Am 8. April 1990 wurden in Slowenien freie Parlaments- und 

Präsidentschaftswahlen abgehalten, Kroatien zog knapp einen Monat später nach. Gegen 

Ende des Jahres folgten auch in Mazedonien, Bosnien-Herzegowina, Serbien und Montenegro 

freie demokratische Wahlen. Lediglich in Serbien und Montenegro konnten sich 

Nachfolgeparteien des BdKJ behaupten. Auf Bundesebene wurde nicht gewählt, da sich die 

Republiken auf keine Mehrparteienwahl einigen konnten.  

Die nachstehende Analyse konzentriert sich auf die für den weiteren Zusammenhang 

besonders relevanten Teilrepubliken Slowenien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina und Serbien. 

In Slowenien brachte Kućans Sieg bei der Präsidentschaftswahl den Prozess der Sezession ins 

Rollen, während sich Kroatien nach dem Sieg der HDZ (Kroatische Demokratische Union) 

mit Franjo Tudjman an der Spitze, ähnlich wie zuvor Slowenien, konkret mit der Frage nach 

einem reformierten Jugoslawien oder einem eigenständigen Staat auseinandersetzte.137 Die 

Unabhängigkeitsbestrebungen der HDZ waren allerdings aufgrund des hohen Anteils der 

serbischen Volksgruppe in Kroatien weitaus umstrittener als im ethnisch homogenen 

Slowenien. Die geringen Berührungsängste mit Sympathisanten des Ustaša-Regimes des 

Zweiten Weltkrieges befeuerten den Konflikt mit der serbischen Bevölkerung. Sundhaussen 

bezeichnet diese Radikalisierung in Kroatien als ein „Lehrstück politischer Pubertät“138. 

Demnach bediente sich HDZ zunehmend abwertender Sprache und Rhetorik, z.B. wenn sie 

von der serbischen Volksgruppe in Kroatien nicht mehr von einer „Völkerschaft“ oder 

„Nationalität“, sondern von einer „Minderheit“ sprach.139 Rein rechtlich änderte dies zwar 
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nichts an der Gleichberechtigung, aber die Marginalisierung der serbischen Bevölkerung 

wurde allein durch die bewusst diskriminierende Wortwahl vorangetrieben. Gleichzeitig 

wuchs der Druck auf die Serbische Demokratische Partei (SDS) in Kroatien, deren 

Abgeordnete um Jovan Rašković als kroatische Serben einerseits von Milošević zum Boykott 

des kroatischen Parlaments aufgerufen wurden, andererseits grundsätzlich noch bereit waren, 

gemeinsam mit Tudjman ein zukunftsfähiges Kroatien zu entwerfen140. An einer friedlichen 

Lösung waren offenbar weder Milošević noch Tudjman mit seinen nationalistischen, 

antisemitischen und rassistischen Aussagen interessiert und beschädigten stattdessen die 

internationalen Beziehungen Jugoslawiens nachhaltig.141  

Bei den Wahlen in Bosnien-Herzegowina divergierten selbst die politischen Vorstellungen 

innerhalb der drei Volksgruppen sehr stark. Alija Izetbegović führte seine muslimisch-

dominierte Partei der Demokratischen Aktion (SDS) zum relativ knappen Wahlsieg (86 zu 72 

Sitze) über die Serbische Demokratische Partei (SDA) mit Parteichef Radovan Karadžić und 

die Kroatische Demokratische Gemeinschaft (HDZ) in Bosnien-Herzegowina (44 Sitze). 

Gaben sich die drei Großparteien zu diesem Zeitpunkt noch gemäßigt, so taten sich alsbald 

große Gräben zwischen den Fraktionen auf.142 Die Serbische Demokratische Partei (SDS) 

grenzte sich rasch von seinen beiden Koalitionspartnern SDA und HDZ ab, indem sie in jenen 

Siedlungsgebieten mit serbischer Bevölkerungsmehrheit Parallelinstitutionen zu den 

offiziellen staatlichen Einrichtungen installierte und die ethnische Trennung vor allem 

innerhalb der Kommunen forcierte.143 Die nichtserbische Bevölkerung verließ sukzessive den 

Siedlungsraum an der Grenze zu Kroatien (bosnische Krajina), während SDS-Funktionäre die 

Bewaffnung ihrer Anhänger vorantrieben. Parallel dazu wurden in den Parteisitzungen die 

Namen jener einflussreichen bosnischen und kroatischen Personen gesammelt, welche im 

Falle des Kriegsausbruches systematisch entmachtet werden sollten.144 Die kroatische HDZ 

und die muslimisch-bosniakische Organisation (MBO) wurden allerdings ebenfalls 

beschuldigt, Personenlisten der zu beseitigenden Kontrahenten verfeindeter Volksgruppen 

anzufertigen. Der kroatisch dominierte Nordwesten Bosnien-Herzegowinas gründete am 18. 

November 1991 die „Kroatische Gemeinschaft Herceg-Bosna“. An die Spitze dieser unter 

starkem Einfluss Tudjmans stehenden, separatistischen Bewegung trat mit Mate Boban ein 

ehemaliger Mitarbeiter des jugoslawischen Geheimdienstes.  
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Die Hoffnung auf eine friedliche Lösung des bosnisch-herzegowinischen Identitätskonfliktes 

zerschlug sich schließlich trotz verzweifelter Vermittlungsversuche von Adil Zulfikarpašić 

und Muhamed Filipović, den politischen Führungskräften der MBO. Beide versuchten im Juli 

1991 noch einmal unter Zustimmung Izetbegović (SDA) mit den bosnischen Serben eine 

Vereinbarung über den friedlichen, gleichberechtigten Fortbestand Bosnien-Herzegowinas 

gegenüber Serbien und Kroatien als einer der sechs Teilrepubliken zu erzielen. Zulfikarpašić 

war auch einer von wenigen, die unter dem Begriff „Muslim“ stets eine religiöse Identität und 

unter „Bosniake“ vielmehr eine geographische Bezeichnung verstanden.145 Jedoch weigerte 

sich ausgerechnet Izetbegović nach seiner Rückkehr von einem Amerika-Aufenthalt das 

Übereinkommen zu ratifizieren, während sich Karadžić und seine Parteifreunde wie auch 

Milošević positiv darüber äußerten. Somit standen alle Zeichen auf Krieg.146 

Vermutlich arbeitete Milošević daraufhin gemeinsam mit der serbischen Akademie der 

Wissenschaften den berüchtigten „RAM-Plan“147 aus, wonach laut einer späteren Aussage des 

damaligen bosnisch-kroatischen Verteidigungsministers Jerko Doko vor dem 

Kriegsverbrechertribunal in Den Haag die Strategie zur Schaffung eines Großserbiens 

festgeschrieben wurde. Mit gezielter Diskriminierung war die serbische Bevölkerung in 

Bosnien und Herzegowina vor Kriegsbeginn allerdings nicht konfrontiert. Vielmehr wurden 

ethnische Spannungen von Politik und Medien bewusst heraufbeschworen, womit die 

Eigendynamik des Konfliktes jener in Kroatien oder im Kosovo glich.148  

In Serbien setzte sich die aus dem BdK und der Sozialistischen Allianz Serbiens 

entstandene Sozialistische Partei Serbiens (SPS) eindeutig durch (194 von 250 Sitzen). 

Wenngleich der eindrucksvolle Wahlsieg dem ersten Anschein nach auf eine äußerst 

erfolgreiche Wählermobilisierung Miloševićs´ hindeuten mag, so verweist Sundhaussen auf 

eine kurz vor der Parlamentswahl im September 1990 durchgeführte Wählerumfrage, wonach 

sich nur 26% der Befragten für die SPS aussprachen, während noch 45% unschlüssig 

waren.149 Für das letztendlich klare Wahlergebnis nennt der Historiker folgende Gründe: 

Zunächst sicherte die Festlegung auf das Mehrheitswahlrechts der SPS mit 46% der 

Wählerstimmen 77,6% der Mandate im Parlament. Zudem ließen die Kontrolle sämtlicher 

serbischer Massenmedien und ein riesiges Wahlkampfbudget der Konkurrenz nahezu keine 

Chance. Entscheidend dürften auch die Wahlsiege der nationalistischen Strömungen in 

Slowenien und Kroatien gewesen sein, die mitunter zur Solidarisierung mit Miloševićs´ SPS 
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beitrugen. Miloševićs´ Rhetorik im Wahlkampf war auch weniger nationalistisch als in den 

Jahren davor. Vielmehr präsentierte er sich als gemäßigter Staatsmann, etablierte die SPS als 

Partei der Mitte und warb für „soziale Sicherheit, Gerechtigkeit und wirtschaftlichen 

Fortschritt“150. Diese Strategie war nicht zuletzt auch im Kosovo erfolgreich, wo sich auch 

einige der wenigen Wahlteilnehmer der Kosovo-Albaner von der SPS überzeugen ließen. Die 

Schuld für soziale Ungleichheit sowie wirtschaftliche Rückständigkeit wurde permanent auf 

das Versagen der jugoslawischen Zentralregierung zurückgeführt. Gleichzeitig profitierte 

Milošević von der Uneinigkeit innerhalb der vielen kleineren wahlwerbenden Parteien.151 

Sundhaussen bezeichnet die Wahlen von 1990 bereits als „Endphase“ des Zerfallsprozesses in 

Jugoslawien152. Die zunehmende ethnische Abgrenzung der Mehrheitsgesellschaften der 

einzelnen Teilrepubliken von den mit ihnen auf denselben Territorien lebenden ethnischen 

Minderheiten führte angesichts der noch schwach ausgebildeten pluralistischen Demokratie in 

Jugoslawien zu jener starken ethnischen Polarisierung, die den nationalistischen Strömungen 

zum Aufstieg verhalf. Bis April 1992 fanden in Slowenien, Kroatien, Mazedonien, Bosnien-

Herzegowina und Montenegro Volksabstimmungen über die Unabhängigkeit der 

Teilrepubliken und einer damit verbundenen Loslösung von Jugoslawien statt. Lediglich in 

Montenegro stimmte eine Mehrheit für das Weiterbestehen der jugoslawischen Föderation mit 

Serbien. Die aufgebrachten serbischen Bürger in Kroatien und Bosnien-Herzegowina sowie 

die muslimische Bevölkerung im Kosovo und Bosnien-Herzegowina boykottierten die 

Referenden und führten eigene Volksbefragungen mit unterschiedlichen Zielen durch.153 

3.4.4 Verfassungsrechtliche Bedingungen für die slowenische und kroatische Sezession 

Neben diesen ethnisch-dominierten Ergebnissen bei diversen Wahlen und Abstimmungen 

bedeutete insbesondere die neue Verfassung Serbiens vom 28. September 1990 einen 

weiteren Schritt zur endgültigen politischen Demontage Jugoslawiens. Diese rechtlich 

umstrittene, neuerliche Verfassungsänderung hatte zum Ziel, einerseits die autonomen 

Provinzen vom Prozess der Gesetzgebung auf Republikebene gänzlich auszuschließen, 

andererseits durch die Beseitigung interner Regimekritiker den slowenischen Forderungen 

nach einem Mehrparteiensystem entschieden entgegenzutreten.154 Offiziell blieben zwar die 

autonomen Provinzen weiterhin bestehen, die Auflösung des kosovarischen Parlaments, die 

Abschaffung des provinzialen Verfassungsgerichtshofes und des Obersten Gerichtshofes 
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sowie die Kündigung von mehr als 100000 kosovo-albanischer Akteure Mitarbeiter in allen 

bundesweiten wie regionalen Bereichen der Verwaltung waren jedoch ein klarer Verstoß 

gegen die in der Bundesverfassung von 1974 festgeschriebene Gleichstellung der Autonomen 

Provinzen und das Nichtdiskriminierungsprinzip.155 Serbien begriff sich fortan als souverän 

und unabhängig, versuchte aber durch seinen Verbleib in der Bundesversammlung seinen 

Einfluss besonders auf die jugoslawische Volksarmee auszudehnen. Die neugewählte 

kroatische Regierung einigte sich im Dezember ebenfalls auf eine neue Verfassung, in der sie, 

wie bereits erwähnt, den serbischen Teil der Bevölkerung als Minderheit diskreditierte und 

auch die bis dahin bestehende Zweidrittelmehrheit für volksgruppenbetreffende Anliegen 

beseitigte. Somit ging auch die Regierung in Kroatien eindeutig auf Konfrontationskurs. Die 

politischen Eliten der serbischen Bevölkerung in der kroatischen Krajina beschlossen 

daraufhin umgehend ihre Autonomie.156 In Slowenien wurde nach dem klaren Votum für die 

Unabhängigkeit am 23. Dezember 1990 (88%) noch ein halbes Jahr für diplomatische 

Verhandlungen über die Loslösung von der Föderation vereinbart.157 Die Durchsetzung des in 

der Bundesverfassung von 1974 festgeschriebenen Rechtes auf Selbstbestimmung inklusive 

Sezession wurde zum Hauptziel der slowenischen Führung unter Milan Kučan. Serbische 

Verfassungsrechtsexperten fixierten sich jedoch darauf, dass mit der Vereinigung der 

Teilrepubliken in der Sozialistischen Föderation der Republik Jugoslawien (SFRJ) dieses 

Sezessionsrecht bereits konsumiert worden sei. Diese Interpretation wurde allerdings vom 

jugoslawischen Bundesverfassungsgericht nicht geteilt.158  

Gemeinsam mit Kroatien entwarf die slowenische Regierung zwar zunächst noch einen 

Konföderationsplan, der auch von Mazedonien und Bosnien-Herzegowina unterzeichnet 

wurde. Der Vorschlag eines Staatenbundes nach dem Vorbild der damaligen Europäischen 

Gemeinschaft wurde allerdings vom jugoslawischen Präsidenten und Milošević-Verbündeten 

Borisav Jović völlig ignoriert. Hinter den Kulissen waren Jović und Milošević bereits seit 

April 1990 damit beschäftigt, Verteidigungsminister Veljko Kadijević und die jugoslawische 

Volksarmee vom Szenario einer militärischen Intervention in Kroatien und Slowenien zu 

überzeugen. Im Gegensatz zu Milošević und Jović stand Verteidigungsminister Kadijević, ein 

kroatisch-stämmiger Serbe, einem Einsatz des Militärs ohne jegliche politische Absicherung 

jedoch äußerst skeptisch gegenüber. Als im März 1991, nur einige Tage nach einer riesigen 

Anti-Milošević-Demonstration in Belgrad, im Staatspräsidium die Verhängung des 
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landesweiten Ausnahmezustandes und damit die Interventionserlaubnis des Militärs 

durchgesetzt werden sollte, stimmten, mit Ausnahme Serbiens und Montenegros, sämtliche 

Teilrepubliken dagegen. Aus taktischen Gründen verkündeten Jović und die Vertreter aus 

Montenegro und der Vojvodina nach der misslungenen Abstimmung ihren Rücktritt. Mit 

diesem Schachzug wollten Milošević und Jović den Weg für einen Militärputsch freimachen, 

allerdings spielte Kadijević weiterhin nicht mit. Mithilfe des serbischen Parlaments bewirkte 

Milošević schließlich Jovićs Rückkehr ins Staatspräsidium. Dort missachtete dieser das 

traditionelle Rotationsprinzip der Präsidentschaft und verzögerte somit die für Mai 1991 

vorgesehene Ernennung des Kroaten Stipe Mesić zum Staatspräsidenten. Im Hinblick auf die 

Zukunft des Bundesstaates arbeiteten Milošević und Jović also bereits seit Mitte 1990 an 

Plänen für ein neues Jugoslawien ohne Slowenien und die nach Sezession strebenden Teile 

Kroatiens, während Kadijević vorerst weiterhin auf einen Schutz der bestehenden 

Außengrenzen Jugoslawiens bestand.159  

Wenngleich der Militärputsch vorerst ausblieb, kam es vermutlich bereits am 25. März 

1991 zu einem höchst brisanten Geheimtreffen im serbischen Karadjordjevo zwischen den 

politischen Konkurrenten aus Serbien und Kroatien, Milošević und Tudjman. Sundhaussen 

beruft sich in diesem Zusammenhang auf eine spätere Aussage des damaligen jugoslawischen 

Ministerpräsidenten Ante Marković, wonach sich die beiden Politiker dort bereits auf eine 

Aufteilung Bosnien-Herzegowinas verständigt hätten. Beide Politiker erhoben Anspruch auf 

Siedlungsgebiete ihrer eigenen ethnischen Volksgruppe auf den Territorien anderer 

Teilrepubliken.160 Diese Anschuldigungen wurden von beiden stets vehement 

zurückgewiesen.161 Die Spekulationen über die Inhalte des besagten Treffens fasst 

Sundhaussen wie folgt zusammen:  

„Dass angesichts der dramatischen Entwicklung in Jugoslawien unterschiedliche 

Optionen für die Zukunft durchgespielt wurden, darf als gesichert vorausgesetzt 

werden.“162 

Das Unabhängigkeitsreferendum (94%) am 19. Mai 1991 in Kroatien fand schließlich 

unter äußerst chaotischen Bedingungen statt, waren doch die Chancen auf ein Weiterbestehen 

eines reformierten Jugoslawiens mit seinen bisherigen Staatsgrenzen äußerst gering. Dazu 

machten ständig neue Gerüchte über eine unmittelbar bevorstehende Militärintervention der 
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jugoslawischen Volksarmee die Runde.163 Die politische Führung der serbischen 

Minderheiten in Kroatien rief zum Boykott des Referendums auf und einigte sich bereits im 

Vorfeld mit Serbien auf die Eingliederung des „Serbischen Autonomen Gebiets Krajina“. Nun 

überschlugen sich die Ereignisse und Slowenien mobilisierte seine 40000 Mann starke 

Abordnung der Territorialverteidigung, während Kroatien von einem ähnlichen Vorgehen 

vorerst noch Abstand nahm. Nach dem Ablauf des sechsmonatigen Verhandlungsfensters 

riefen Slowenien und Kroatien am 25. Juni 1991 schließlich ihre Unabhängigkeit aus.164 Die 

prozesshafte Demontage des jugoslawischen Staates, vom Inkrafttreten der serbischen 

Verfassungsänderungen vom 28. März 1989 und dem 28. September 1990 bis zu den 

Unabhängigkeitserklärungen Sloweniens und Kroatiens im Juni 1991 zog sich also über fast 

zwei Jahre. Vor allem für jene, die sich als jugoslawische Staatsbürger oder als Zugehörige 

der jüdischen Volksgruppe verstanden, stieg nun der Druck, sich zu einer der größeren 

ethnischen Gruppierungen zu bekennen oder das Land zu verlassen.165 

Rückblickend nennt Sundhaussen vier verschiedene Klientel, die für den Zerfall 

Jugoslawiens verantwortlich zu machen sind. Diese waren die sogenannten „Deutungseliten“ 

(Autoren, die einflussreichen Personen der Religionen, und die Wissenschaft), Politiker, 

regimetreue Journalisten sowie Exil-Jugoslawen, die sich nie mit ihrem Vielvölkerstaat 

identifizierten, sondern mit ihrer individuellen Identität als Serben, Kroaten, Slowenen etc. im 

Ausland lebten. Generell hatten „pluralistische Diskurse“ keine Chance in einer Gesellschaft, 

die von starker Polarisierung geprägt war166. Vor allem Politiker wie Milošević oder Tudjman 

wussten diese von intellektueller Seite ausgehende Indoktrinierung in politisches Kleingeld 

umzumünzen, indem sie die Medienberichterstattung streng überwachen und Dissidenten auf 

allen Ebenen ausschalten ließen. Hinzu kamen Verzweigungen ins Ausland, die sich 

wiederum verstärkend auf den Wunsch nach staatlicher Souveränität der eigenen Nation 

auswirkten.167 

Auch Riedel ist der Meinung, dass „daß [sic!] demokratische Systeme nur in 

pluralistischen Gesellschaften funktionieren, die eine Änderung des Wählerwillens und damit 

einen Wettbewerb zwischen politischen Programmen zulassen“.168 Demnach sei durch die 

bloße gesetzliche Verankerung der politischen Partizipation sämtlicher religiöser und 

ethnischer Gruppierungen, wie sie z. B. in Titos Verfassungsreformen mit der Aufwertung der 
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muslimischen Glaubensgemeinschaft in Bosnien-Herzegowina zur Nation und mit der 

Verleihung des Autonomiestatus für die ungarisch-dominierte Vojvodina und den albanisch-

dominierten Kosovo geschrieben stand, keineswegs gesichert, dass sich dadurch ein 

friedliches Zusammenleben einstelle. Laut Riedel trägt ein solch starres, institutionell 

durchstrukturiertes Proporzsystem unweigerlich zu einer zunehmend eindimensionalen 

Wahrnehmung von ethnischer oder religiöser Identität bei und erzeugt folglich einen großen 

gesellschaftlichen Zugehörigkeitsdruck.169 So sei der Staatszerfall in Jugoslawien nur mit dem 

Bekenntnis zu politischer und wirtschaftlicher Zusammenarbeit zu verhindern gewesen, nicht 

aber unter der Annahme, Identitätsfaktoren wie Religion, Sprache oder Kultur seien 

unveränderliche, festgeschriebene Konstanten und automatische Ausgrenzungsfaktoren. Für 

Riedel liegt die Hauptverantwortung für den Zusammenbruch also zunächst bei all jenen 

politischen Funktionsträgern ethnischer Gruppierungen, die den Einfluss auf ihre jeweilige 

Volksgruppe dazu missbrauchten, basierend auf einer ausgrenzenden Identitätspolitik eine 

staatliche Neuordnung mit einheitlicher Religion, Sprache und Kultur herbeizuführen und 

auch bereit waren, diese bei Bedarf auch gewaltsam durchzusetzen.170 Andererseits dürfe auch 

der Einfluss sog. externer (internationaler) Akteure wie z. B. internationale Größen der 

Politik, Medien oder den bereits erwähnten Auslandsjugoslawen nicht unterschätzt werden.171   

3.5 Kriegsverlauf 

3.5.1 Slowenien: Die scheinbar erfolgreichen Interventionen von KSZE und EG 

Die internationalen Reaktionen auf den Kriegsausbruch in Jugoslawien waren geprägt von 

den jüngsten geopolitischen Ereignissen, einerseits von der Freude über das friedliche Ende 

des kalten Krieges, andererseits von der unmittelbaren Ernüchterung durch den ersten 

Golfkrieg. Gleichzeitig wurde in Westeuropa auch intensiv über die Details der Vereinigung 

der Europäischen Gemeinschaften (EG) zur neuen Europäischen Union (EU) verhandelt. Der 

politische Zusammenschluss mit dem Ziel einer Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 

(GASP) sowie Beitrittsperspektiven für alle Länder Europas war noch nicht vollzogen, da 

stand die Handlungsfähigkeit dieser noch im Entstehen begriffenen politischen 

Wirtschaftsunion bereits auf dem Prüfstand, auch weil sich die Staaten der EG außenpolitisch 

gegenüber der USA profilieren wollten.172 

                                                 

169 Ebd., 20. 
170 Ebd., 19-21. 
171 Ebd., 264-270. 
172 Erwin Schmidl, „Die Stunde Europas?“ – Das Eingreifen der Europäischen Gemeinschaften (EG) in die 

Konflikte auf dem Balkan 1991. In: Jörg Aschenbrenner, Wolfram Prihoda (Hg.), Militäroperationen und 



Der allmähliche Zerfall eines Vielvölkerstaates 

41 

Bis Mitte 1991 hielt der Westen noch am Zentralstaat Jugoslawien fest. Umso größer war 

die internationale Aufregung als die jugoslawische Volksarmee am 27. Juni 1991 unter dem 

Vorwand eines polizeilichen Auftrages im Namen Ante Markovićs in Slowenien einrückte. 

Entgegen der allgemeinen Erwartungen hielten die slowenischen Streitkräfte im 10-Tage-

Krieg jedoch dem Angriff der Volksarmee stand.173 Bei den Beobachtern im Ausland 

dominierten große Unterschiede bezüglich der Einschätzung der Geschehnisse sowie bei der 

Suche nach möglichen Lösungsansätzen. Einzelne Politiker in Ländern wie Österreich und 

Deutschland argumentierten relativ bald für die internationale Anerkennung der 

Unabhängigkeit von Slowenien und Kroatien mit Verweis auf das Recht auf 

Selbstbestimmung, während die politischen Eliten in Großbritannien, Frankreich oder Spanien 

auf die territoriale Integrität Jugoslawiens verwiesen und, wohl auch aufgrund des in den 

deren Ländern vorhandenen Konfliktpotenzials, jegliche Parteiergreifung zugunsten einer der 

Teilrepubliken vorerst vermieden.  

Um einen friedlichen Transformationsprozess zu garantieren, wurde gemäß der am 7. Juli 

von der EG mit den Konfliktparteien ausverhandelten Vereinbarung, der sog. „Erklärung von 

Brioni“, der Übertritt in die Unabhängigkeit für Slowenien und Kroatien noch um 3 Monate 

bis 7. Oktober verschoben174. Während dieser Übergangsphase sollte der friedliche Abzug der 

jugoslawischen Volksarmee unter Aufsicht einer 50 Mann starken, unbewaffneten EG-

Beobachtermission (ECMM, European Community Monitoring Mission) gewährleistet 

werden.175 Gleichzeitig installierte die KSZE (Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit 

in Europa) seine ersten ständigen Einrichtungen mit einem Sekretariat und einem 

Konfliktverhütungszentrum in Wien.176 

Nach dem Rückzug der jugoslawischen Truppen aus Slowenien wurde während des 

dreimonatigen Waffenstillstandes eine vom Ministerrat der EG beauftragte 

Schiedskommission, die sog. Badinter-Kommission, unter der Führung des gleichnamigen 

Präsidenten des französischen Verfassungsgerichtshofes gemeinsam mit den Vertretern des 

italienischen, spanischen, belgischen und deutschen Verfassungsgerichtshofes, eingesetzt, um 

über die spezifischen völkerrechtlichen Belange zu entscheiden.177 
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Zwar zog die jugoslawische Volksarmee aus Slowenien ab, allerdings unterstütze sie 

umgehend die sich formierenden serbischen Milizen in der Krajina in Kroatien. Die Soldaten 

des multiethnischen jugoslawischen Heeres mussten sich nun entscheiden, entweder für 

Kroatien die Seiten zu wechseln oder die von den serbischen Expansionsbestrebungen 

geprägte Volksarmee weiterhin zu unterstützen. Nicht wenige konnten sich aufgrund ihres 

individuellen jugoslawischen Identitätsbewusstseins weder mit der einen noch mit der 

anderen Nation solidarisieren, beendeten ihren Militärdienst und setzten sich ins Ausland 

ab.178  

3.5.2 Kroatien: Das Drama nimmt seinen Lauf 

Bereits im August 1991 verlagerten sich die Kampfhandlungen auf kroatisches 

Territorium. Verglichen mit Slowenien hatten die serbischen Interessen in Kroatien für 

Miloševićs großserbische Ambitionen ohnehin Priorität. Rasch formierten sich dort auch jene 

paramilitärischen Verbände der serbischen Volksgruppe, die mithilfe der jugoslawischen 

Volksarmee die „systematische und gewaltsame Vertreibung“179 von etwa 80000 kroatischen 

Bürgern aus den serbisch dominierten Gebieten Kroatiens bis zum Jahresende einleiteten180. 

Städte von Dubrovnik bis Vukovar wurden angegriffen und okkupiert. Die serbischen 

autonomen Regionen schlossen sich am 19. Dezember 1991 zur „Serbischen Republik 

Krajina“ (SRK) zusammen. Die kroatisch-serbische Führung wollte ihr Recht auf 

Selbstbestimmung mit dem Einsatz von Gewalt gegen das Tudjman-Regime verteidigen.  

Nach den ethnischen Säuberungen schrumpfte der nicht-serbische Bevölkerungsanteil in der 

um west- und ostslawonische Gebiete erweiterten „Serbischen Republik Krajina“ von mehr 

als 45% auf 9%.181  

Angesichts der rasanten Entwicklungen in der Sowjetunion, die sich ebenfalls im 

Auflösungsprozess befand und mit der ukrainischen Ankündigung eines 

Unabhängigkeitsreferendums in eine ähnliche Krisensituation wie Jugoslawien geraten hätte 

können, hielten sich die meisten internationalen Akteure bewusst mit vorschnellen 

Positionierungen zurück.182 Während sich Russlands Präsident Boris Jelzin und 

Unionspräsident Michael Gorbatschow am 17. Dezember 1991 auf das friedliche Ende der 

Sowjetunion verständigt hatten, erfüllten sich die Hoffnungen auf einen ähnlich positiven 
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Transformationsprozess in Jugoslawien bekanntlich nicht.183 Völkerrechtlich ergab sich unter 

diesen Umständen eine völlig neue Situation: 

„Aus der allgemeinen Situation eines fundamentalen politischen Umbruchs, der vor 

allem Europa, aber auch die Welt insgesamt seit Beginn der neunziger Jahre prägt, ist 

eine handfeste Krise des völkerrechtlichen Handlungsinstrumentariums erwachsen“184 

Ursprünglich konzentrierte sich das Völkerrecht lediglich auf die Krisenintervention in 

zwischenstaatlichen Konflikten nicht jedoch auf innerstaatliche Krisen, wie z.B. einem 

Bürgerkrieg. Friedenserhaltende Maßnahmen (Peace Keeping) des UNO-Sicherheitsrates 

waren im Falle eines Bürgerkrieges üblicherweise nur mit dem Einverständnis der jeweiligen 

Regierung unternommen worden. Für Vielvölkerstaaten wurde für den Fall der 

systematischen, gewaltsamen Zurückdrängung ein Sezessionsrecht für die bedrohte ethnische 

Gruppierung erwogen.185 Eine derartige Konstellation ergab sich 1990/1991 am ehesten für 

den Kosovo, nicht jedoch für die nördlichen Teilrepubliken Slowenien und Kroatien, denen 

aber laut jugoslawischer Bundesverfassung das Recht auf Sezession zustand. Im Sinne der 

„territorialen Integrität Jugoslawiens“ wurde von internationaler Seite also vorerst nicht 

interveniert186. 

3.5.3 Internationale Kriseninterventionen und die Anerkennung der Neustaaten 

Die Badinter-Kommission schrieb in ihrem ersten Lagebericht zur Situation in 

Jugoslawien von einem föderativen Bundesstaat, der nur mehr auf dem Papier existiere, 

jedoch nicht mehr die Interessen aller Teilrepubliken gleichermaßen berücksichtige. Zudem 

erklärte das Gremium auf Nachfrage Serbiens, dass trotz Selbstbestimmungsrecht der Völker 

die existierenden Grenzen zwischen den Teilrepubliken Kroatien, Bosnien-Herzegowina und 

Serbien nur bei gegenseitigem Einvernehmen adaptiert werden dürften. Serbien isolierte sich 

dagegen mit seiner eigenen Interpretation des Völkerrechtes, nach welcher das 

Selbstbestimmungsrecht auch Grenzverschiebungen zulasse, zusehends selbst.187 Die EG 

scheiterte währenddessen kläglich mit dem Versuch, durch die Verlegung der 

Beobachtermission auf kroatisches Territorium die Gewalt einzudämmen. Noch im 
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Jugoslawien-Krieg. Handbuch zu Vorgeschichte, Verlauf und Konsequenzen (Wiesbaden 22007) 485-502, hier 

485. 
185 Ebd., 486. 
186 Ebd., 485-486. 
187 Sundhaussen, Jugoslawien und seine Nachfolgestaaten 1943-2011, 317. 



Der allmähliche Zerfall eines Vielvölkerstaates 

44 

September 1991 fand eine erste Friedenskonferenz in Den Haag statt, allerdings wurde das 

Ziel einer sofortigen Niederlegung der Waffen erneut nicht Folge geleistet.188  

Erst nachdem Milošević seine Interessen auf kroatischem Territorium durchgesetzt hatte, 

wurden die neuen Staaten Slowenien und Kroatien am 15. Jänner 1992 von der UNO offiziell 

anerkannt. Allerdings wurde laut Riedel diese internationale Anerkennung Kroatiens durch 

eine Vielzahl europäischer Länder viel zu überhastet vorgenommen. So hätten sich die 

externen politischen Entscheidungsträger bereits im Vorfeld intensiver mit der „Analyse der 

Identitätspolitiken aller Konfliktparteien“ auseinandersetzen müssen, anstatt einer 

vorschnellen Täter-Opfer-Klassifizierung Vorschub zu leisten, indem sie einzig die 

„expansionistische Identitätspolitik“189 der serbischen Teilrepublik verurteilten, die Gefahr 

einer systematischen Diskriminierung der zur Minderheit degradierten serbischen 

Volksgruppe auf dem Territorium eines zukünftig unabhängigen Kroatiens weitgehend 

ignorierten.190 Im ersten Bericht der Badinter-Kommission im Dezember 1991 sei nämlich 

bereits indirekt vor dieser kritischen Konstellation für die serbische Bevölkerung in Kroatien 

gewarnt und ein langfristiger, umfassender Schutz der serbischen Minderheit in Kroatien als 

Bedingung für die Anerkennung eingefordert worden.191 In Bosnien-Herzegowina verlangte 

die Badinter-Kommission, ein Referendum über die Eigenstaatlichkeit durchzuführen. 

Außerdem wehrte sich Griechenland aufgrund des Namensstreites gegen eine Anerkennung 

Mazedoniens.192  

Noch im Dezember 1991 verabschiedete der UN-Sicherheitsrat die Resolution 724193, 

wonach eine UN-Schutztruppe für die Einhaltung des Waffenstillstands auf kroatischem 

Gebiet garantieren sollte. Beschlossen wurde neben den Vorbereitungen für die Entsendung 

der United Nations Protection Force (UNPROFOR) auch die gleichzeitige Ausdehnung der 

EG-Beobachtermission ECMM auf alle Teilrepubliken Jugoslawiens sowie auf die 

Nachbarstaaten Bulgarien, Ungarn und Albanien194. Der vorgelegte Plan des ehemaligen US-

Staatssekretärs und Sonderbeauftragten für Jugoslawien, Cyrus Vance, wurde von Milošević 

trotz der Einwände des Vertreters der kroatischen Serben, Milan Babić, überraschenderweise 

angenommen.  
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Sundhaussen nennt für diese Einlenkung Miloševićs vor allem taktische Gründe: Vorerst 

stellte der Einsatz der UN-Soldaten den Schutz der bereits eroberten serbischen Kerngebiete 

in Kroatien sicher. Zudem hielt sich die Kriegsbegeisterung in Serbien selbst in Grenzen. Die 

Mobilisierung der Reservisten gestaltete sich als schwierig. Finanziell war die Republik 

ebenfalls angeschlagen, da über 80% der Staatsausgaben in die Volksarmee flossen. 

Angesichts der serbischen Ambitionen in Bosnien-Herzegowina kam also ein vorläufiges 

Ende der Kämpfe in Kroatien nicht ungelegen.195  

3.5.4 Bosnien-Herzegowina: Die Komplexität eines Bürgerkrieges 

In Bosnien-Herzegowina wurde das von der Badinter-Kommission anberaumte 

Referendum am 29. Februar und 1. März 1992 von den bosnischen Serben boykottiert, womit 

sich bei einer Wahlbeteiligung von 63% fast 94% für die Eigenständigkeit der Teilrepublik 

entschieden. Die bosnischen Kroaten hingegen beteiligen sich rege an der Wahl und bereits 

seit 1990 Anfang April folgte die Anerkennung der Unabhängigkeit Bosnien-Herzegowinas 

durch EG, USA und sogar Kroatien(!). Knapp einen Monat später einigten sich auch Serbien 

und Montenegro auf eine neue Bundesverfassung für den dritten jugoslawischen Staat. Mit 

den neuen Bestimmungen wurde dieses adaptierte Jugoslawien von der internationalen 

Gemeinschaft vorerst nicht anerkannt, da dieses Land sich als der alleinige, rechtmäßige 

Nachfolgestaat des SFRJ begriff. Auch wenn sich die Lage in Kroatien durch die bereits in 

der UNO-Resolution 721196 vom 27. November erstmals geforderte und in der UNO-

Resolution 743197 vom 21. Februar 1992 schlussendlich beschlossene Stationierung von UN-

Soldaten198 vorerst etwas beruhigte, so blieben die Konflikte zwischen den Volksgruppen 

bestehen.199 

„Der nationale Spaltpilz – das Bestreben, den ex-jugoslawischen Raum in kleinste 

ethnische, kulturelle und religiöse Einheiten zu zerlegen – wucherte fort.“200 

Noch im Frühjahr 1992 wurde Bosnien-Herzegowina zum Schauplatz blutiger Kämpfe. 

Die ethnisch, religiös und kulturell durchmischten Kommunen wurden von außen (durch 
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serbische und kroatische Propaganda) mit nationalistischem Gedankengut unterwandert, 

welches die gesellschaftliche Struktur Bosnien-Herzegowinas nachhaltig veränderte. Rasch 

preschten die serbischen Truppen von den bereits eingenommenen Stützpunkten in Bijeljina 

und Zvornik nahe der bosnisch-serbischen Grenze Richtung Westen und Süden vor. So wurde 

der Großteil des Gebietes von Banja Luka bis Sarajevo unter serbische Kontrolle gebracht, 

womit schon in den ersten Apriltagen die dreijährige Einkesselung Sarajevos begann.201 Die 

bosnische Hauptstadt wurde damit zur am längsten eingeschlossenen Stadt des 20. 

Jahrhunderts. Die Lage gestaltete sich äußerst unübersichtlich, Gefahr drohte nicht nur durch 

Angriffe von den Hügeln am Stadtrand, sondern auch durch serbische Heckenschützen im 

Zentrum. Sämtliche Verkehrsverbindungen rund um die Stadt wurden von den Streitkräften 

blockiert, womit Hilfslieferungen lediglich von Italien aus über den Luftweg oder später 

durch einen geheimen Tunnel bewerkstelligt werden konnten.202  

Im Mai 1992 wurde die „Serbische Republik von Bosnien-Herzegowina/Republik Srpska 

(RS)“ ausgerufen und Radovan Karadžić zum ersten Präsident gewählt. Seine starke 

Ablehnung gegenüber der Idee eines Zusammenlebens verschiedener Kulturen und 

Religionen wurde zum Fundament seines Hasses auf die Stadt Sarajevo. Seine 

Mobilisierungstaktik des Angstschürens und Aufhetzens der eigenen Volksgruppe erwies sich 

durch die Unterstützung der jugoslawischen Volksarmee als äußerst erfolgreich. Die 

bosnisch-serbischen Milizen und sog. „Wochenend-Krieger“ zeichneten sich besonders durch 

ihre Effektivität und Flexibilität aus203. 

Derartige paramilitärische Verbände wurden allerdings auch in den kroatischen und 

bosnischen Kreisen gebildet. Sundhaussen erwähnt einen Bericht des UN-Sicherheitsrates, 

wonach zwischen 1991 und 1993 56 serbische, 13 kroatische und 14 bosniakische 

Einsatztruppen abseits der offiziellen Exekutivorgane existierten. Hinzu kam die 

Unterstützung durch Söldner aus Russland oder Griechenland sowie aus muslimisch 

geprägten Ländern. Ethnische Säuberungen und Plünderungen sämtlicher Dörfer verbunden 

mit grausamsten Gewaltexzessen hinterließen Bilder des Elends und der Verwüstung.204 

An einsatzfähigen Soldaten mangelte es der bosnisch-muslimischen Führung zwar nicht, 

allerdings kam erst mit der Schaffung einer offiziellen Streitmacht Struktur und Ordnung in 
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die paramilitärischen Gruppen.205 Viel dringender wären aus Sicht der bosnischen Führung 

ohnehin Waffenlieferungen aus dem Ausland gewesen. Berichte über den Einsatz von radikal-

islamischen „Dschihadisten“206 hielten den Westen jedoch lange davon ab, die bosnisch-

muslimische Seite militärisch zu unterstützen. Im Mai 1992 beendete die Volksarmee ihren 

Kampfeinsatz in Bosnien-Herzegowina und überließ den bosnischen Serben ein riesiges 

Arsenal an Rüstungsgütern. Mit diesem Rückzug stießen 60000 serbische Soldaten zur 35000 

Mann starken Armee der bosnischen Serben mit ihrem Anführer Radko Mladić. Mit seiner 

riesigen Streitmacht schaffte es Mladić, bis zu den Sommermonaten 1992 mehr als zwei 

Drittel des bosnisch-herzegowinischen Territoriums einzunehmen, während kroatische 

Streitkräfte die westliche Herzegowina beherrschten.207 

Sundhaussen sieht im bosnischen Bürgerkrieg keinerlei Kennzeichen eines „,klassischen‘“ 

Krieges208. Nicht die Armee des Gegners war das Ziel der Angriffe, sondern Siedlungen 

wurden beschossen, um Zivilisten auszulöschen. Diese Taktik sei jedoch keinesfalls eine 

spezielle „balkanische“ Art der Kriegsführung gewesen209. Der von den serbischen Medien 

eingeführte Begriff der „ethnischen Säuberung“ war vor allem in der ersten Hälfte des 20. 

Jahrhunderts eine weit verbreitete Praxis in Europa210. International wurde dieser Begriff als 

eine euphemistische Bezeichnung für Genozid heftig kritisiert. Juristisch liefert er bis heute 

keine eindeutige Definition. Unter dem Begriff „ethnische Säuberung“ findet sich eine 

Vielzahl von Tatbeständen, vom Völkermord bis zur bilateralen Verpflichtung zum 

Bevölkerungsaustausch.211 Dabei geht es vordergründig um die territoriale Vertreibung oder 

die kulturelle Zwangsassimilation einer als „fremd“ oder „minderwertig“ wahrgenommenen 

Ethnizität innerhalb eines bestimmten, geographisch abgegrenzten Raumes212. Die Art und 

Weise wie dieses Ziel der systematischen Vernichtung des unerwünschten Kulturgutes einer 

Ethnizität erreicht wird, bestimmt, ob eine ethnische Säuberung auch als Völkermord 

bezeichnet werden muss.213 Derartige Zwangsvertreibungen oder auch der freiwillige 

Bevölkerungsaustausch waren bis nach dem Zweiten Weltkrieg gängige Methoden zur 

Regelung von Konflikten zwischen zwei oder mehreren Volksgruppen, welche auch von 
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Völkerbund und UNO lange Zeit gutgeheißen wurden. Darauf setzten auch die 

Kriegsbeteiligten im ehemaligen Jugoslawien, während in Westeuropa allmählich die 

Sichtweise, dass interethnische Kriege zu den Tragödien der Vergangenheit gehören sollten 

und den Menschenrechten fortan ein höherer Stellenwert als der territorialen Integrität eines 

Staates eingeräumt werden sollte, Einkehr nahm.214 

In Banja Luka wurden im Laufe der Kriegsjahre schätzungsweise zwischen 50000 bis 

100000 nichtserbische Einwohner aus ihrer Heimat vertrieben, während sich umgekehrt eine 

ähnliche Zahl serbischer Flüchtlinge aus anderen Teilen Bosnien-Herzegowinas und 

Kroatiens in der Region ansiedelten. Die Zahl bosnischer Muslime sollte sukzessive reduziert 

werden, sei es durch Vertreibung, Verhaftung oder Mord.215 Sundhaussen sieht die ethnischen 

Differenzen zwar nicht als Auslöser der Sezessionskriege, aber als verstärkende Faktoren für 

die Abgrenzung vom Anderen oder Fremden. Letztendlich waren sie das Resultat einer 

Wiederkehr sämtlicher für überwunden geglaubter Vorurteile.216 

Während die Gewaltakte ihren Lauf nahmen, ließen die Vereinten Nationen noch immer 

eine konsequente, einheitliche Strategie für die Krisenregion vermissen. Das amerikanische 

Verteidigungsministerium warnte vor einem neuen Vietnam, während die außenpolitische 

Führung der USA auf ein Eingreifen in den bosnischen Bürgerkrieg drängte. Das 

neugegründete „dritte Jugoslawien“ - bestehend aus Serbien und Montenegro - musste sich 

wieder um Aufnahme in die UNO bewerben, da dieser Staatenbund nicht mehr als Mitglied 

der UNO anerkannt wurde. Im Mai 1992 wurde Jugoslawien vom UN-Sicherheitsrat mit 

weitreichenden Wirtschaftssanktionen bestraft. Für alle neuentstandenen Staaten auf dem 

Gebiet des früheren Jugoslawiens galt nun ein allgemeines Waffenimportverbot. Diese 

Maßnahme nützte jedoch zunächst lediglich der militärisch stärksten Streitmacht, der 

jugoslawischen Volksarmee, und den von ihr unterstützten bosnisch-serbischen Truppen. 

Auch die gleichzeitig verhängte Flugverbotszone über Bosnien-Herzegowina spielte der 

bosnischen-serbischen Expansion in die Hände.217 Schließlich einigte sich die internationale 

Gemeinschaft ab Juni 1992 auf eine Ausdehnung der UNPROFOR-Mission von kroatischem 

Territorium auf ausgewählte bosnische Gebiete, in denen die Blauhelme ab dem Frühjahr 

1993 mit ihrer Präsenz in sechs UN-Schutzzonen die hilfesuchende Zivilbevölkerung vor 

Gewaltexzessen der Gegner bewahren sollten. Zudem wurde die NATO mit der Überwachung 

des Luftraums beauftragt. Während nach Einschätzung der internationalen 
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Sicherheitsexperten eine Truppenstärke von 50000-100000 Mann notwendig gewesen wäre, 

scheiterte UN-Generalsekretär Boutros Boutros-Ghalis Versuch zumindest 34000 Soldaten 

abgestellt zu bekommen. Lediglich 7600 Blauhelme wurden bis zum Frühjahr 1995 in 

mehreren Schritten in Bosnien-Herzegowina stationiert. Dieses Kontingent wurde mit 31. 

März 1995 auf zumindest 25000 aufgestockt. Zusätzliche 32000 Mann waren schließlich an 

der UN Confidence Restoration Operation (UNCRO) in Kroatien bzw. in Mazedonien an der 

UN Preventive Deployment Operation (UNPREDEP) beteiligt. Problematisch war, dass die 

Friedenstruppen für eine kriegerische Aktivität nur unzureichend bewaffnet waren. Während 

in Kroatien die Kämpfe zwischen kroatischen und serbischen Truppen nur in Ostslawonien 

gestoppt werden konnten, gelang es in Bosnien-Herzegowina nicht, trotz NATO-

Unterstützung aus der Luft die Schutzzonen Srebrenica und Zepa vor bosnisch-serbischen 

Angriffen auf Zivilbevölkerung zu schützen. Einzig in Mazedonien kann die 

Konfliktprävention als einigermaßen erfolgreich bewertet werden.218 

Weder in diplomatischen noch sicherheitspolitischen Überlegungen konnte die 

internationale Gemeinschaft durch Konsens und Konsequenz im Krisenmanagement 

überzeugen. Erst zu Jahresbeginn 1993 entstand auf der Genfer Friedenskonferenz der im 

Verbund von UNO und EU ausgearbeitete Vance-Owen-Plan für eine Neugliederung 

Bosnien-Herzegowinas. Während die kroatische Volksgruppe bereitwillig und die Bosniaken 

widerwillig, aber aufgrund mangelnder Alternativen und großem politischen Druck von 

internationaler Seite der Aufteilung des Staates in zehn Kantone, davon je drei mit 

zahlenmäßiger Dominanz einer ethnischen Gruppe, und der Sonderstellung Sarajevos 

zustimmten, war die bosnisch-serbische Bevölkerung mit dieser Lösung, wonach 43% der 

Fläche Bosnien-Herzegowinas der Republik Srpska zufallen sollte, trotz Miloševićs Signal 

der Zustimmung nicht einverstanden und verhinderte in einer von Karadžić initiierten 

Abstimmung des bosnisch-serbischen Parlaments sowie eines weiteren Referendums Mitte 

Mai die Umsetzung des Friedensplans.219 

Darauf folgten Unruhen zwischen bosnischen Kroaten und Muslimen. Ähnlich wie 

Karadžić vom Anschluss der Republik Srpska an das serbische Mutterland träumte, hegte 

auch Mate Boban, der bosnisch-kroatische Anführer, die Idee der Annexion der „Kroatischen 

Gemeinschaft Herceg-Bosna“ an das kroatische Staatsgebiet. Bereits im Mai 1992 trafen sich 

die beiden in Graz, um sich über die Teilung Bosnien-Herzegowinas zu verständigen. Dabei 
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sollte lediglich eine bosniakische Pufferzone zwischen den beiden Nationen übrigbleiben. Zu 

einer vertraglichen Festschreibung dieser Pläne kam es jedoch offiziell nie. Dennoch kommen 

hier also auch die expansionistischen Tendenzen des kroatischen Nationalismus zum 

Vorschein, obwohl Präsident Tudjman die Unabhängigkeit und Souveränität Bosnien-

Herzegowinas Wochen zuvor erst selbst offiziell anerkannt hatte.220  

Erst am 20. August 1993 stellten die internationalen Vermittler David Owen und Thorvald 

Stoltenberg einen neuen Entwurf für die Neuordnung Bosnien-Herzegowinas vor. Ähnlich 

wie das frühere Jugoslawien unter Tito sollte das Land nun in drei Teile gegliedert werden, 

wonach der serbischen Entität statt ursprünglich 43% nun 52%, der bosniakischen 30% und 

der kroatischen 18% des bosnisch-herzegowinischen Staatsgebietes zufallen sollten. Nun 

verweigerte die muslimische Führung um Izetbegović die Unterzeichnung des Entwurfs, da 

die bosnischen Serben von dieser Regelung am meisten profitiert hätten. Die muslimischen 

Parteien schlitterten daraufhin in einen internen Konflikt. So begründete Izetbegovićs größter 

politischer Konkurrent Fikret Abdić wenig später in Bihać die „Autonome Region 

Westbosnien“. Mit seiner Zustimmung zum Stoltenberg-Owen-Plan stellte er sich klar gegen 

ein islamisches Hegemonialstreben und unterstützte mit seiner Gefolgschaft fortan die 

kroatischen und serbischen Einheiten im Kampf gegen die bosnischen Truppen.221 

Während die Lage somit immer komplexer wurde, ergriff die USA schließlich die 

Initiative und erreichte am 1. März 1994 eine Beendigung der Kampfhandlungen zwischen 

kroatischen und bosniakischen Kräften, indem die bosniakisch-kroatische Föderation 

gegründet wurde. Mithilfe der internationalen Unterstützung der USA, Russlands, 

Frankreichs, Großbritanniens und Deutschlands kam ein dritter Teilungsvorschlag zustande, 

wonach der bosnisch-kroatischen Föderation 51% und der RS 49% des bosnischen 

Staatsgebietes zufallen sollte. Für die bosnischen Serben unter Karadžić war diese Lösung 

nicht zu akzeptieren. Hingegen stellte sich nun Milošević(!) gegen seine Verbündeten in 

Bosnien-Herzegowina und kappte sämtliche politische Verbindungen wie auch 

Handelsbeziehungen zur bosnisch-serbischen Volksgruppe.222 Während also Milošević 

ähnlich wie Tudjman zumindest formal aus dem Krieg ausstieg, drehte sich die Gewaltspirale 

in Bosnien-Herzegowina weiter.223 

Die internationale Uneinigkeit drückte sich 1993 vor allem darin aus, dass der 

amerikanische Vorschlag der Aufhebung des Verbots von Waffenlieferungen an die 
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bosniakischen Truppen bei gleichzeitiger Unterstützung aus der Luft durch NATO-Kampfjets 

von europäischer Seite stets abgelehnt wurde. Am 11. November 1994 kündigte US-Präsident 

Clinton den Waffenboykott schließlich auf und gab die Adria für Rüstungsexporte nach 

Kroatien und Bosnien-Herzegowina wieder frei. Bereits zuvor trat die NATO allerdings als 

Reaktion auf ein serbisches Granatenmassaker auf dem Markale-Marktplatz in Sarajevo mit 

dem Abschuss von vier serbischen Kampfflugzeugen erstmals in der Geschichte mit einem 

Out-of-aera-Einsatz in Erscheinung.224 Damit war also ein jahrelanges Tabu gebrochen. 

Während die NATO vermehrt serbische Stützpunkte aus der Luft bombardierte, nahmen die 

serbischen Racheakte gegen die Zivilisten der anderen Volksgruppen zu. Aber auch auf 

bosnisch-kroatischer Seite häuften sich Plünderungen in serbischen Siedlungsgebieten, 

Vertreibungen und Massaker an der serbischen Zivilbevölkerung.225 

Trauriger Höhepunkt dieser zahlreichen Kriegsverbrechen war das später als Völkermord 

eingestufte Massaker von Srebrenica. Die bosnisch-serbischen Streitkräfte nahmen nach 

einem NATO-Luftangriff auf deren Hauptstützpunkt Pale in der Nähe von Sarajevo einige 

hundert UNPROFOR Soldaten in Geiselhaft und schützten sich so vor den Attacken aus der 

Luft. Als am 11. Juli 1995 bosnisch-serbische Truppen in die Schutzzone Srebrenica 

eindrangen, standen sie 40000 schutzsuchenden Muslimen gegenüber. Trotz zahlreicher 

verzweifelter Hilferufe aus der Region wurde die NATO erst wieder aktiv als die serbische 

Führung um Ratko Mladić mit weiteren Geiselnahmen von „Blauhelmen“ drohte, reagierte 

dann aber nur punktuell mit dem Angriff einiger serbischer Kampffahrzeuge. In den nächsten 

Tagen konnten die wehrlosen UNO-Truppen nur zusehen wie Frauen von ihren Männern 

getrennt wurden und in Lastwagen weggefahren wurden. 7000-8000 Männer und Buben 

wurden in diesen Tagen ermordet.226 Deren Leichen wurden rasch in Massengräbern 

verscharrt, ehe die Leichenteile später auf Einzelgräber aufgeteilt wurden, um die Spuren des 

Massenmordes zu vernichten. Die spätere Identifizierung der Opfer mittels DNA-Analyse 

wurde somit zur Mammutaufgabe. Am 25. Juli stießen die bosnisch-serbischen Truppen auch 

in die Schutzzone Žepa vor, woraufhin am 27. Juli der UN-Menschenrechtsbeauftragte 
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Mazowiecki sein Amt zurücklegte.227 Als am 28. August abermals Granaten in der 

Schutzzone um den Markale-Marktplatz in Sarajevo einschlugen und dabei 37 Menschen 

starben, antwortete die NATO im Auftrag der UNO zwei Tage später mit einem dreiwöchigen 

Militäreinsatz namens Deliberate Force. Ziele dieser Angriffe waren Stützpunkte, 

Munitionslager, FLAKs und wichtige Verkehrsverbindungen für die Versorgung der 

bosnisch-serbischen Streitkräfte. Insgesamt 5000 Soldaten aus 15 Ländern und 222 

Kampfflugzeuge schlugen im Verbund mit der bosniakisch-kroatischen Armee zurück.228 

Bereits im Mai 1995 leitete Tudjman die Rückeroberung der „Republik Srpska Krajina“ 

ein, nachdem die serbische Führung den von Kroatien im Verbund mit EU, Russland und 

USA vorgeschlagenen Autonomiestatus für die mehrheitlich serbisch besiedelten Gebiete 

Kroatiens ignorierte. In den zwei Operationen „Blitz“ („Bljesak“) und „Sturm“ (Oluja“) 

wurden sämtliche, von der serbischen Volksgruppe kontrollierten Gebiete wieder 

zurückerobert und ca. 175000 Serben in die Flucht geschlagen. 229 Bis heute distanziert sich 

die USA von den Vorwürfen, Tudjman hätte für seine 84-stündige Militäroffensive „Oluja“ 

(„Gewittersturm“) von 4.-7. August 1995 mit dem General Ante Gotovina an der Spitze der 

kroatischen Armee von amerikanischer Seite das „OK“ bekommen230. Der Standard berichtete 

damals jedenfalls von US-Präsident Bill Clintons Hoffnung, dass die serbischen Milizen in 

der Krajina und in Bihać durch „eine beschränkte Militäraktion“ Kroatiens von der 

Unterzeichnung eines Friedensabkommens überzeugt werden könnten231. Da die militärische 

Unterstützung Miloševićs ausblieb, rief das Verteidigungskommando der „Republik Srpska 

Krajina“ die eigene Bevölkerung umgehend zur Flucht nach Bosnien und Serbien auf und 

handelte einen Waffenstillstand mit Kroatien aus, um den Zivilisten das Verlassen des Landes 

zu ermöglichen. Zurück blieben jene, die für eine Flucht körperlich nicht in der Lage waren. 

Im Zuge der kroatischen Rückeroberung bzw. ethnischen Säuberung des Gebietes wurden 

noch etliche Morde verübt, wobei die Zahl der getöteten Zivilisten je nach kroatischen bzw. 

serbischen Angaben zwischen 116 und 1200 schwankt232.  

Nun schritt auch die Rückeroberung des bosnischen Territoriums durch das gemeinsame 

Vorgehen der bosniakischen Regierung, kroatischer Truppen und der NATO rasch voran. Die 
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von Fikret Abdić angeführte Miliz von 30000 Mann musste seine Stellungen in Westbosnien 

wieder aufgeben. Bald gerieten auch die Bewohner von Banja Luka in Bedrängnis. Die 

internationalen Akteure waren gefordert, die Spirale der Gewalt zu durchbrechen und einen 

neuen Friedenvertrag auszuhandeln. Dieser schwierigen Aufgabe nahm sich nun Richard 

Holbrooke an, der nach der erfolgreichen Umsetzung eines Waffenstillstandes im Oktober 

1995 zur Friedenskonferenz in der Wright-Patterson Air Force Base nahe Dayton im 

Bundesstaat Ohio einlud. Als Verteidiger der Interessen der bosnisch-serbischen Volksgruppe 

blieb schließlich nur Milošević übrig, waren doch die beiden Hauptangeklagten beim UN-

Kriegsverbrechertribunal in Den Haag, Karadžić und Mladić, längst untergetaucht.233 

Milošević, Tudjman und Izetbegović handelten dort ein Friedensabkommen aus, das am 14. 

Dezember 1995 im Beisein der UNO-Veto-Mächte in Paris verabschiedet wurde und als 

Dayton-Abkommen in die Geschichte einging. 234 

Laut der Vereinbarung sollte Bosnien-Herzegowina als konföderativer Gesamtstaat mit 

übergeordnetem Parlament weiterexistieren. Allerdings wurden die Schwächen dieses 

Staatengebildes bereits damals erkennbar. Wie bereits im März 1994 angedacht, wurde der 

Staat in zwei Entitäten, mit separaten politischen Institutionen und Sicherheitskräften,235 

geteilt. Die bosniakisch-kroatische Föderation erhielt 51% der Gesamtfläche, die Republik 

Srpska musste sich mit 49% begnügen. Zudem wurde im Norden des Landes der Distrikt 

Brčko geschaffen, dessen Sonderstatus die beiden serbischen Gebiete im Nordwesten und im 

Osten Bosniens voneinander trennte.  

Sundhaussen vergleicht das Friedensabkommen von Dayton mit den Beschlüssen zur 

Konfliktbeilegung zwischen Griechenland und der Türkei 1923. Damals hatte der Völkerbund 

im Vertrag von Lausanne die durch den Krieg neu entstandenen Grenzen anerkannt und den 

Bevölkerungszwangsaustausch zwischen den beiden Staaten legalisiert.236 Im Friedensvertrag 

von Dayton wurden nun von der UNO neue Maßstäbe festgelegt, welche der vertriebenen und 

entwurzelten Bevölkerung ein Recht auf die Rückkehr in ihre Heimat einräumen sollte. Dies 

erforderte die Installation einer riesigen internationalen Schutztruppe, die in weiterer Folge 

von der NATO koordiniert wurde. Zusätzlich erhielt das nunmehrige Quasi-Protektorat 
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Bosnien-Herzegowina einen „Hohen Repräsentanten“ der UNO, welcher den Prozess der 

Aussöhnung überwachen und gewährleisten sollte.237 

Sundhaussen ist der Überzeugung, dass der Krieg viel früher beendet hätte werden 

können, wenn sich die internationale Gemeinschaft auf eine klarere Linie einigen hätte 

können.238 So konnte das Ende der Kampfhandlungen erst erlangt werden, nachdem die 

kroatischen und bosnischen Truppen bewaffnet und von der NATO aus der Luft unterstützt 

wurden und Holbrooke schließlich alle Konfliktparteien zu einer Unterzeichnung des 

Friedensabkommens bewegen konnte.239 Für Sundhaussen beschreiben die ethnischen 

Säuberungen das vorrangige Kriegsziel der serbischen Führung, die sich stets auf das 

Selbstbestimmungsrecht der Mehrheitsbevölkerung einer Region beriefen und bei der 

Durchsetzung neu geschaffener Grenzen auf die langjährige Praxis der Anerkennung durch 

die internationale Gemeinschaft setzten. Die Lage musste jedoch zunächst weiter eskalieren, 

bis sich die UNO zu einem geschlossenen internationalen Einschreiten durchrang.240 

3.5.5 Kosovo: “Back to the roots” 

Das Dayton-Abkommen bot also nur eine nicht zufriedenstellende Lösung für die 

ehemaligen Teilrepubliken der SFRJ. Der Konflikt im Kosovo geriet angesichts der Kriege in 

Kroatien und Bosnien-Herzegowina immer mehr in den Hintergrund. Sundhaussen und Riedel 

erwähnen diesbezüglich die zahlreichen unpassenden Vergleiche der Kosovo-Problematik mit 

dem Apartheid-Regime in Südafrika.241 Die albanische Bevölkerung war zwar ständigen 

Bedrohungen ausgesetzt, von der Verfolgung albanischer Politiker über Misshandlungen und 

mysteriöse Todesursachen von Häftlingen, die Verfolgung von Journalisten bis hin zur 

Diskriminierung im Bildungs- und Gesundheitswesen und der damit verbundenen Verarmung 

der albanischen Bevölkerung,242 einer einseitigen Verurteilung des serbischen Nationalismus 

hält Riedel jedoch entgegen, dass die ersten Bombenanschläge der UÇK, der 

Untergrundorganisation im Kosovo, serbischen Flüchtlingen aus der kroatischen Krajina 

galten und somit der albanische Nationalismus ebenso zu kritisieren sei. So verteidigt sie die 

serbische Verfassungsreform vom 28. September 1990 insofern als durch diese nur die 

Kompetenzen im Bereich der Verfassungsgesetzgebung zugunsten der serbischen 

Teilrepublik umstrukturiert wurden, nicht jedoch das Gesetz des Minderheitenschutzes 
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generell gefährdet war.243 Mit Skepsis begegnet Riedel der Tatsache, dass sich die albanische 

Volksgruppe nicht „mit politischen Mitteln“ gegen die Menschenrechtsverletzungen der 

serbischen Polizeieinheiten zur Wehr setzte.244 Außerdem weigerte sich die albanische 

Führung im Kosovo der serbischen Sprache die ehemals gleichberechtigte Stellung gegenüber 

dem Albanischen und dem damit einhergehenden Status als zweiter offizieller Amts- und 

Unterrichtssprache zurückzugeben.245 Somit sei auch der albanischen Elite im Kosovo eine 

„partikularistische Identitätspolitik“246 vorzuwerfen, die stark auf die politische 

Diskriminierung der serbischen Minderheit abzielte. Bereits ab der Verfassungsänderung von 

1963 machte die albanische Mehrheitsgesellschaft im Kosovo von ihrem Recht auf eine 

Schulbildung in der Muttersprache Albanisch Gebrauch. Anfang der 80er Jahre wurde 

schließlich die Forderung nach dem Republik-Status laut, welcher vielerorts allerdings nur als 

ein Zwischenschritt auf dem Weg zur Gründung eines zweiten albanischen Nationalstaates 

verstanden wurde.247  

Im kosovarischen Provinzparlament kam am 2. Juli 1990248 eine Mehrheit für die 

Deklaration als Republik zustande, ehe nach der einseitigen, serbischen Auflösung des 

Parlaments am 7. September in einer geheimen Abstimmung die Unabhängigkeit der Provinz 

beschlossen wurde. Etwas mehr als ein Jahr später stimmte eine deutliche Mehrheit der 

albanischen Bevölkerung für die Eigenstaatlichkeit. Als Ibrahim Rugova nach erfolgreichen, 

jedoch umstrittenen Parlamentswahlen von 1992 als Mitglied der „Demokratischen Liga von 

Kosova“ (LDK) zum neuen Präsident ernannt wurde, schien der Weg für einen gewaltlosen 

Übergang in die Unabhängigkeit beinahe geebnet. Unterstützt von vielen ausgewanderten 

Parteianhängern im Westen, gelang es der siegreichen Partei, Parallelinstitutionen als 

Gegenpole zu den jugoslawischen bzw. serbischen Einrichtungen des öffentlichen Lebens 

aufzubauen.249 Die serbischen Präsidentschaftswahlen von 1992 wurden wiederum von 

albanischer Seite boykottiert, was Milošević womöglich erst zum Wahlsieg verhalf. 

Allmählich geriet Rugovas pazifistische Politik jedoch immer stärker unter Druck. Vor allem 

die Tatsache, dass der Kosovo bei den Friedensverhandlungen in Dayton nur Zuschauer war, 

schadete Rugovas Reputation nachhaltig, warb dieser doch stets für eine diplomatische 

Lösung der Kosovo-Krise. Immer mehr albanische Jugendliche sympathisierten mit 
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radikaleren Bewegungen und wurden bereits zu Beginn der 1990er-Jahre zu Mitgliedern der 

UÇK.250 Dennoch blieb die UÇK bis 1997 eine kleine Widerstandsbewegung. Mit der in 

Restjugoslawien nicht anerkannten Wiederwahl Rugovas zum Präsidenten im März 1998 

mehrten sich die kritischen Stimmen.251 

Die UÇK verübte bereits im Februar 1996 erste Anschläge gegen Stützpunkte der 

jugoslawischen Exekutive, was in weiterer Folge zu einer Ausweitung der jugoslawischen 

Sicherheitsmaßnahmen im Kosovo führte. International lange Zeit als terroristische 

Gruppierung eingestuft, hatte die UÇK scheinbar nie die Absicht, eine klare Trennlinie 

zwischen demokratischer Protestkultur und kriminellen Handlungen zu ziehen.252 Aus 

Albanien wurden ab 1997 vermehrt Waffen eingeschmuggelt, während kosovarische 

Kampfwillige in Nordalbanien zu UÇK-Widerstandskämpfern ausgebildet wurden. Die 

serbische Führung sah sich durch die kriminellen Machenschaften der UÇK zunehmend 

provoziert. Am 5. März 1998 marschierte die serbische Armee in Prekaz, der Heimat von 

UÇK-Führer Adem Jashari, ein und ermordete daraufhin über 50 Menschen, darunter Jashari 

selbst und seinen gesamten Clan, auch Frauen und Kinder waren unter den Opfern. Die UÇK 

provozierte weiter, während die serbischen Autoritäten nicht mit Vergeltungsschlägen auf 

sich warten ließen.  

Die massenhaften Fluchtbewegungen der albanischen Bevölkerung sowie die medialen 

Bilder, die auf Menschenrechtsverletzungen seitens der serbischen Armee hinweisen sollten, 

trugen zur schnelleren Internationalisierung des Konfliktes bei. Der UN-Sicherheitsrat rief 

zum umgehenden Stopp der Gewalttaten auf und beauftragte die OSZE mit dem Einsatz einer 

internationalen Beobachtungsgruppe, um die Rückkehr von Flüchtlingen zu sicherzustellen. 

Am 8. Oktober beschloss die NATO Vorkehrungen für eine präventive Militäroperation zu 

treffen, um die befürchtete „humanitäre Katastrophe“ zu verhindern253. Eine Woche später 

gab auch der Deutsche Bundestag das Freizeichen für einen NATO-Einsatz der Bundeswehr. 

Zwar erzielte Holbrooke noch einen Teilerfolg, indem er Milošević zu einem Waffenstillstand 

bewegen konnte, allerdings war dieser nur von kurzer Dauer. Über 400000 Menschen suchten 

in ihrer Not Zuflucht in Albanien.254 

Am 15. Jänner 1999 erfuhr der amerikanische OSZE-Mitarbeiter, William Walker, von 

einem Zusammenstoß der Konfliktparteien in Račak, einem kleinen Dorf südlich von Pristina. 

Walker bezeichnete den Vorfall mit 45 ermordeten Dorfbewohnern als „Massaker“, 
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vermutlich durchgeführt von der serbischen Polizei255. Die Geschehnisse konnten zwar nie 

lückenlos aufgeklärt werden, da der Tatort nicht umgehend abgeriegelt worden war und somit 

auch der Verdacht einer albanischen Inszenierung im Raum stand. Für die Organisationen von 

OSZE, über EU und UNO bis NATO gaben diese schrecklichen Bilder in den Massenmedien 

den Anstoß für ein internationales Eingreifen. Die sog. Balkan-Kontaktgruppe, mit 

Diplomaten aus Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Italien, Russland und der USA, 

suchte bei einem zweiwöchigen Krisengipfel im Februar 1999 im Schloss Rambouillet bei 

Paris eine friedliche Lösung mit den Konfliktparteien. Die albanische Delegation, ein Drittel 

davon aktive UÇK-Mitglieder, wurde von Hashim Thaçi, einem UÇK-Mitglied, angeführt, 

während Präsident Rugova für die Friedensverhandlungen eine unbedeutendere Rolle 

spielte.256 Da die Gespräche zu keiner einvernehmlichen Lösung des Konfliktes führten, kam 

es am 15. März zu einer weiteren Konferenz, nach welcher zumindest die albanische Seite zu 

einer Unterzeichnung des interimistischen Friedensabkommens bereit war. Die jugoslawische 

Regierung in Belgrad sah sich zwei Tage später einem NATO-Ultimatum ausgeliefert, da sie 

sich weigerte, den Beschluss von Rambouillet zu akzeptieren. Dieses beinhaltete folgende 

Punkte: Eine sofortige Einstellung der Kämpfe, die Auflösung sämtlicher militärähnlicher 

Gruppierungen, die Entwaffnung der UÇK, die Aufhebung des Interventionsrechts 

Jugoslawiens, die Wiederbesiedelung der Region durch die Geflüchteten und die 

Zusammenarbeit Jugoslawiens mit dem Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag.257 

Während also die territoriale Integrität Jugoslawiens geschützt wurde, hob das Abkommen 

gleichzeitig die Autonomie des Kosovo und dessen Recht auf demokratische 

Selbstverwaltung hervor. Nach drei Jahren sollte in Helsinki über den endgültigen Status des 

Kosovos abgestimmt werden. In der Übergangsperiode sollte eine internationale Schutztruppe 

(KFOR) der NATO den Friedensprozess sicherstellen. Belgrads Protest richtete sich u.a. 

gegen die vom Dayton-Abkommen übernommenen NATO-Forderungen nach der 

bedingungslosen Nutzung jugoslawischen Territoriums am Land, im Gewässer oder im 

Luftraum.258 Generell drehten sich die konkurrierenden Ideen zur Konfliktlösung im UN-

Sicherheitsrat um einen der beiden Grundsätze, entweder der Betonung der Souveränität und 

Integrität von Staaten oder der Fokussierung auf die Konfliktursachen und die ständigen 
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Menschenrechtsverletzungen. Nach Ablauf des Ultimatums am 23. März, startete die NATO 

mit den Bombardierungen Jugoslawiens.259 

Einer der einflussreichsten Unterstützter der NATO-Intervention war der Premierminister 

Tony Blair des Vereinigten Königreiches, der mit der Politik des Ermahnens während des 

Bosnien-Krieges alles andere als einverstanden war und von der internationalen Gemeinschaft 

eine aktivere Rolle im Schutz der Zivilbevölkerung forderte. Blair trat dafür ein, trotz des 

UN-Sicherheitsrat-Vetos von Russland und China, zu intervenieren. Ziel war es, die 

vielzitierte „humanitäre Katastrophe“ zu beenden260. Die Luftangriffe schwächten zwar die 

serbischen Militärstützpunkte, die Zivilbevölkerung konnte damit jedoch nicht vor 

Racheakten beschützt werden. Knapp 800000 Menschen flüchteten aus Angst vor serbischen 

Rachegelüsten nach Albanien und Mazedonien. Viele von ihnen wurden auf der Flucht 

ermordet. International kursierten Gerüchte über einen angeblichen serbischen 

„Hufeisenplan“261, wonach die gesamte kosovoalbanische Bevölkerung aus dem Kosovo 

vertrieben werden sollte.262 Trotz des Fehlens eines offiziellen Dokumentes dieses Vorhabens, 

lässt die Ähnlichkeit vieler Fälle auf eine von Belgrad aus koordinierte Vertreibungsaktion 

schließen.263 

An der Sinnhaftigkeit der Strategie, Belgrad mit Luftschlägen zur Kapitulation zu 

zwingen, darf dennoch gezweifelt werden, trafen die Bomben doch nicht nur Flughäfen, 

Militäreinrichtungen, Kraftwerke, Verkehrs- und Zugverbindungen, sondern u.a. auch die 

chinesische Botschaft oder einen Personenzug bei der Zerstörung einer Brücke Grdelica. 

Diese als „Kollateralschäden“ verunglimpften Verbrechen an der Zivilbevölkerung heizten 

die öffentliche Debatte über die Rechtmäßigkeit der NATO-Mission weiter an264. 

Milošević setzte stark auf die Einstellung des NATO-Bombardements aufgrund der 

skeptischen Öffentlichkeit im Westen. Schließlich zwang ihn die serbische Bevölkerung 

aufgrund der zunehmenden Bedrohung doch zur Kapitulation. Das serbische Parlament 

willigte schließlich am 3. Juni nach intensivem Austausch mit dem finnischen Präsidenten 

Martti Ahtisaari und dem russischen Diplomaten Viktor Tschernomyrdin in Belgrad auf eine 

von den G-8 entworfene Friedensinitiative ein, welche am 9. Juni im Norden Mazedoniens 
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noch um militärische Einzelheiten ergänzt wurde. Mit 10. Juni beendete die NATO die 

Luftangriffe und mit der UN-Resolution 1244 genehmigte die internationale 

Staatengemeinschaft umgehend die Installation einer UN-Administration (UNMIK) sowie 

den Einsatz von internationalen KFOR-Truppen für die Gewährleistung der Sicherheit im 

Kosovo265, während die NATO schlussendlich nicht mehr auf das freie Eindringen in 

jugoslawisches Territorium bestand.266 

Die Kapitulation Serbiens hatte vor allem mit der rapide schwindenden Unterstützung 

seitens der serbischen Bevölkerung zu tun. Die NATO-Angriffe und verschärfte 

Wirtschaftssanktionen trafen neben dem wohlhabenden Unternehmertum zwangsläufig auch 

die einfachen Arbeitnehmer. Auch die serbischen Flüchtlinge aus Kroatien und Bosnien-

Herzegowina mussten feststellen, dass sich die Hoffnungen auf ein wirtschaftlich starkes 

Serbien nicht erfüllten. Die zunehmende Verarmung der Bevölkerung wirkte sich seit 1998 

auch auf die Beziehungen zwischen Serbien und Montenegro aus. Zudem fiel Russland 

Milošević als serbischer Verbündeter in den Rücken und drängte schließlich auch auf die 

Beilegung des bewaffneten Konfliktes.267 

Im Kosovo erinnerten die serbischen Nachkriegswehen an Tudjmans ethnische 

Säuberungen im Gebiet der Krajina in Kroatien. Zwischen 130000 und 220000 Menschen der 

nicht-albanischen Volksgruppen wurden ihrer Heimat beraubt, während die UN-Verwaltung 

und die KFOR-Truppen noch zu sehr mit der internen Koordinierung der Zusammenarbeit 

beschäftigt waren. Viele der von den UÇK-Mitgliedern in diesen chaotischen Zuständen 

durchgeführten Verbrechen sind noch aufzudecken. Laut Sundhaussen hat der langwierige 

Prozess zum Frieden im Kosovo seinen Ursprung in der systematischen Missachtung der 

Grundsätze der Menschenrechte und des Rechtsstaates in Miloševićs Regime, während die 

internationalen Maßnahmen zur Konfliktbewältigung viel zu lange auf sich warten ließen und 

sich wenn, dann nur in punktuellen, kurzfristigen und unvollendeten Aktionen zeigten.268 

4 Die Positionen österreichischer Politiker zum Zerfall 

Jugoslawiens 

Für die nachstehende historische Diskursanalyse der unterschiedlichen Meinungen und 

Reaktionen österreichischer Politiker hinsichtlich der möglichen und tatsächlichen 

                                                 

265 UNO-Resolution 1244, Anlage II, Ziffer 3-5, 10. 06. 1999. In: Resolutionen und Beschlüsse des 

Sicherheitsrats im Jahr 1999, online unter <www.un.org/depts/german/sr/sr_99/sr1244.pdf> (15. März 2017) 35-

41, 40. 
266 Sundhaussen, Jugoslawien und seine Nachfolgestaaten 1943-2011, 378-379. 
267 Ebd., 379. 
268 Ebd., 380. 



Die Positionen österreichischer Politiker zum Zerfall Jugoslawiens 

60 

Maßnahmen der internationalen Organisationen zur sofortigen Beendigung der 

Kampfhandlungen in Jugoslawien wurde zunächst der Zeitraum beschränkt, um etwaige 

relevante Quellen nicht von vornherein auszuschließen. Bei dieser Korpusbildung wurde 

abgeklärt, welche Aussagen zu bestimmten Zeitpunkten während des 

Untersuchungszeitraumes gleichzeitig (synchron) und wiederholt (diachron) vorzufinden 

waren. Die Ansammlung von schriftlichen Quellen bildete schließlich den Grundstock, den 

Korpus dieser Analyse. Für die Erforschung der zugrundeliegenden Umstände für bestimmte 

Aussagen ausgewählter österreichischer Bundespolitiker hinsichtlich des 

Jugoslawienkonfliktes und der internationalen Kriseninterventionen boten sich in erster Linie 

die stenographischen Protokolle des österreichischen Nationalrates269 an. Zudem wurde auf 

Dokumente und Aufzeichnungen aus der Dokumentation des österreichischen 

Außenministeriums270, Zeitungsartikel271 und biographische Reflexionen272 zurückgegriffen.  

Aus den Stenographischen Protokollen der Nationalratssitzungen wurden also zunächst 

sämtliche relevante Wortmeldungen während der 17., 18., 19. und 20. Gesetzgebungsperiode 

(17. 12. 1986 - 28. 10. 1999) herausgefiltert. Mithilfe der Suchbegriffe „Jugoslawien“, 

„Slowenien“, „Kroatien“, „Bosnien“, „Kosovo“, „Serbien“ konnte die Gesamtdatenmenge 

von 566 Datensätzen auf zunächst 113 relevante Dokumente reduziert werden. Diese wurden 

in weiterer Folge mit den Dokumenten aus der Österreichischen Außenpolitischen 

Dokumentation abgeglichen.  

Im Zuge der Auswertung der stenographischen Protokolle werden die in der Einleitung 

formulierten Forschungsfragen beantwortet. Grob lässt sich die nachstehende Analyse in 

sieben Segmente unterteilen: 1. Die Aktivitäten der österreichischen Außenpolitik im Vorfeld 

der Kriege, 2. Der Weg zur Anerkennung der Unabhängigkeit Sloweniens und Kroatiens 

durch Österreich, 3. Österreichs Außenpolitik während des Bosnien-Krieges 1992-1995, 4. 

Die Debatten über den Vance-Owen Plan, 5. Die Diskussion über die Situation in Kroatien 
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1995 und der Fall Srebrenica in Bosnien-Herzegowina, 6. Das internationale 

Krisenmanagement nach dem Friedensabkommen von Dayton 1995 und die Frage der 

österreichischen Beteiligung 7. Die österreichische Position zur NATO-Militärintervention im 

Kosovo 1999. 

In folgenden Teilkapiteln wird nun versucht, auf die genauen Gründe für die 

unterschiedlichen Positionen der österreichischen Parlamentsparteien hinsichtlich der 

Unabhängigkeitsbestrebungen im jugoslawischen Raum näher einzugehen und diverse 

Diskursstränge in Form von Kontinuitäten und Brüchen aufzuzeigen. Kapitel für Kapitel 

werden die Positionen der beiden Regierungsparteien SPÖ und ÖVP jenen der 

Oppositionsparteien gegenübergestellt, analysiert und die den Aussagen und Handlungen zu 

Grunde liegenden Ziele und Ideologien herausgefiltert. Somit ergibt sich schlussendlich ein 

Gesamtbild darüber, inwieweit sich die Politiker der verschiedenen Fraktionen zu bestimmten 

Zeitpunkten bezüglich der Kriseninterventionsmöglichkeiten im ex-jugoslawischen Raum 

einig oder uneinig waren bzw. inwieweit die Parteipositionen im Laufe der 1990er-Jahre 

einem Wandel unterlagen. 

4.1 Die Aktivitäten der österreichischen Außenpolitik im Vorfeld der 

Kriege 

Für die Abgeordneten des österreichischen Nationalrates war es bis 1988 noch von 

geringer Bedeutung sich mit der Lage im kriselnden Nachbarland intensiver zu befassen. 

Vielmehr drehten sich die meisten außenpolitischen Debatten allgemein um die 

Demokratisierungstendenzen in den Ländern des Warschauer Paktes und Österreichs 

möglicher zukünftiger Rolle als immerwährend neutraler Mitgliedsstaat der EG. Die 

jugoslawische Krise rückte angesichts der geopolitisch bedeutsameren Umwälzungen in 

Osteuropa in den Hintergrund. In Vertretung der österreichischen Bundesregierung sprach 

Peter Jankowitsch (SPÖ) am 25. Mai 1988 erstmals von Österreichs Mitverantwortung für 

eine friedliche, nachhaltige Lösung der Wirtschafts- und Politkrise in Jugoslawien. 

Jankowitsch plädierte dafür, „nach Mitteln und Wegen zu suchen, wie Österreich zusammen 

mit anderen westlichen Demokratien“ den notwendigen Reformprozess in Jugoslawien 

unterstützen könne.273 Keine vorschnellen Kreditvergaben, sondern verschiedene Optionen 

der dauerhaften Integration Jugoslawiens in den Europäischen Wirtschaftsraum wurden dabei 

angedacht. Außenminister Alois Mock (ÖVP) hielt in diesem Zusammenhang die 
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österreichischen Finanzhilfen für Jugoslawien für zielführend und effektiv, und kündigte an, 

sich innerhalb der EFTA für weitere Gelder stark zu machen.274  

Etwas mehr als ein Jahr später, am 8. Juni 1989, beriet der Nationalrat im Rahmen der 

Debatte über die Annahme des außenpolitischen Berichtes des Außenpolitischen Ausschusses 

schließlich intensiver über die politischen Spannungen in Jugoslawien. Karel Smolle (Grüne), 

Heinz Fischer (SPÖ), Friedrich König, Felix Ermacora und Außenminister Alois Mock (alle 

ÖVP) nahmen zur Situation im Kosovo Stellung und hofften weiterhin auf einen friedlichen, 

demokratischen Wandel hin zu einer ökosozialen Marktwirtschaft275. Im Beschluss der 

Aufnahme von EG-Beitrittsgesprächen Österreichs erkannten mit Ausnahme der Grünen, bei 

denen Andreas Wabl im Falle einer zukünftigen österreichischen EG-Mitgliedschaft einen 

„Bruch mit der Neutralität“ sah, alle Parteien großes Potential für Österreichs Rolle als 

zukünftiger, aktiver Fürsprecher der sich im Umbruch befindlichen Teilrepubliken 

Jugoslawiens und der Sowjetunion.276 Wabls Vorbehalte hinsichtlich eines EG-Beitrittes des 

immerwährend neutralen Österreichs teilten auf internationaler Ebene zu diesem Zeitpunkt 

jedoch nur mehr das belgische bzw. das sowjetische Außenministerium.277 

Am 8. November 1989 bemerkte Andreas Khol (ÖVP) zu den jüngsten Entwicklungen im 

ost- und südosteuropäischen Raum Folgendes:  

„Wenn sich alles ändert, ist eine sehr unruhige Entwicklung zu erwarten. Es gibt sehr 

große countervailing Powers [sic!], sehr große gegenwirkende Kräfte: das 

Minderheitenproblem in Jugoslawien, den Separatismus in Jugoslawien, die 

ungelösten Minderheitenfragen im Osten Europas, die Nationalitätenfragen in der 

Sowjetunion, die Sezessionstendenzen in manchen sowjetischen Republiken. All das 

an Stelle der relativen Ruhe - es war eine Friedhofsruhe - der letzten Jahre. Es wird 

also eine Zeit der Unrast kommen, eine Zeit der hoffentlich positiven Unruhe: aber 

auch das Gegenteil ist möglich.“278 
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Einen Tag später, am 9. November 1989, am Tag des Mauerfalls in Berlin, bezog die 

Bundesregierung schließlich klar Stellung "zur aktuellen Entwicklung in Osteuropa und der 

Unterstützung der Reformprozesse durch Österreich“279. Außenminister Mock bekräftigte sein 

Anliegen, eine Ausweitung der europäischen Wirtschaftshilfe an eine Verbesserung der 

Menschenrechtslage in Osteuropa und ferner in Jugoslawien zu knüpfen. Die Aufnahme 

Ungarns, Polens und Jugoslawiens in den Europarat sei somit zu unterstützen, da dieser 

Schritt ein klares Bekenntnis zu einer pluralistischen Gesellschaftsordnung sowie zur 

Umsetzung der Europäischen Menschenrechtskonvention voraussetze.280 Auch andere 

Regierungsmitglieder wie Peter Schieder (SPÖ), Ludwig Steiner und Andreas Khol (beide 

ÖVP) betonten die bedeutende Rolle des Europarates als Vermittlungsinstanz im 

europäischen Integrationsprozess.281 Der damalige SPÖ-Klubobmann Heinz Fischer machte 

explizit auf die Menschenrechtsverletzungen im Kosovo aufmerksam, und hielt fest, dass die 

bloße verbale Verurteilung der Zustände keinesfalls einer Missachtung der Neutralität 

Österreichs, geschweige denn einer Intervention gleichkomme. Dafür erntete er auch von der 

Grünen Fraktion Applaus.282 Friedrich König (ÖVP) stimmte Mock zu, dass die 

Strukturreformen in Osteuropa sehr unterschiedlich ausgeprägt seien und eine Übernahme des 

Modells der ökosozialen Marktwirtschaft nur im Rahmen einer demokratischen, 

pluralistischen Gesellschaftsordnung erfolgreich sein werde. Neben den Entwicklungen in 

Ungarn und Polen verwies König auch explizit auf Slowenien und Kroatien, welche aus 

seiner Sicht zum damaligen Zeitpunkt primär keine Abspaltung von Jugoslawien anstrebten, 

sondern vielmehr für die Einführung eines Mehrparteiensystems zunächst auf lokaler und 

langfristig auch auf gesamtstaatlicher Ebene eintreten würden.283 Zu einem ähnlichen Schluss 

kommt übrigens auch Sundhaussen in seiner Analyse, der die slowenische Idee der 

„asymmetrischen Föderation“ als Reaktion auf die von Milošević vorangetriebene 

„antibürokratische Revolution“ versteht284. 

Die grünen Abgeordneten Karel Smolle und Helga Erlinger kritisierten dagegen die 

schleppenden EFTA-Verhandlungen zur Schaffung eines europäischen Entwicklungsfonds 

und riefen gleichzeitig dazu auf, die Geldmittel für „ökologisch und sozial vertretbare 
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Produkte und Produktionsstätten“285 einzusetzen anstatt die „Ost-Kolonisation“286 weiter 

voranzutreiben.287. Im Allgemeinen war aber die Hoffnung auf einen friedlichen 

Reformverlauf in Jugoslawien zumindest im November 1989 noch vorhanden.288  

Keine drei Wochen später attestierte Khol den ungelösten Grenzstreitigkeiten und der 

damit einhergehenden Minderheitenproblematik in den Republiken der Sowjetunion und 

Jugoslawiens jedoch eine „große Explosionskraft“289. Angesichts der andauernden 

Spannungen zwischen Slowenien und Serbien, welche im Einreiseverbot für jugoslawische 

Demonstranten aus anderen Teilrepubliken nach Slowenien ihren Ausgangspunkt genommen 

und umgehend zum Abbruch aller politischen Beziehungen und beidseitigen 

Handelsboykotten geführt hatten290, versicherte Mock, im Namen der Bundesregierung alles 

zu unternehmen, um deeskalierend einzuwirken.291 Der grüne Abgeordnete Peter Pilz übte 

Kritik am angestrebten EG-Beitritt Österreichs und argumentierte, dass Österreich stattdessen 

ganz im Sinne seiner Neutralität bei einer potentiellen Öffnung des Ostens hin zu mehr 

Demokratie Lösungen für ein soziales und ökologisch nachhaltiges Wirtschaftswachstum der 

jeweiligen Länder bieten müsse.292  

Im Jahr 1990 machte sich die bereits erwähnte „Atempause“293 in der jugoslawischen 

Innenpolitik auch in Debatten des österreichischen Nationalrates bemerkbar. Zunächst gab 

Mock am 15. März 1990 eine Erklärung zum Thema „Der Wandel in Europa als 

Herausforderung für Österreich“ ab, in welcher er wegen der Wiederkehr alter, 

nationalistischer, ethnischer Feindbilder in Jugoslawien den dortigen 

Demokratisierungsprozess gefährdet sah. Allerdings erblickte er in den bevorstehenden freien 
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Wahlen in Slowenien und Kroatien im April und Mai 1990294 auch positive Indizien für eine 

allmähliche Annäherung an westliche Grundwerte.295  

Kritik an der österreichischen Jugoslawienpolitik kam abermals von Karel Smolle, der 

sich eine klarere Reaktion des Außenministeriums auf die zunehmend „auseinanderstrebenden 

Tendenzen“ in Jugoslawien erwartet hatte und in weiterer Folge eine gemeinsame 

sicherheitspolitische Neuorientierung Mitteleuropas, im Verbund mit „Ungarn, ČSSR, 

Slowenien[!], Kroatien[!], Jugoslawien[!]“ einforderte296. Der grundlegenden EG-Skepsis der 

Grünen begegnete Friedrich König mit dem Argument, dass gerade in einer baldigen EG-

Mitgliedschaft Österreichs eine große Chance für ein aktiveres diplomatisches Mitwirken in 

der Debatte über zusätzliche Fördermittel für eine konzentrierte, osteuropäische 

Wirtschaftshilfe bestünde.297 Andreas Khol sprach von der Notwendigkeit, die slowenischen 

und kroatischen Volksvertreter in ihren Forderungen nach mehr Mitsprache und 

Föderalisierung innerhalb des jugoslawischen Gesamtstaates zu bestärken, um den 

nationalistischen Strömungen entgegenzuwirken und eine erneute „Balkanisierung“ Europas 

zu verhindern.298 

Am 4. Juli 1990 gab sich Außenminister Mock angesichts der erfolgreichen Durchführung 

der demokratischen Wahlen in Kroatien und Slowenien wieder optimistisch, dass die 

„politische Wende“ in Jugoslawien bereits in wenigen Monaten vollzogen sein könnte, 

während er gleichzeitig befürchtete, dass die wirtschaftlichen Schwierigkeiten in Jugoslawien 

womöglich noch über Jahre hinweg weiterbestehen könnten299. Der Außenminister begrüßte 

das einstimmige Bekenntnis sämtlicher KSZE-Mitgliedsstaaten (inkl. Jugoslawien!) zum 

Modell der ökosozialen Marktwirtschaft. Mithilfe der europäischen Geldmittel sollte eine 

Neustrukturierung des Industriesektors gelingen. Von der EFTA erhoffte sich Mock zunächst 

bilaterale, partnerschaftliche, integrative Handelsverträge, um Jugoslawien an die 

westeuropäische Wirtschaftsordnung heranzuführen. Abschließend fand der Außenminister 

lobende Worte für die Gründung der Pentagonale, eine neue Form der Kooperation zwischen 

den Staaten Österreich, Italien, Ungarn, Jugoslawien und der Tschechoslowakei, welche in 
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vielen wirtschaftlichen Bereichen eine engere Zusammenarbeit auf Projektbasis anstreben 

würden.300 Bedeutend weniger Optimismus versprühte FPÖ-Klubobmann Gugerbauer, der 

von „bürgerkriegsähnlichen Zuständen in Jugoslawien“ sprach und angesichts der 

Sezessionstendenzen in Slowenien, Kroatien und im Kosovo die Frage nach den Folgen für 

die österreichische Sicherheitspolitik und den Grenzschutz aufwarf.301 

Trotz der fast täglichen Berichterstattung über die sich seit dem slowenischen 

Unabhängigkeitsreferendum im Dezember 1990 zuspitzende Situation in Slowenien und 

Kroatien, dominierte Mitte Jänner 1991 die Lage im Kosovo die Debatte im Nationalrat. 

Basierend auf den Beobachtungen Andreas Khols (ÖVP) und Gabrielle Traxlers (SPÖ) 

während eines Kosovo-Aufenthaltes, sah sich Khol an den Aufstand in Ungarn 1956 

zurückerinnert. Die mit 90 Prozent Albanern besiedelte Provinz werde von Serbien okkupiert 

und Hunderttausende seien seit 1981 mit kurzfristigen, willkürlichen Festnahmen durch die 

Polizei konfrontiert gewesen. Serbien trachte danach, sein „Staatsgebiet in anachronistischer 

Denkweise zu vergrößern“ und die 2,4 Millionen Kosovo-Albaner aus ihrer Heimat zu 

vertreiben302. In einem erfolgreichen Entschließungsantrag forderten Khol und Traxler vom 

Außenministerium, innerhalb einer einmonatigen Frist einen Bericht über die 

Menschenrechtslage im Kosovo herauszugeben, der sich auf die Erkenntnisse der 

österreichischen Botschaft in Jugoslawien, des Europarates, des Europäischen Parlaments, der 

KSZE, etc. stützen sollte.303  

Abseits der Kosovo-Problematik vermisste Hans Helmut Moser (FPÖ) eine klare 

Stellungnahme der Bundesregierung zu den Unabhängigkeitsbestrebungen Sloweniens und 

Kroatiens, obwohl die jugoslawische Volksarmee bereits seit 14. April 1990304 die 

Entwaffnung der Territorialverteidigungen der Teilrepubliken vorantrieb und die ausgegebene 

Frist für die Waffenrückgabe unmittelbar bevorstand. Österreich hätte hier jenen Völkern, die 

nach Demokratie und freier Willensbekundung streben, seine uneingeschränkte Solidarität 

auszusprechen, sofern die Republik ihre Befürwortung eines Europas der Meinungsfreiheit 
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auch glaubhaft vertreten wolle.305 Angesichts der krisenhaften Entwicklung in der Golfregion, 

im Baltikum sowie in Jugoslawien müsse sich Österreich von seiner überholten 

Sicherheitspolitik mit „dem Modell der bewaffneten Neutralität der fünfziger Jahre“ lösen und 

alternative Kriseninterventionsstrategien entwickeln306.  

Hierbei spielte Moser auf die Neutralitätsfrage im Zuge der geplanten Gesetzesnovellen 

hinsichtlich des Kriegsmaterialiengesetzes und des Strafgesetzes an. Bereits zuvor wurde 

nämlich in derselben NR-Sitzung auf Verlangen der Grünen über die „Aushöhlung der 

Neutralität durch die österreichische Bundesregierung“ debattiert307. Konkret forderten die 

Grünen u.a. Untersuchungsausschüsse zu etwaigen illegalen Waffenlieferungen an Saudi-

Arabien unter Mitwisserschaft einiger Regierungsmitglieder sowie zur „neutralitätswidrige[n] 

Durchführung von Waffen durch Österreich durch Transportflugzeuge der amerikanischen 

Luftwaffe“ im Zuge der Golfkrise308. Bundeskanzler Vranitzky meinte dazu, Österreich hätte 

sich mit der Unterzeichnung des Staatvertrages und dem unmittelbar darauffolgenden UNO-

Beitritt 1955 nicht nur zur immerwährenden Neutralität, sondern gleichzeitig auch zur 

Annahme sämtlicher Rechte und Pflichten gemäß der UN-Charta bekannt. Mit dem Wegfall 

des Ost-West-Konfliktes hätten sich nun notwendige rechtliche Adaptierungen zum 

Kriegsmaterialgesetz und zum Strafgesetz ergeben.309 Am selben Tag hatte auch Conrad Seidl 

in seinem Kommentar im Standard seine Kritik am heimlichen Abbau der Neutralität geäußert 

und die Bundesregierung aufgefordert, diese Aufweichung der Neutralität zumindest der 

Bevölkerung offen zu kommunizieren.310 

Die heikle Neutralitätsfrage ließ die österreichische Bundesregierung mit Aussagen zur 

innenpolitischen Lage in Jugoslawien wieder etwas zurückrudern. In einer Fragestunde des 

Parlamentes hob Außenminister Mock abermals Österreichs Rolle bei der Heranführung an 

marktwirtschaftliche Prinzipien im Zuge der EFTA hervor. In politischer Hinsicht sei 

Jugoslawien aber selbst dafür verantwortlich, seine zerstrittenen Volksgruppen zu einen. Auf 

Drängen Österreichs sei zumindest bereits am 15. August 1990311 die erste von vier Stufen im 

Bereich der menschlichen Dimension des KSZE-Prozesses312 eingeleitet worden. Die darin 
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geforderte Auskunft der jugoslawischen Vertretung über die Menschenrechtslage im Kosovo 

sei hingegen wenig aufschlussreich gewesen.313 Mit Blick auf die Teilrepubliken Slowenien 

und Kroatien und deren Konflikt mit dem jugoslawischen Bundesstaat, betonte Mock jedoch 

die Wichtigkeit des Dialogs, um einer möglicherweise gewaltsamen Auseinandersetzung 

vorzugreifen.  

So sehr die Grünen die Bundesregierung für ihre lockere Auslegung der 

Neutralitätsgrundsätze im Waffentransit verurteilten, so sehr erwarteten sie sich gleichzeitig 

Klarheit über die Position der großen Koalition hinsichtlich der Unabhängigkeitsfrage der 

beiden Teilrepubliken Slowenien und Kroatien. Mock sprach allerdings „von einer Fülle von 

Einzelschritten“, beispielsweise sein persönliches Engagement für eine Einladung des 

slowenischen Außenministers zum Außenministertreffen der KSZE in New York 1990314. Die 

zunehmende Demokratisierung auf lokaler und regionaler Ebene werde bestmöglich 

unterstützt, eine Einflussnahme auf die nicht demokratisch gewählte Bundesregierung jedoch 

dezidiert vermieden, da dies einen Verstoß gegen die territoriale Integrität der jugoslawischen 

Föderation bedeuten würde. Die erstmals vom Volk gewählten Regierungen in Slowenien und 

Kroatien stünden zwar für eine positive Entwicklung, das Ringen um einerseits mehr 

Zentralismus bzw. andererseits mehr Föderalismus bleibe jedoch eine innenpolitische 

Angelegenheit. Österreich konzentriere sich auf seine Vermittlerrolle und pflege sowohl mit 

der Zentralregierung in Belgrad als auch mit den Regionalparlamenten in Slowenien und 

Kroatien gute Beziehungen.315  

Nachdem ab Mitte März 1991 nicht nur in der FPÖ, sondern auch in der ÖVP das 

Szenario einer Eskalation der wiederkehrenden Nationalitätenkonflikte in Jugoslawien für 

möglich gehalten wurde und darin resultierte, die Relevanz eines modernisierten, 

österreichischen Bundesheeres zu rechtfertigen316, gingen die Grünen in der 

Anerkennungsdebatte weiter in die Offensive. So brachte Andreas Wabl am 13. März 1991 

zwei Anträge betreffend die Anerkennung Sloweniens und Kroatiens als souveräne Staaten 

ein, die in der Folge dem außenpolitischen Ausschuss zugewiesen wurden.317 
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Im Falle einer slowenischen oder kroatischen Anfrage bezüglich der diplomatischen 

Anerkennung der Unabhängigkeit der beiden Teilrepubliken durch Österreich, forderten 

fortan auch sämtliche ÖVP-Funktionäre eine sofortige, einstimmige Antwort des 

Nationalrates. Bereits Ende Februar drängte Erhard Busek nach einem Aufenthalt in Zagreb 

darauf, dass die Bundesregierung in dieser Angelegenheit wesentlich offensiver agiere.318 

Bundeskanzler Vranitzky bekräftigte allerdings nach einem Treffen mit dem jugoslawischen 

Ministerpräsidenten Ante Marković am 6. März, dass die Zentralregierung in Jugoslawien 

weiterhin der erste Ansprechpartner bleibe, und stellte sich damit gegen Jörg Haiders (FPÖ) 

Forderung nach einer internationalen Konferenz zur Jugoslawienkrise319. Danach blieb 

Außenminister Mock in einer weiteren Fragestunde am 14. März eine klare Auskunft über die 

konkrete Handlungsstrategie der österreichischen Bundesregierung schuldig und verwies 

stattdessen auf die noch immer vorhandene „Chance auf eine friedliche Lösung der Konflikte, 

auch auf eine friedliche Loslösung einer Teilrepublik vom Gesamtstaat“320. In der 

Zwischenzeit sollte Österreich versuchen, mit seinem Eintreten für den Übergang in die 

zweite Stufe des KSZE-Prozesses ein internationales Treffen mit den Konfliktparteien 

herbeizuführen und damit den erhofften demokratischen Wandel auch auf bundesstaatlicher 

Ebene zu forcieren321. Gabrielle Traxler machte u. a. auf den Schulausschluss für albanische 

Kinder im Kosovo aufmerksam und schlug vor, dass die österreichische Bundesregierung 

unabhängig vom KSZE-Verfahren den Dialog mit Serbien forciere. Mock meinte darauf, er 

würde diesen Austausch nach wie vor intensiv pflegen, jedoch seien die grundverschiedenen 

Standpunkte der beiden Konfliktparteien ein großes Hindernis.322 Tags darauf warnte 

Frischenschlager (FPÖ) mit dem Verweis auf die große serbische Minderheit auf kroatischem 

Boden vor dem Trugschluss, dass mit der bloßen Etablierung neuer Nationalstaaten sämtliche 
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Minderheitsproblematiken gelöst werden könnten und schlug vor, dieser Gefahr mit der 

Schaffung eines allgemein gültigen europäischen Volksgruppenrechtes zu begegnen.323  

Am 17. April 1991 lobte Peter Schieder (SPÖ) die klare Position der österreichischen 

Bundesregierung, welche die bloße internationale Verurteilung von „Terror, Mord, Elend, 

Vertreiben von ganzer Schichten einer Bevölkerung, Einsatz brutalster Mittel, Schusswaffen, 

Giftgas und vieles andere“ keinesfalls als Verstoß gegen das Völkerrecht und die Souveränität 

eines Staates verstanden wissen wollte324. Dieser Ansicht pflichteten Vertreter sämtlicher 

Fraktionen bei, wobei Andreas Khol besonders darauf hinwies, dass die Wahrung der 

Menschenrechte für die Mitgliedsstaaten des KSZE-Prozesses „keine innere Angelegenheit“ 

sei, sondern ein länderübergreifender „Schutzmechanismus“ existiere, von dem Österreich mit 

der Einleitung der zweiten Stufe des KSZE-Prozesses Gebrauch gemacht hätte und dafür 

unberechtigterweise international kritisiert worden sei325. Enttäuscht zeigte sich Khol vom 

„internationalen und europäischen Opportunismus“, wonach Staaten Westeuropas die 

Menschenrechtsverletzungen im Kosovo aus reiner Angst vor Unruhen auf ihrem eigenen 

Staatsgebiet ignorierten326. In weiterer Folge forderte er die Befürworter eines unveränderten 

Weiterbestehens Jugoslawiens dazu auf, in den Kosovo zu reisen und sich selbst von den 

unrechtmäßigen Aktivitäten der serbischen Polizei zu überzeugen. Zusätzliche EFTA-Kredite 

könne er derzeit jedenfalls nicht mehr befürworten.327 Traxler (SPÖ) berichtete von ihrer 

Teilnahme an der Fact-Finding-Mission im Kosovo im Dezember 1990 und kritisierte den 

Schulausschluss für albanische Kinder und Lehrer sowie der Kündigung albanischer Ärzte 

oder dem Streik der albanischen Bergleute in Trepča328. Österreich sei hier verpflichtet, 

„Jugoslawien dazu zu zwingen, die Menschenrechtsverletzungen sofort zu beenden.“329. Die 

Bundesregierung erntete für die Einschaltung der zweiten Stufe des KSZE-Prozesses zwar das 

Lob der Opposition, wobei Moser (FPÖ) die sich offenbarende Unwirksamkeit dieser KSZE-

Instrumentarien bemängelte330.  
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Anfang Mai 1991 brachte Außenminister Mock die Idee eines erfahrenen europäischen 

Expertenkomitees (auch „Weisenrat“ genannt) als „operative Hilfestellung“ für die 

Konfliktbeilegung in Jugoslawien ins Spiel331, konnte aber diesen Vorschlag trotz 

internationaler Unterstützung gegenüber Marković vorerst nicht durchsetzen, da letzterer nach 

wie vor an eine innerjugoslawische Kompromissfindung glaubte.332 Ungeachtet des klaren 

Votums für die kroatische Unabhängigkeit sowie der Einstellung der amerikanischen 

Finanzhilfe an Jugoslawien Ende Mai 1991 befürwortete Bundeskanzler Vranitzky die 

Aktivierung eines weiteren EFTA-Kredits von 100 Millionen Dollar für die jugoslawische 

Föderation.333 Friedhelm Frischenschlager stellte sich gegen die EG-Strategie, sich zwar zu 

einem gemeinsamen Wirtschaftsraum zu bekennen, jedoch in punkto politischer Grundwerte 

wie Freiheit, Demokratie und Pluralismus weiterhin keineswegs geschlossen nach außen zu 

kommunizieren. So leiste die EG mit ihrer zurückhaltenden Reaktion auf die 

Demokratisierungstendenzen in Slowenien und Kroatien den „serbischen Stalinisten“ 

Vorschub und unterstütze indirekt Verfassungsbruch oder Militärmanöver gegen die eigene 

Bevölkerung334.Während das kroatische Votum im Westen größtenteils positiv aufgenommen 

wurde, warnte Standard-Journalist Samo Kobenter in seiner Analyse bereits vor dem 

wiederaufflammenden Ustaša-Geist in Kroatien und riet dazu, Kroatiens Politiker genau zu 

beobachten.335 

Schließlich zog die Opposition am 29. Mai 1991 einschneidende Wirtschaftssanktionen 

gegen Jugoslawien in Betracht. Während die Grünen um Madeleine Petrović und Peter Pilz 

einen Entschließungsantrag „betreffend die Berücksichtigung der Menschenrechtssituation bei 

Exportförderungen“336 stellten und eine Aufklärung vom Finanzministerium hinsichtlich 

jugoslawischer Geschäfte und Verträge verlangten, argumentierte Finanzstaatssekretär 

Johannes Ditz (ÖVP), dass es für Österreich wenig hilfreich wäre, in den unzähligen Ländern, 

in denen Menschenrechte missachtet werden, beispielsweise die Exportförderung 

auszusetzen. Dem pflichtete Richard Kaiser (ÖVP) bei, der betonte, dass das Anliegen der 

Grünen zwar in der Theorie schön klinge, in der Praxis jedoch kompliziert zu realisieren 
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wäre. So sei im konkreten Fall Jugoslawien keine gezielte regionale Förderung durch 

österreichische Exporte möglich, da sämtliche Devisengeschäfte ohnehin über die zentral 

organisierte, jugoslawische Nationalbank abgewickelt werden würden, und daher den 

österreichischen Betrieben jegliche Planungssicherheit fehle.337 In weiterer Folge sprach sich 

FPÖ-Mandatar Mathias Reichhold gegen Österreichs Ratifizierung weiterer EFTA-

Finanzhilfen für Jugoslawien aus, solange sich die voranschreitende Demokratisierung in den 

betroffenen Teilrepubliken nicht auf den gesamten Zentralstaat ausdehne.338 

Wenige Tage vor den einseitigen Unabhängigkeitserklärungen Sloweniens und Kroatiens 

am 25. Juni 1991 appellierte Andreas Wabl ans Parlament, eine klare Position zu beziehen 

und sich für die Umwandlung der Republikgrenzen in Staatsgrenzen einzusetzen. Für die 

österreichische Haltung in dieser Frage sollen allerdings die „Kriterien des Völkerrechts“ 

gegenüber den „Kriterien der Sympathie“ vordergründig sein339. Die Koalitionspartner SPÖ 

Und ÖVP waren weiterhin unschlüssig. Einerseits stritt Peter Schieder zwar die Symbolik 

einer völkerrechtlichen Anerkennung Sloweniens bzw. auch anderer Teilrepubliken nicht ab, 

sah darin allerdings keine Garantie für einen nachhaltigen Friedensschluss.340 Andererseits 

bezeichnete Andreas Khol die Achtung des Selbstbestimmungsrechts als grundlegend für die 

Position der ÖVP. Die Teilrepubliken sowie die autonomen Provinzen Vojvodina und Kosovo 

hätten im Laufe der Geschichte Jugoslawiens noch nie die Möglichkeit bekommen, selbst 

über ihr eigenes Schicksal zu entscheiden341. Dennoch agierte Khol im Vergleich zu Wabl 

relativ zurückhaltend und betonte, dass der Verhandlungsprozess über die Unabhängigkeit 

Sloweniens mit der Proklamation am 25. Juni erst eingeleitet werden würde und Österreich 

diesen nicht beeinflussen solle, habe doch Milošević selbst erst kürzlich die Option einer 

Konföderation ins Spiel gebracht.342 Woher Khol diese Informationen hatte, konnte im Zuge 

der Recherchearbeiten für diese Diplomarbeit nicht geklärt werden. Für den betreffenden 

Zeitraum konnten jedenfalls keinerlei Hinweise auf irgendeine Form des Einlenkens 

Miloševićs gefunden werden.  

In weiterer Folge forderte Andreas Wabl vom außenpolitischen Ausschuss bis spätestens 

8. Juli 1991 eine Entscheidung über die diplomatische Anerkennung Sloweniens zu treffen. 
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Sein Fristsetzungsantrag fand jedoch keine ausreichende Unterstützung.343 Neben den Grünen 

unterstützte auch Frischenschlager (FPÖ) eine wohlüberlegte, aber rasche Entscheidung über 

die zukünftige Position der österreichischen Außenpolitik im Fall Sloweniens344. 

Für den Zeitraum vom Ende der 1980er-Jahre bis zu den Unabhängigkeitserklärungen 

Sloweniens und Kroatiens im Juni 1991 kann also festgehalten werden, dass vor allem Alois 

Mocks Initiativen im Rahmen der KSZE und die Erkenntnisse aus der Kosovo-Reise von 

Khol und Traxler entscheidenden Einfluss auf die Debatten im Nationalrat hatten. Von einem 

Aussetzen der Wirtschaftshilfen für Jugoslawien sah die Bundesregierung jedoch bis zuletzt 

ab. Folglich konzentrierte sich die außenpolitische Strategie von SPÖ und ÖVP Anfang 1991 

primär auf das internationale Eintreten für die Verbesserung der Menschenrechtssituation im 

Kosovo. Hier war die Hoffnung, international gehört zu werden, größer als bei einer 

offensiven Promotion der Unabhängigkeit der finanzkräftigeren Teilrepubliken Slowenien 

und Kroatien. In den serbischen Medien hielt sich die Kritik an Österreichs außenpolitischen 

Handlungen jedoch unverändert345. Während die SPÖ mit Bundeskanzler Vranitzky weiterhin 

auf die EFTA-Unterstützung für Jugoslawien setzte, forderten FPÖ und Grünen ab Ende Mai 

wirtschaftliche Sanktionen. Zwar stellte Andreas Khol bereits Mitte April ähnliche 

Überlegungen an, jedoch zweifelte die ÖVP an der effektiven Umsetzung und befürchtete 

auch finanzielle Einbußen für österreichische Unternehmen. 

Gleichzeitig kam mit dem Ende des Ost-West-Konfliktes das Konzept der 

immerwährenden Neutralität ins Wanken, vor allem als die Bundesregierung während der 

Golfkrise aufgrund der Verpflichtung durch die UNO-Mitgliedschaft Überflugrechte für 

ausländische Militärs sowie Waffenlieferungen an verbündete Kriegsparteien genehmigte. 

Um die Entscheidung Brüssels über einen künftigen EG-Beitritt des neutralen Österreichs 

nicht unnötig zu belasten, agierte die Bundesregierung in der Jugoslawienkrise zumindest bis 

Ende Mai 1991 noch zurückhaltend und versuchte den Jugoslawien-Konflikt im Rahmen der 

KSZE zu internationalisieren. Vor allem die SPÖ war darauf bedacht, sich möglichst EG-

konform zu verhalten und verzögerte somit auch eine offene Diskussion über die Frage der 

Neutralität Österreichs als zukünftiges Mitglied der EG und über eine mögliche Form seiner 

Eingliederung in ein noch zu schaffendes, kollektives europäisches Sicherheitssystem, ähnlich 

der WEU (Westeuropäische Union) oder NATO. Standard-Kolumnist Helmut Spudich sprach 

in diesem Zusammenhang von einer gewissen „Naivität“, die sich quer durch alle Parteien 
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gezogen habe346. Als nicht-ständiges Mitglied des UN-Sicherheitsrates des Jahres 1991 sei es 

für Österreich schließlich nicht zielführend, eine Umsetzung von kollektiven 

Sicherheitsinteressen im Sinne einer offensiven Menschenrechtspolitik aufgrund eines 

mittlerweile überholten Neutralitätsverständnisses zu blockieren.347 

4.2 Der Weg zur Anerkennung der Unabhängigkeit Sloweniens und 

Kroatiens durch Österreich 

Nachdem sämtliche Staaten selbst nach der KSZE-Konferenz in Berlin am 19. und 20. 

Juni noch an ein Weiterbestehen Jugoslawiens geglaubt hatten, lösten die 

Unabhängigkeitserklärungen Sloweniens und Kroatiens im Ausland nur vereinzelt Jubel 

aus.348 Alois Mock reiste als einziger Außenminister der Anrainerstaaten Jugoslawiens nach 

Laibach, um Milan Kučan Österreichs Unterstützung der slowenischen Bestrebungen zu 

signalisieren.349 Der Zehn-Tage-Krieg in Slowenien traf die internationale 

Staatengemeinschaft völlig unvorbereitet. 6500 österreichische Wehrdiener wurden aufgrund 

des wiederholten Eindringens der JNA-Jets in den österreichischen Luftraum 

sicherheitshalber in den Grenzregionen Kärntens und der Steiermark stationiert.350 Am 8. Juli 

1991, unmittelbar nach dem Ende der Kampfhandlungen auf slowenischen Territorium, der 

Erklärung von Brioni351 und den für drei Monate ausgesetzten Unabhängigkeitsbestrebungen 

Sloweniens und Kroatiens, beklagte Bundeskanzler Vranitzky im Nationalrat zwar die 

monatelange Ratlosigkeit der internationalen Diplomatie hinsichtlich einer friedvollen 

politischen Lösung der jugoslawischen Krise, verteidigte jedoch die Position der SPÖ, 

wonach eine frühzeitige Anerkennung durch Österreich auch für große Ungewissheit sorgen 

könne. Angesichts der anhaltenden Kritik aus Serbien an Österreichs konsequenter 

Unterstützung der jugoslawischen Minderheiten sah sich der Bundeskanzler gezwungen, 

klarzustellen, dass Österreich stets für „eine Lösung nur im friedlichen Dialog, mit der 

inneren Bereitschaft zur Verständigung und mit Respekt für Demokratie und 

Menschenrechte“ gekämpft habe und weiterhin kämpfen werde352. Allerdings könnte das 
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neutrale Österreich im Falle einer alleinigen Anerkennungsbekundung für Slowenien erst 

recht dazu gezwungen sein, sich aus einem potentiellen bilateralen Konflikt zwischen zwei 

souveränen Staaten (Slowenien und Serbien) herauszuhalten. Mit dem Verweis auf die 

Situation in der Westsahara stellte Vranitzky zudem fest, dass selbst eine Anerkennung durch 

eine Vielzahl von Staaten noch lange keine Garantie für eine positive Wende darstelle.353 

Außenminister Mock kam zu dem Schluss, dass der jugoslawische Bundesstaat trotz der 

1990 durchgeführten demokratischen Wahlen auf Republikebene in punkto Demokratisierung 

nachhinke und daher in allen Teilrepubliken die zentrifugalen Kräfte zunehmen würden. Von 

internationaler Seite fühlte sich Mock zu Unrecht kritisiert. Sein Ziel sei immer gewesen, den 

jugoslawischen Reformprozess so zu unterstützen, dass dieser möglichst konstruktiv, 

kooperativ und konsensorientiert vollzogen werden könne.354 Zudem beklagte Mock die 

reservierten Positionen des jugoslawischen Ministerpräsidenten Marković sowie des 

serbischen Präsidenten Milošević in Bezug auf seine Idee vom Mai 1991, einen EG-

„Weisenrat“ zu bilden, um zu einer Kompromisslösung zu gelangen. Erst jetzt, nach Ende des 

Zehn-Tage-Krieges in Slowenien, habe sich die jugoslawische Vertretung in der KSZE zur 

Entsendung der Badinter-Kommission überreden lassen. Mock selbst äußerte seine 

Befürchtungen, dass diese unter schwierigsten Umständen zustande gekommene Maßnahme, 

womöglich „too little and too late“355 sein könnte. Zur außenpolitischen Strategie Österreichs 

bemerkte er Folgendes: 

„Im neuen Europa, wo so viel von kollektiver Sicherheit und Sicherung der 

Menschenrechte gesprochen wird, kann kein Staat gleichgültig zusehen, wie sich die 

Armeeführung eines benachbarten Landes der politischen Kontrolle entzieht und 

schließlich Panzer, Granatwerfer und Jagdbomber einsetzt, um ein Volk an der 

Ausübung seines Selbstbestimmungsrechtes zu hindern.“356 

ÖVP-Klubobmann Heinrich Neisser war überzeugt, dass von Seiten der Bundesregierung 

gerade im Rahmen des KSZE-Prozesses Österreichs diplomatische 

Interventionsmöglichkeiten vollständig ausgeschöpft worden waren. Allerdings sollten für 

eine offizielle Anerkennung Sloweniens und Kroatiens durch Österreich zunächst noch 

sämtliche Nachbarländer davon überzeugt werden, Gleiches zu tun.357  
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Die Opposition sparte weder mit Kritik am Verhalten der SPÖ einerseits, noch am 

Krisenmanagement der EG andererseits. Marijana Grandits (Grüne) kritisierte die 

österreichische Bundesregierung für ihre Inkonsequenz und die nun bevorzugte abwartende 

Haltung anstelle einer von den internationalen Organisationen unabhängigen diplomatischen 

Anerkennung Sloweniens und Kroatiens. Zudem sprach sie von einer „groben 

Fehleinschätzung“ seitens der EG. So sei die jugoslawische Föderation von der EFTA noch 

einmal mit zusätzlichen Finanzmitteln ausgestattet worden, als sich der politische Staatszerfall 

bereits abzeichnete. Einschneidende Wirtschaftssanktionen aufgrund der zahlreichen Berichte 

über Menschenrechtsverletzungen seien hingegen nie beschlossen worden. Als eigentlichen 

Grund für das europäische Festhalten an den überkommenen Strukturen des jugoslawischen 

Zentralstaates nannte Grandits die inkonsequente Umsetzung von Minderheitenrechten in 

vielen etablierten Staaten Europas (siehe Vereinigtes Königreich, Frankreich, Spanien etc.). 

Eine geschlossene internationale Anerkennung der slowenischen und kroatischen 

Unabhängigkeit sei demnach wohl aufgrund der innenpolitischen Sprengkraft in einigen 

Kernstaaten der EG noch nicht ausgesprochen worden.358 Dabei sei vor allem von Seiten der 

slowenischen und kroatischen Führung das Ringen um eine friedliche Lösung spürbar 

gewesen, während diese Bemühungen von Serbien stets zerstreut worden waren. Beweise für 

diese Erkenntnis würden laut Grandits u. a. die Ablehnung von Stipe Mesić als 

Bundespräsident durch Serbien, Montenegro und die Vojvodina, die serbische Polizeigewalt 

gegenüber der albanischen Bevölkerung im Kosovo, das Streben Belgrads nach Hegemonie in 

Regionen der anderen Teilrepubliken sowie die Zustimmung des früheren Reformers 

Marković zum Armeeeinsatz gegen Slowenien zum Schutze der Souveränität des 

Zentralstaates liefern.359 Grandits zeichnete in ihrer Wortmeldung ein relativ einseitiges Bild 

der Ursachen für die Zuspitzung der Staatskrise. Die beiden Kommentatoren des Standards, 

Josef Kirchengast und Samo Kobenter, sahen stets auch Tudjmans Verhalten gegenüber den 

serbischen Minderheiten auf kroatischem Gebiet als zentral für den weiteren Verlauf der 

Krise.360 

Wie brisant die Frage nach der österreichischen Position im Jugoslawien-Konflikt war, 

zeigte die Wortmeldung von SPÖ-Klubobmann Willi Fuhrmann, der umgehend bemüht war, 

den von Grandits angesprochenen Konflikt von Slowenien und Kroatien mit Serbien als eine 
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„Auseinandersetzung zwischen „Slowenien, Kroatien und dem Bundesstaat beziehungsweise 

einem Aspekt dieses Bundesstaates: der Zentralarmee“ darzustellen361. 

Daraufhin attestierte Terezija Stoisits (Grüne) der außenpolitischen Strategie der 

Bundesregierung ein mittlerweile „möglichst EG-konformes Verhalten“362. Vor allem 

innerhalb der SPÖ sei man nur mehr darauf bedacht, sich außenpolitisch zurückzuhalten. 363 

Dagegen müsse der Wille zur Demokratie mehr Unterstützung erfahren, Österreich als 

Nachbarstaat als „das Korrektiv von außen“ wirken und den Nationalismen, wie sie auch in 

Kroatien existierten, mit vehementem Eintreten für den Schutz von nationalen Minderheiten 

begegnen.364 Auch Johannes Voggenhuber (Grüne) fand Lob für die großen Verdienste von 

Außenminister Mock, den Jugoslawienkonflikt zu internationalisieren und kritisierte 

gleichzeitig die von Bundeskanzler Vranitzky vertretene Ansicht, wonach das 

Selbstbestimmungsrecht zwar anzuerkennen sei, während das Recht, sich als Volk für die 

Eigenstaatlichkeit zu entscheiden, nicht unmittelbar daran geknüpft sei365. Spätestens am Tag 

der Unabhängigkeitserklärungen Sloweniens und Kroatiens wäre für Voggenhuber der 

richtige Zeitpunkt gewesen, sich gegenüber den geographisch nächstgelegenen und politisch 

gleichgesinnten Teilrepubliken solidarisch zu zeigen, die beiden Staaten anzuerkennen und, 

entgegen der augenscheinlichen Strategie der Kernstaaten Europas, sämtliche interne 

Minderheitenkonflikte in den „anachronistischen Zentralstaat“ in Brüssel auszulagern, für ein 

demokratisches, selbstbestimmtes und zukunftsorientiertes „Europa der Regionen“ 

einzutreten366. Die „Schwerkraft der Politik“, also der Druck, die Gunst der EG nicht zu 

verlieren, hätte die Bundesregierung dazu gezwungen, die innenpolitischen Rufe nach einer 

sofortigen Anerkennung der beiden benachbarten Staaten relativ unbeeindruckt auf die lange 

Bank zu schieben367. Dagegen sei jegliche Kritik an Alois Mocks konsequenten Einsatz für 

Demokratie und Menschenrechte am Balkan völlig unberechtigt gewesen.368 

Ähnlich entschlossen trat FPÖ-Klubobmann Gugerbauer auf. Eine rasche Anerkennung 

der beiden nach Freiheit und Demokratie strebenden Teilrepubliken durch Österreich sei 

wünschenswert, die Interessen der serbischen Minderheiten in Regionen außerhalb der 

Teilrepublik Serbien müssten aber ebenfalls geschützt werden, da sie im Falle der 
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Unabhängigkeit der Teilrepubliken Kroatien und Bosnien-Herzegowina dazu gezwungen sein 

könnten, sich entweder an die Mehrheitsbevölkerung anzupassen oder das Land zu verlassen. 

Österreich solle sich jedenfalls seine außenpolitischen Entscheidungen nicht von den 

internationalen Akteuren diktieren lassen369. Rainer Pawkowicz (ebenfalls FPÖ) ließ kein 

gutes Haar an den jüngsten internationalen Auftritten des Bundeskanzlers Vranitzky, dem er 

vorhielt, zu lange mit den kommunistischen Ministerpräsidenten Modrow in der DDR sowie 

Marković in Jugoslawien verhandelt zu haben, ohne auch nur in Gespräche mit den 

Regimegegnern getreten zu sein. Die Völkerdämmerung in Ost- und Südosteuropa drohe in 

gewaltsamen Grenzkonflikten aufzugehen, sofern die Staaten der EG nicht gewillt seien, den 

nach Selbstbestimmung strebenden Völkern ihr Grundrecht einzuräumen und dieses 

gegenüber den Herrschenden auch diplomatisch durchzusetzen.370 Auch der FPÖ-

Abgeordnete Herbert Scheibner kritisierte die Regierungsparteien für ihr langes Zögern 

hinsichtlich einer diplomatischen Anerkennung Sloweniens und Kroatiens. Der Verweis auf 

die Neutralität Österreichs sei seiner Ansicht nach kein überzeugendes Argument, da diese so 

wie bisher oder auch bei den Debatten um einen österreichischen EG-Beitritt lediglich als 

militärische, nicht aber als politische Neutralität begriffen werde. Lobende Worte fand 

Scheibner für die ÖVP, während er Vranitzkys Bekenntnis zur Zentralregierung in Belgrad 

„beschämend“ fand371. Die „Sonntagsreden von Freiheit und Selbstbestimmung“ seien nur bei 

einer raschen Anerkennung der Unabhängigkeit und des Selbstbestimmungsrechtes der neuen 

Demokratien in Slowenien und Kroatien glaubwürdig372. 

Die SPÖ war bemüht, die Angriffe der Opposition abzuwehren. Peter Schieder versuchte 

den Fokus der Debatte vor allem auf die juristischen Aspekte einer völkerrechtlichen 

Anerkennung Sloweniens und Kroatiens zu lenken und äußerte Bedenken, ob eine solche als 

politisches Zeichen der „Belohnung oder Bestrafung“ des jeweils anderen überhaupt geeignet 

sei373. Das langfristige Ziel des europäischen Einigungsprozesses müsse zwar ein Europa der 

Regionen, der Selbstbestimmung und der Menschenrechte sein, im Vordergrund solle vorerst 

aber die Integration weiterer Staaten in die EG und nicht deren Föderalisierung stehen. 

Seinem Fraktionskollegen Fuhrmann beipflichtend, warnte auch Schieder davor, die Begriffe 

„jugoslawische Bundesregierung“, „jugoslawische Volksarmee“ und „serbische 

Republikorgane“ synonym zu verwenden und forderte „Augenmaß und Fairness“374.  
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In Vertretung der ÖVP stimmte Andreas Khol Johannes Voggenhuber zu, dass Österreich 

hier den schwierigen Spagat zwischen zukünftiger „EG-Mitgliedschaft und 

Krisenmanagement“ zu schlagen habe375. In Richtung Peter Schieder meinte Khol, dass neben 

den drei für eine völkerrechtliche Anerkennung relevanten Faktoren, Staatsgebiet, Staatsvolk 

und Staatsgewalt, die Beurteilung, ob ein Volk über die Staatsgewalt auf seinem 

beanspruchten Gebiet verfüge, auch „eine politische Frage“ sei 376. Somit kritisierte Khol die 

SPÖ für ihre zögerliche Haltung bzw. ihr „Verstecken hinter den völkerrechtlichen 

Paragraphen“, wo doch spätestens mit der KSZE-Schlussakte von Helsinki 1975377 das Recht 

auf Selbstbestimmung als einer der Grundwerte der europäischen Integration festgeschrieben 

wurde. Abschließend plädierte Khol dafür, eine Abordnung des Parlaments in die drei 

betroffenen Teilrepubliken zu entsenden, um den österreichischen Standpunkt darzulegen.378  

Daraufhin hielt Josef Cap (SPÖ) den Wortmeldungen von Khol und Pawkowicz entgegen, 

dass die ÖVP in den Zeiten des Umbruchs in Ost- und Südosteuropa in den 1980er-Jahren als 

Oppositionspartei unbeschwert mit oppositionellen „Gruppen und Grüppchen“ in Kontakt 

treten hätte können, während die SPÖ als Kanzlerpartei in erster Linie darum bemüht war, die 

diplomatischen Beziehungen aufrecht zu erhalten379. Zwar zeigte er Verständnis für Khols 

Ansicht, dass die Anerkennung auch eine Frage der Politik und der Moral sei, allerdings teilte 

Cap die Zweifel seiner Parteikollegen, ob ein österreichischer Alleingang angesichts der 

unvorhersehbaren sicherheitspolitischen Folgen tatsächlich taktisch klug wäre, gerade in einer 

Zeit, in der Österreich immer wieder als alter Feind des serbischen Volkes wahrgenommen 

werde380. Auch das Prinzip der Bestrafung der jugoslawischen Föderation für ihre 

gewaltsame, aber legitime Verteidigung seines Staatsgebietes und seiner Souveränität lehnte 

Cap ab. Gegenüber dem Risiko einer unüberlegten Handlung oder Aussage Österreichs müsse 

in außen- und sicherheitspolitischen Belangen das „staatspolitische Kriterium“ stets an 

oberster Stelle stehen381. Zudem forderte Cap von der EG umgehend ein allgemeingültiges 

Konzept für die Regelung von Nationalitätenkonflikten, anstatt sich auf die KSZE-Prozesse 

zu verlassen, auf das Krisenmanagement „irgendwelche[r] ‚Troiken‘“ zu vertrauen bzw. zu 
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versuchen, mit wirtschaftlichen Anreizen eine gewünschte Gesellschaftsordnung 

herbeizuführen.382 

Am 28. August, zwei Tage nach einer Sitzung des außenpolitischen Ausschusses, 

verkündete Mock, dass die Frage, ob die Bundesregierung die Anerkennung der beiden 

Teilrepubliken grundsätzlich vornehmen werde, bereits „politisch abgesprochen“ sei383. Offen 

blieb hingegen weiterhin der genaue Zeitplan einer Anerkennung, da Vranitzky darauf pochte, 

andere EG-Staaten davon zu überzeugen, Gleiches zu tun384. Hier stimmte er also mit 

Neissers Forderung vom 8. Juli überein. 

Im Rahmen einer Sondersitzung des Nationalrates zur Situation in Jugoslawien am 17. 

September 1991 drehte sich die innenpolitische Auseinandersetzung nun also vor allem um 

den optimalen Zeitpunkt der Anerkennung sowie die Frage nach einem möglichen Alleingang 

Österreichs. Die Standpunkte der österreichischen Parlamentsparteien blieben dabei 

weitgehend unverändert. Bundeskanzler Vranitzky zeigte sich enttäuscht, dass sich die 

Hoffnung auf eine baldige friedliche Lösung in Jugoslawien nicht erfüllt hatte. Während sich 

nämlich die Lage in Slowenien beruhigt hatte, entbrannte der gewaltsame Konflikt 

bekanntlich in Kroatien. Nachdem bisher jede Einigung auf einen Waffenstillstand ständig 

aufs Neue gebrochen worden war, sah Vranitzky die aktuelle, von der EG einberufene 

Friedenskonferenz in Den Haag, bei der über die Zukunft Jugoslawiens, seiner Teilrepubliken 

und Autonomen Provinzen verhandelt werden sollte, als einzige Chance auf eine politische 

Lösung. Grenzkonflikte, der Schutz der Menschenrechte und Minderheiten sowie 

ökonomische Aspekte sollten dabei zur Sprache gebracht werden. Vranitzky warnte jedoch 

vor überzogenen Erwartungen. Darüber hinaus bezweifelte der Bundeskanzler aufs Neue, 

dass Österreich durch eine rasche völkerrechtliche Anerkennung Kroatiens entweder eine 

sofortige Waffenruhe oder aber die Internationalisierung des Konfliktes im Rahmen der UNO 

herbeiführen und die Installation von UNO-Schutztruppen für die Übergangsperiode initiieren 

könne. Stattdessen verwies er abermals auf die wiederkehrenden Anschuldigungen aus 

Serbien, Österreich sei für diesen bewaffneten Konflikt mitverantwortlich. Tatsächlich sah 

sich Österreich mittlerweile mit dem Vorwurf konfrontiert, die Republik könnte in den 

Schmuggel von Rüstungsgütern nach Kroatien entscheidend involviert sein385. Gänzlich 
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aufgeklärt ist die Sache bis heute nicht, 2007 ließ allerdings das Nachrichtenmagazin NEWS 

mit einigen Enthüllungsdokumenten aufhorchen, die derartige Geschäftstätigkeiten beweisen 

sollten.386 Vranitzky war jedenfalls der Meinung, dass die Bundesregierung trotz aller 

Sympathie für die demokratischen Entwicklungen in Slowenien und Kroatien vor allem der 

„Sicherheit der Republik Österreich“ verpflichtet sei und sich kein „außenpolitisches 

Abenteuer“ leisten dürfe387. Um einer eventuellen internationalen Isolation vorzubeugen, solle 

eine offizielle Anerkennung daher erst dann ausgesprochen werden, wenn ein solches 

Einwirken auf die inneren Angelegenheiten der jugoslawischen Föderation von einer größeren 

Allianz europäischer Länder getragen werde. Hier stimmte er also mit Neissers Forderung 

vom 8. Juli überein. Den Vorwurf des „Zauderns“ ließ Vranitzky nicht gelten, sondern 

verteidigte stattdessen sein von „Konsequenz“ geprägtes Vorgehen388. 

Heftige Kritik an der EG kam dagegen vom Koalitionspartner ÖVP und ihrem 

Außenminister Mock, der beklagte, dass sich die EG zwar mit der Jugoslawien-Thematik 

bereits seit Mai 1991 intensiv befasse, sämtliche Maßnahmen jedoch nur halbherzig und mit 

großer Verspätung ergriffen werden würden. Mock erwähnte eine Entscheidung der EG-

Außenminister vom 6. August 1991, wonach die Westeuropäische Union (WEU) umgehend 

über die Möglichkeit der Installation einer Schutztruppe mit Soldaten aus den EG-

Mitgliedsstaaten beratschlagen sollte. Einerseits herrschte darüber selbst bei den EG-Staaten 

keine Einstimmigkeit, andererseits blockierte auch die jugoslawische Vertretung sämtliches 

Bemühen um einen friedlichen politischen Reformprozess. Beispielsweise ließen die 

serbischen Kampfverbände bereits einige Tage vor besagtem Treffen durch ihren Anführer 

Vojislav Šešelj über die Medien ausrichten, internationale Friedenstruppen aufs Äußerste zu 

bekämpfen389.  

Als in den folgenden drei Wochen weiterhin keine positiven Veränderungen zu 

beobachten waren, erneuerten die Außenminister der EG ihre Forderung nach einer 

umgehenden Waffenruhe und kündigten bei Nichteinhaltung weitere Schritte an. Daraufhin 

kam in Absprache mit der jugoslawischen Zentralregierung und den sechs Teilrepubliken eine 

Waffenstillstandsvereinbarung zustande, deren konsequente Durchsetzung als Voraussetzung 

für die bereits erwähnten Friedensgespräche in Den Haag festgeschrieben wurde. Trotz der 
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ständig wiederaufflammenden Kämpfe wurde nun also dennoch mit den 

Friedensverhandlungen gestartet. Laut Mock sorgte gerade diese Ignoranz der EG für einen 

massiven Imageverlust dieser Organisation bei der Bevölkerung in Slowenien und 

Kroatien.390  

Da sämtliche diplomatische Bemühungen seitens der EG allerdings größtenteils keine 

Wirkung gezeigt hätten, müssten möglicherweise bald auch „militärische Maßnahmen mit all 

den damit verbundenen Risiken erzwungen werden“391. Zudem machte Mock klar, dass die 

EG mittlerweile sehr wohl Hauptschuldige für die brüchige Waffenruhe identifiziert hätte, 

nämlich die „serbischen Freischärler“, die mit Unterstützung der jugoslawischen Volksarmee 

„ihre politischen Ziele mit militärischen Mitteln durchzusetzen“ versuchten392. Dies sei 

wiederum auch der Grund, warum sich auch in Kroatien Stimmen mehren würden, die auf 

eine gewaltsame Konfrontation abzielten. Die Aufgabe der österreichischen Außenpolitik 

müsse hier sein, mit allen Konfliktparteien im Gespräch zu bleiben und Vorurteile, auch 

gegenüber den österreichischen Interessen am Westbalkan, zu entkräften. Primär ging es 

Mock darum, dass die EG von der mit der jugoslawischen Bundesregierung getroffenen 

Vereinbarung vom 20. August, wonach die Grenzen der Teilrepubliken respektiert werden 

müssen und nur einvernehmlich verändert werden dürfen, nicht abrücke. Dennoch sei die 

Stabilität des Gesamtstaates aufgrund der andauernden Kämpfe ohne einschneidende 

Veränderungen kaum wiederherzustellen. Eine Anerkennung Sloweniens und Kroatiens durch 

Österreich könne hingegen die Chancen erhöhen, dass der Konflikt und die Entsendung von 

Friedenstruppen endlich auch im UN-Sicherheitsrat diskutiert werden393. 

Auf die Erklärungen der Bundesregierung durch Mock und Vranitzky folgten in dieser 

Sondersitzung des Nationalrates 23(!) Wortmeldungen, ein Beweis für die vielen 

unterschiedlichen Meinungen zum Krieg in Jugoslawien. Gegenüber der Sitzung vom 8. Juli 

1991 blieb die Kritik der Opposition an der Uneinigkeit der Bundesregierung weiterhin 

aufrecht.  

Die FPÖ-Mandatare Gugerbauer und Scheibner bezeichneten die ÖVP-Forderungen nach 

Selbstbestimmung, Freiheit, Demokratie und Wahrung der Menschenrechte abermals als 

bloße „Sonntagsreden“, wenn sich Mock schlussendlich dann doch immer wieder der Haltung 
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der SPÖ beuge und Slowenien und Kroatien die offizielle Anerkennung verweigere394. 

Schließlich hätten sich bereits mehrere Landtage für eine sofortige Anerkennung der beiden 

Teilrepubliken ausgesprochen.395 Österreich sei als unmittelbarer Nachbarstaat nahezu 

verpflichtet, als „Eisbrecher“ zu fungieren, auch weil dieser Konflikt etwa in Spanien oder 

Portugal womöglich viel entfernter erscheine396. Pawkowicz nannte die Linie der 

Bundesregierung eine „Politik des Nicht-Verurteilens“, während die Länder Europas auf 

Österreichs Vorschläge warten würden. Selbst der Wiener Landtag mit der absoluten SPÖ-

Mehrheit sei mittlerweile für eine Anerkennung.397 Herbert Haupt (FPÖ) unterstellte der 

Bundesregierung angesichts der ökonomischen Verlockungen einer EG-Mitgliedschaft vor 

einem Alleingang in der Anerkennungsdebatte zurückzuschrecken398. Frischenschlager rief 

die Sitzung des Außenpolitischen Ausschusses vom 26. August in Erinnerung, bei der auf 

Initiative Buseks eine Frist von 14 Tagen festgelegt wurde, innerhalb derer auch andere 

Länder zu einer Anerkennung der beiden Teilrepubliken bewegt werden und falls dieser Plan 

scheitere, Österreich diesen Schritt alleine vollziehe399. Von dieser Idee sei man nun wieder 

abgerückt, weil Busek zurückgerudert sei. Unabhängig von den Folgen für Österreichs 

Zukunft, müsste allerdings die Frage gestellt werden, was eine Anerkennung für die beiden 

Länder bedeuten könnte. Das Risiko der internationalen Isolation durch Österreichs 

Alleingang war jedoch auch Frischenschlager bewusst.400  

Die eingebrachten Entschließungsanträge Gugerbauers, zunächst „betreffend eine 

österreichische Initiative im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen für den Einsatz von 

Friedenstruppen in den umkämpften Grenzregionen in Kroatien“, dann „betreffend die 

unverzügliche völkerrechtliche Anerkennung der Republiken Slowenien und Kroatien durch 

Österreich“ wurden mehrheitlich abgelehnt. Für letzteren Antrag forderte Gugerbauer eine 

namentliche Abstimmung, schließlich wurde dieser aber mit lediglich 41 „Ja“-Stimmen zu 

120 „Nein“-Stimmen klar abgelehnt. Trotz der großen Befürwortung einer raschen 

Anerkennung innerhalb der Volkspartei, wagten lediglich zwei ÖVP-Abgeordnete, Edeltraud 

Gatterer und Hubert Pirker, dem von der FPÖ eingebrachten Entschließungsantrag 
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zuzustimmen und sich damit gegen die von oberster Parteiebene durch Vizekanzler und 

Bundesparteiobmann Erhard Busek vertretene Position zu stellen.401  

Busek war nämlich primär darum bemüht, die Angriffe auf die Bundesregierung 

abzuwehren, kritisierte die FPÖ für ihre vereinfachte Sicht der Dinge, wonach durch eine 

unverzügliche, alleinige Anerkennung durch Österreich, die Kampfhandlungen sofort 

eingestellt werden würden, und wies darauf hin, dass bei einer möglichen Einigung des UN-

Sicherheitsrates auf eine Friedenstruppe für Jugoslawien, wohl auch „das Blut von 

Österreichern dafür zu Verfügung zu stellen“ sei402. Allein an dieser Wortwahl ist zu 

erkennen, wie emotional die Debatte mittlerweile geführt wurde. 

Die Diskrepanz zwischen den Argumenten seiner Rede und seinem tatsächlichem 

Abstimmungsverhalten war vor allem bei Andreas Khol auffällig. Dieser bezeichnete das 

innenpolitische Hickhack zunächst als einen „Konflikt zwischen Moralpolitik und 

Realpolitik“ und kritisierte in weiterer Folge die SPÖ für ihr Festhalten an dieser Realpolitik, 

während die Partei sich gleichzeitig die Menschenrechte als sozialdemokratische 

Errungenschaft auf die Fahnen hefte403. Auch mögliche negative Folgeerscheinungen einer 

alleinigen Anerkennung der beiden Teilrepubliken durch Österreich spielte Khol herunter, da 

Österreichs Position in dieser Frage in Europa mittlerweile immer mehr Zuspruch erhalte. 

Eine Unterzeichnung des von der FPÖ eingebrachten Entschließungsantrages war Khol wohl 

aufgrund der ohnehin eklatanten Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Bundesregierung, 

aber auch innerhalb der eigenen Partei, dann doch zu heikel. 404 

Neben der FPÖ forderten die Grünen nach wie vor eine unverzügliche Anerkennung 

Sloweniens und Kroatiens. Marijana Grandits richtete einen moralischen Appell an die 

Abgeordneten der ÖVP, von deren Haltung der vergangenen Wochen nicht abzurücken und 

unbeeindruckt von den Positionen der SPÖ die Entschließungsanträge der Opposition zu 

unterstützen.405 Terezija Stoisits konnte das Abstimmungsverhalten Khols ebenfalls nicht 

nachvollziehen, wenn dieser zuerst über die gescheiterten Vermittlungsversuche der EG klage 

und Österreichs Vorreiterrolle hervorhebe, dann aber der Forderung der Opposition nach einer 

unverzüglichen Anerkennung die Zustimmung verweigere.406 Auch Johannes Voggenhuber 

meinte, der Ball liege bei der ÖVP, denn im Parlament gäbe es tatsächlich eine Mehrheit, die 

für die unmittelbare Anerkennung eintrete. Die SPÖ erwecke jedoch den Anschein, die 
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österreichischen EG-Ambitionen über den Kampf für Menschenrechte im Nachbarland zu 

stellen. Nichtsdestotrotz könne nur die Anerkennung tatsächlich die Situation verändern, denn 

damit erhielte die Menschenrechtspolitik Jugoslawiens internationale Aufmerksamkeit. Dazu 

sei für Österreich jedoch ein innenpolitischer Konsens notwendig, um international respektiert 

und nicht mit der Neutralitätsfrage und historischen Altlasten konfrontiert zu werden.407 

Petrović und Wabl bezeichneten die unerträgliche Nichteinmischung als stärkste Form der 

Parteinahme für den Aggressor. In Europa sollten gewaltvolle Grenzveränderungen endlich 

der Vergangenheit angehören. Gerade neutrale Staaten müssten ihre Stimme erheben, wenn in 

bestimmten Regionen Menschenrechte mit Füßen getreten werden. Auch mit seinem Einsatz 

für die Palästinensische Befreiungsorganisation (Palestine Liberation Organization, PLO) 

habe Bruno Kreisky Mut bewiesen und eine moderne Interpretation der Neutralität 

international salonfähig gemacht.408 

Die Vertreter der großen Koalition versuchten jegliche oppositionelle Kritik zu entkräften. 

Peter Schieder verteidigte den Standpunkt der Sozialdemokraten, wonach eine alleinige 

österreichische Anerkennung die neutrale Vermittlungsposition massiv gefährde und die 

internationale Isolation Österreichs vorantreibe. Zudem seien auch die Gewaltakte gegen die 

serbische Volksgruppe in Kroatien klar zu verurteilen. Gemeinsam mit Parteikollegin Helga 

Konrad warnte Schieder vor der Gefahr, Kroatiens Präsident Tudjman könnte gerade die 

internationale Anerkennung primär für die Genehmigung von Waffenlieferungen aus 

Westeuropa ausnützen, um die serbischen Streitkräfte zurückzudrängen409. Josef Cap war der 

Ansicht, dass jene, die am Intensivsten für die Anerkennung der Teilrepubliken warben, dies 

aus innenpolitischen Gründen getan hätten410. Seiner Meinung nach stellte für ein kleines 

Land wie Österreich „ein gewisser außenpolitischer Grundkonsens, ein nationaler 

Grundkonsens“ die Voraussetzung dar, um sich international überhaupt Gehör verschaffen zu 

können411. Stattdessen war die Debatte für Cap angesichts der Landtagswahlen in 

Oberösterreich und der Steiermark bzw. der Gemeinderatswahl in Wien stark vom 

Stimmenfang geprägt. Der Opposition hielt er entgegen, dass „historisch belastete Länder“ 

wie Österreich außenpolitisch nicht unbedingt vorpreschen sollten und dass eine frühzeitige 

Anerkennung Sloweniens und Kroatiens den Handlungsspielraum für ein militärisch neutrales 

Österreich keinesfalls vergrößern würde412. Zudem kritisierte Cap ÖVP und Grüne für deren 
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Appelle an die „Moral“, denn, je kompromissloser die Kämpfe auf beiden Seiten des 

Konfliktes geführt werden, desto schwieriger werde es, basierend auf moralischen 

Grundsätzen, für die eine oder andere Seite einzutreten413. 

Bezugnehmend auf die Meinungen der anderen Parteien befand Walter Schwimmer 

(ÖVP), dass die Debatte nur in Extremen geführt werde und immer nur vom Alleingang oder 

Abwarten gesprochen werde, dabei sei gerade die Anerkennung im Einklang mit anderen 

Staaten das stärkste Argument. Dafür sei eben noch Einiges an Überzeugungsarbeit zu leisten. 

Die österreichische Neutralität hingegen sei ungefährdet, insofern als sich diese auf den 

militärischen Bereich beschränke. So wie eben ein Beitritt Österreichs zu einer politischen 

Institution wie der EG unbedenklich sei, müsse Österreich international sehr wohl seine 

politischen und ideologischen Grundwerte kommunizieren, sofern der Staat weder 

Menschenrechtsverletzungen noch einer möglichen Gefährdung der europäischen Sicherheit 

neutral gegenüberstehen wolle414.  

Schlussendlich wurde der Entschließungsantrag von Schieder und Khol „betreffend die 

völkerrechtliche Anerkennung Sloweniens und Kroatiens“ mehrheitlich angenommen415. 

Darin wurde das Außenministerium aufgefordert, möglichst rasch internationale 

Partnerstaaten für eine Anerkennung zu finden. Währenddessen führte Mocks internationales 

Engagement am 25. September 1991 tatsächlich zu einer Sondersitzung des UN-

Sicherheitsrates und resultierte schließlich in der Resolution 713 und dem Beschluss eines 

allgemeinen Waffenembargos gegen Jugoslawien416. Tags darauf bezeichnete der Journalist 

Alfons Dalma dieses Resultat in seinem Standard-Kommentar als „eine Zäsur, einen 

Meilenstein im Ablauf der Krise Jugoslawiens“.417  

Im Gegensatz zu den Fraktionen im Deutschen Bundestag wollten die Parlamentsparteien 

in Österreich abgesehen von der SPÖ mit einer frühzeitigen Anerkennung der beiden 

Teilrepubliken die Internationalisierung der jugoslawischen Staatskrise bezwecken. Der 

deutsche Außenminister Hans-Dietrich Genscher (FDP) hielt die Verhandlungen mit der 

Bundesregierung Jugoslawiens über eine Neustrukturierung der Föderation zumindest bis zum 

5. Juli 1991 noch für sinnvoll. Ab diesem Zeitpunkt warb dieser jedoch auch dafür, dass 

Deutschland im Verbund mit den EG-Staaten ehestmöglich die Unabhängigkeit aller 
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abspaltungsaffinen Teilrepubliken anerkennen solle und wurde somit für Mock zur 

wichtigsten internationalen Kontaktperson in dieser Frage.418 

Dennoch stießen die österreichischen Forderungen nach einer möglichst raschen 

Anerkennung international weiterhin nicht gerade auf Sympathie. Nach Ablauf des Brioni-

Abkommens am 7. Oktober und der gleichzeitig eingeleiteten Bombardierung Zagrebs durch 

die jugoslawische Volksarmee stellte die EG der JNA ein weiteres Ultimatum und die EG-

Troika drohte über die Unabhängigkeitsfragen zu entscheiden, sollte sich bis zum 10. 

Dezember keine politische Lösung der Konflikte abzeichnen.419 Die ÖVP konnte sich nun 

gestärkt durch die zunehmende internationale Akzeptanz der Unabhängigkeitsbestrebungen 

der jugoslawischen Teilrepubliken innenpolitisch zu einem Konsens durchringen. In der 

Nationalratssitzung am 5. Dezember wurde schließlich ein von allen Fraktionen mitgetragener 

Entschließungsantrag betreffend die Anerkennung Kroatiens und Sloweniens einstimmig 

angenommen.420 Darin verpflichtete sich die Bundesregierung, im Rahmen einer 

Ministerratssitzung die Anerkennung unter Berücksichtigung der Debatten im UN-

Sicherheitsrat und der Zeitfenster der anderen Staaten „so schnell wie möglich“ 

vorzunehmen421. Neben einem umfangreichen Konzept für den Wiederaufbau wurde 

sämtlichen jugoslawischen Teilrepubliken im Falle einer formellen Antragstellung eine rasche 

Anerkennung ihrer Unabhängigkeit in Aussicht gestellt.422 Die Bundesregierung fasste 

daraufhin am 10. Dezember einen derartigen Beschluss, während die EG eine Woche später 

nachzog und die Anerkennung am 15. Jänner 1992 geschlossen aussprechen wollte.423 

Mit der schließlich erfolgten diplomatischen Anerkennung der Unabhängigkeit 

Sloweniens und Kroatiens am 15. Jänner 1992 durch Österreich und weitere Staaten der EG 

beruhigte sich die innenpolitische Debatte im österreichischen Nationalrat wieder. Die 

Unstimmigkeiten innerhalb der großen Koalition bezüglich der außenpolitischen Strategie im 

jugoslawischen Raum schienen vorerst bereinigt.  

Generell war also der Zeitraum von den Unabhängigkeitserklärungen Sloweniens und 

Kroatiens bis hin zur offiziellen Anerkennung durch Österreich und einer Vielzahl anderer 

Staaten von einem langwierigen Meinungsbildungsprozess geprägt, der sowohl in Österreich 

als auch auf EG-Ebene viele Kontroversen mit sich brachte. Auf der einen Seite standen die 
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Anerkennungsbefürworter, die eine sofortige Anerkennung als klügere Vorgangsweise 

betrachteten, da sonst die europäischen Ideale von Selbstbestimmung und Freiheit der Völker 

untergraben worden wären. Auf der anderen Seite positionierten sich die Unterstützer der 

jugoslawischen Souveränität, welche angesichts des größtenteils friedlichen Wandels durch 

den Zerfall der Sowjetunion, die deutsche Wiedervereinigung und die bevorstehende 

Gründung der Europäischen Union auch in Jugoslawien lange auf einen friedlichen 

demokratischen Wandel hofften. 

In Österreich verhinderte die SPÖ aufgrund der aus ihrer Sicht unvorhersehbaren 

Konsequenzen für die österreichische Neutralität eine unmittelbare Anerkennung der 

proklamierten slowenischen und kroatischen Souveränität mit 25. Juni 1991. Nachdem sich 

die Bundesregierung jedoch darauf einigen konnte, international Staaten für eine 

Anerkennung zu gewinnen, wurden sämtliche Initiativen von Außenminister Mock auf 

europäischer und internationaler Ebene auch von der SPÖ mitgetragen. Die 

Oppositionsparteien, aber auch die ÖVP als Koalitionspartner warfen der SPÖ vor, aufgrund 

ihrer Angst vor einem Scheitern der österreichischen EG-Ambitionen sowie einer nicht mehr 

zeitgemäßen Auslegung der Neutralität Österreichs auf eine klare außenpolitische Linie 

verzichtet und sich aus sicherheitspolitischen Angelegenheiten grundsätzlich herausgehalten 

zu haben. 

4.3 Österreichs Außenpolitik während des Bosnien-Krieges 1992-1995 

Bereits vor dem Jahreswechsel wurde im österreichischen Nationalrat die Gefahr, die 

UNO könnte im Zuge der bevorstehenden diplomatischen Anerkennung der Unabhängigkeit 

Kroatiens und Sloweniens die Anstrengungen im Bereich der Krisenvermittlung bei den 

Unruhen im Kosovo sowie in Bosnien-Herzegowina zurückfahren, diskutiert. Marijana 

Grandits meinte beispielsweise noch im Dezember 1991, dass die Resolution 713 des UN-

Sicherheitsrates vom 25. September 1991 und das damit verhängte allgemeine Ausfuhrverbot 

von Waffen- und anderer Rüstungsgüter in den ex-jugoslawischen Raum424 die schlagkräftige 

Volksarmee auf ihrem Eroberungszug nicht bremsen könne. Dagegen hätte ein Ölboykott 

möglicherweise einen viel größeren Effekt. Außerdem sei nicht auszuschließen, dass sich das 

jahrelange, kollektive Wegsehen im Kosovo-Konflikt auch noch räche.425 Noch bevor im UN-

Sicherheitsrat Ende November 1991 über die Stationierung von UNO-Truppen debattiert 
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wurde, beauftragte Alois Mock den österreichischen UNO-Botschafter Peter Hohenfellner 

damit, sich im UN-Sicherheitsrates nicht nur für den Einsatz von UNO-Soldaten in 

Kroatien426, sondern auch in Bosnien-Herzegowina stark zu machen.427 Nachdem diese 

Maßnahme nur für Kroatien durchgesetzt werden konnte428, befürwortete ab Dezember 1991 

auch Severin Renolder (Grüne) Mocks Plan, auch in Bosnien-Herzegowina präventive 

Maßnahmen wie die Stationierung von UNO-Truppen einzuleiten429.  

Zwei Wochen nach dem bosnischen Unabhängigkeitsreferendum, bei dem auch 

Abgeordnete des österreichischen Nationalrates als Teil eines internationalen 

Beobachtungsteams anwesend waren, zeigten sich die Redner im Nationalrat am 11. März 

1992 weiterhin zuversichtlich, dass die Situation in Bosnien-Herzegowina nicht eskaliere. 

Verteidigungsminister Werner Fasslabend (ÖVP) sah eine durchaus positive Entwicklung, die 

sich seit den von der EG bzw. Badinter-Kommission festgelegten menschenrechtlichen 

Mindeststandards für die Anerkennung der Souveränität einer Teilrepublik eingestellt habe. 

So sei die mittlerweile vom UN-Sicherheitsrat beschlossene Entsendung von 

Friedenstruppen430 positiv zu bewerten. Auch die vereinbarte Installation des UNO-

Hauptquartieres in Sarajevo könne einen wichtigen Beitrag zur Entschärfung der Situation in 

Bosnien leisten, sofern das Konfliktpotential vor Ort nicht unterschätzt werde. Diesbezüglich 

betonte Fasslabend die Bemühungen Mocks, auf europäischer Ebene für die Anerkennung 

Bosnien-Herzegowinas und etwaige präventive Schutzmaßnahmen Partner zu finden.431 

Andreas Khol war der Überzeugung, dass die EG für das Krisenmanagement in Bosnien-

Herzegowina nun besser aufgestellt sei und Österreich keine „Eisbrecherrolle“ mehr spielen 

müsse432. Seitens der SPÖ plädierte Peter Jankowitsch dafür, ab sofort „weit in die Zukunft 

weisende europäische Lösungen“ auszuarbeiten, denn bloße Appelle zum Minderheitenschutz 
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werden in Bosnien-Herzegowina oder Mazedonien nicht ausreichen433. Sein Parteikollege 

Heinz Gradwohl sah sich in seiner Meinung bestätigt, dass Österreich mit seiner letztlich 

„ausgewogene[n] und international abgestützte[n] Vorgangsweise“ mittlerweile mehr 

Zuspruch aus dem Ausland erhalte.434 

Bei den Grünen warnte Grandits davor, sich nun gänzlich auf die Konferenzen der EG zu 

verlassen. Neben einer massiven wirtschaftlichen Unterstützung seitens Europas sei die 

Anerkennung der Teilrepublik ein klares Zeichen gegen die serbischen, aber auch die 

kroatischen Gebietsansprüche in Bosnien-Herzegowina. Gleichzeitig müsse der Dialog und 

die Aussöhnung durch Kooperation in Form eines politischen Zusammenschlusses oder einer 

Währungsunion forciert werden.435  

Nach dem Ausbruch der Kämpfe in Bosnien-Herzegowina und der Besetzung der 

UNPROFOR-Kommandozentrale in Banja Luka durch serbische Milizen Anfang April 

1992436 wurden im österreichischen Nationalrat im Laufe des Jahres immer wieder die sofort 

umsetzbaren, konkreten Maßnahmen Österreichs, aber auch der nicht-militärischen, 

internationalen Zusammenschlüsse, UNO, KSZE und EG, ausgelotet. Im Mai erklärte 

Außenminister Mock, dass die KSZE von den sich überschlagenden Ereignissen in Bosnien 

„weitgehend unvorbereitet überrascht worden“ sei437. Mehr denn je müssten nun sämtliche 

politischen und wirtschaftlichen Sanktionsmöglichkeiten ausgeschöpft werden, sofern 

offensivere militärische Eingriffe weiterhin keine Alternative seien.438 Josef Cap reflektierte 

über die Ursachen der überschwappenden Kampfhandlungen in den ehemaligen 

Teilrepubliken Jugoslawiens und stellte erstmals das Beharren auf die früheren 

innerstaatlichen Republikgrenzen in Frage, insofern als damit bestimmte Volksgruppen zu 

diskriminierten Minderheiten mutieren würden.439  

Über alle Parteien hinweg herrschte ein breiter Konsens über die steigende Bedeutung der 

KSZE im internationalen Krisenmanagement seit ihrer Gründung in den 1970er-Jahren, aber 

auch über ihren Reformbedarf, besonders im Bereich der präventiven Maßnahmen zur 

Konfliktverhütung. Beispielsweise sah Jörg Haider im Ausbau der KSZE eine Kopie der 

UNO und zweifelte an der Sinnhaftigkeit solcher Parallelentwicklungen, wenn finanzielle und 
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personelle Ressourcen ohnehin nur begrenzt zur Verfügung stehen würden. Der reale Einfluss 

der KSZE sei dann schlichtweg viel zu gering. Ähnlich wie Marijana Grandits bereits im 

Dezember 1991440, forderte nun auch Haider einen Stopp der Öllieferungen nach 

Jugoslawien.441 Bei den Grünen kritisierte Andreas Wabl abermals das allgemeine 

Waffenembargo für den jugoslawischen Raum442, denn dadurch seien die bosnischen 

Streitkräfte gezwungen, sich illegal um einen höheren Preis Rüstungsgüter zu beschaffen, 

welche die jugoslawische Volksarmee bis vor Kurzem noch legal erwerben konnte.443  

Die Möglichkeiten Österreichs hinsichtlich einer effektiveren Kontrolle des vom UN-

Sicherheitsrat mit den Resolutionen 752 und 757 im Mai 1992 letztendlich beschlossenen 

Handelsembargos gegen Jugoslawien444, sowie die Frage nach weiteren internationalen 

Schritten zur Konfliktbeilegung standen im Herbst 1992 weiterhin im Zentrum sämtlicher 

außenpolitscher Diskussionen. In zwei aufeinanderfolgenden Fragestunden mit 

Außenminister Mock berichtete dieser über den bereits anlaufenden Einsatz von 

österreichischen Zollbeamten in den Grenzregionen sowie von aktuellen Überlegungen, wie 

der Flussverkehr entlang der Donau besser überwacht werden könne.445 Hinsichtlich einer 

engeren Zusammenarbeit von UNO und KSZE bei der Kontrolle der Sanktionen, wie von 

Helga Konrad (SPÖ) erwogen, warnte Mock vor einer „unglaublichen Duplizität von 

Aktivitäten der UNO und der KSZE“446. Es sei hier am Sinnvollsten, die UNO zur penibelsten 

Überwachung des von ihr selbst initiierten Handelsboykotts zu verpflichten.447 Die Debatte 

um die Installation und Überwachung von Sicherheitszonen in Bosnien-Herzegowina 

bezeichnete Mock als Übergangsphase, insofern als es auch Überlegungen hinsichtlich eines 

Angriffsrechtes für die UNO-Soldaten in diesen Schutzregionen gegeben hätte. Hier war man 
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allerdings noch weit von einer Einigung entfernt. Mock, der zu so einem derartigen Schritt 

offenbar bereit war, stellte dazu enttäuscht fest: „Man wird gelegentlich bescheiden, vielleicht 

zu bescheiden, meine Damen und Herren.“448 Auch für die von Grandits erwähnte Gründung 

eines UNO-Kriegsverbrechertribunals konnten bis dato nur mündlichen Vereinbarungen 

getroffen werden, bedauerte Mock.449  

Vor allem in der zweiten Fragestunde am selben Tag wurde der Frust Alois Mocks über 

die zögerlichen internationalen Reaktionen auf das mit jedem Tag ausweglosere 

Kriegsgeschehen deutlich. Angesprochen auf die österreichischen Beiträge im UNO-

Sicherheitsrat zur Konflikteindämmung im Krisengebiet, erwähnte der Außenminister die 

österreichische Initiative vom November 1991, wonach in Bosnien Friedenstruppen als 

präventive Maßnahme stationiert werden sollten, diese Idee jedoch damals nicht durchgesetzt 

werden konnte. Zudem habe Mock im April 1992 ein „Vier-Punkte-Programm“450 für die 

Konflikteindämmung in Bosnien vorgestellt. Zunächst sollte der UNO-Sicherheitsrat 

Zwangsmaßnahmen beschließen, sodass die humanitären Hilfsprogramme anlaufen könnten. 

In diesem Zusammenhang forderte Mock die Schaffung von Sicherheitszonen für die 

Versorgung und den Schutz der Zivilbevölkerung. Dafür müssten jedoch auch ausreichend 

Finanzmittel zur Verfügung stehen. Für Mock lag die Verantwortung für die träge Umsetzung 

des Programms bei den Veto-Mächten im UNO-Sicherheitsrat, die sich beispielsweise erst am 

8. Juni 1992 mit der Resolution 758 auf die Einrichtung einer Schutzzone zwischen Flughafen 

und Stadtzentrum von Sarajevo einigen konnten, während die österreichische Forderung nach 

weiteren Schutzzonen in anderen Städten zunächst weiter unerfüllt blieb. Was die Zukunft 

betraf, wagte Mock keine Prognose mehr, denn eine solche Krise, in der gewaltsame 

Grenzverlegungen offenbar allmählich internationale Akzeptanz erfahren würden, bedeute für 

Nachkriegseuropa eine völlig neue Herausforderung. Diese Unrechtmäßigkeiten würden die 

friedliche Entwicklung in ganz Osteuropa gefährden. Nicht an Ideen für die Beendigung des 

Krieges würde es fehlen, sondern an deren Umsetzung.451 Auch bei Jankowitschs Frage nach 

langfristigen Lösungen gab sich Mock desillusioniert. Aus europäischer Sicht wäre für den 

jugoslawischen Raum mittelfristig zwar ein Zusammenschluss zu einem gemeinsamen 
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Wirtschaftsraum denkbar, gegenwärtig zähle aber nur, möglichst rasch ein Ende der 

Kampfhandlungen herbeizuführen.452  

In Bezug auf den Kosovo verwies Mock auf die internationalen Akteure vor Ort, die 

rechtzeitig Alarm zu schlagen hätten, sollte sich die Situation weiter zuspitzen. Zudem müsse 

eine internationale Arbeitsgruppe einen Lösungsvorschlag entwickeln, der in der Folge 

sowohl von serbischer, als auch albanischer Seite akzeptiert werden würde. Dieser könne 

eigentlich nur die Wiederherstellung der vollständigen Autonomie nach der Verfassung von 

1974 bedeuten. Bedauerlicherweise verfüge die Beobachtungsmission der KSZE über „kein 

militärisches Instrumentarium“453. Grandits warf die Frage auf, ob eine Gleichberechtigung 

der kosovo-albanischen Bevölkerung in der bevorstehenden Genfer Friedenskonferenz 

eventuell zur Konfliktlösung beitragen könne, was Mock zwar begrüßte und auf eine bereits 

installierte „Unter-Arbeitsgruppe“ verwies, aber gleichzeitig zu bedenken gab, dass bis jetzt 

praktisch kein Dialog zwischen den Streitparteien stattgefunden habe454. 

Noch im Dezember 1992 versuchte Mock im Rahmen eines gemeinsamen Besuches der 

Zentraleuropäischen Initiative (ZEI, ursprünglich Pentagonale) mit den Außenministern von 

Polen, Ungarn und Slowenien bei US-Präsident George W. Bush in Washington, die USA für 

ein militärisches Engagement in Jugoslawien zu gewinnen. Demnach sollte das 

Waffenembargo für die bosniakischen Streitkräfte aufgehoben und die USA mit Luftschlägen 

aktiv werden. Diese Bemühungen blieben allerdings vorerst erfolglos.455  

In Österreich selbst führten die erwähnten UNO-Wirtschaftssanktionen schließlich erst am 

14. und 15. Dezember 1992 mit der Annahme einer vom Justizausschuss ausgearbeiteten 

Regierungsvorlage für das „Bundesgesetz über die zivilrechtliche Durchführung des 

Embargos gegen die ‚Bundesrepublik Jugoslawien‘ (Serbien und Montenegro)“456 zu einem 

ganzheitlichen Stopp sämtlicher Import- bzw. Exportbewegungen österreichischer bzw. 

jugoslawischer Waren.457 Harald Ofner gab zwar im Namen der Freiheitlichen die 

Zustimmung zur Gesetzesvorlage, sprach aber von einer „Alibihandlung“458 der 

österreichischen Bundesregierung und vermisste in Jugoslawien ähnlich konsequente 

Handlungen der internationalen Akteure, wie sie beispielweise im Golfkrieg, wo es um Öl 
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ging, zu beobachten waren. Ähnliches stellten nicht nur Politiker immer wieder fest, sondern 

auch Standard-Journalisten wie Eric Frey teilten diese Meinung, wonach die Großmächte wie 

USA oder Großbritannien anders als im Kuwait kein besonderes wirtschaftliches Interesse am 

jugoslawischen Raum hegten und damit einer Militäroperation reserviert gegenüberstanden.459 

Zudem sah Ofner in der Handlungsunfähigkeit der europäischen Organisationen in Bosnien-

Herzegowina und Kroatien einen entscheidenden Faktor für die zunehmende Skepsis der 

einheimischen Bevölkerung bezüglich eines österreichischen EG-Beitrittes.460 Bei den Grünen 

war Madeleine Petrović der Überzeugung, dass der Krieg in Jugoslawien noch in den 

Sommermonaten des Vorjahres durch eine konsequente friedenserhaltende Mission der UNO 

abzuwenden gewesen wäre. Zentraler als das totale Embargo gegen Restjugoslawien, sei das 

Festhalten an den Republikgrenzen und an der Möglichkeit der friedlichen Wiederansiedelung 

von geflüchteten Menschen. Zudem müsse in den neuen Demokratien Slowenien und 

Kroatien konzentrierte Wirtschaftshilfe geleistet werden.461  

Die Regierungsparteien reagierten unterdessen mit Verständnis auf die Kritik der 

Opposition, die ja nun nicht mehr direkt die Koalition betraf, sondern primär das ineffiziente 

Krisenmanagement der internationalen Organisationen. Folglich stellte Andreas Khol 

stellvertretend für die Regierungsparteien einen weiteren Entschließungsantrag „betreffend 

gravierende Menschenrechtsverletzungen, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit in Teilen des ehemaligen Jugoslawiens“ mit den bereits bekannten 

Forderungen an die Bundesregierung, alle Optionen für eine mögliche Wende im Konflikt 

auszuschöpfen und den UN-Sicherheitsrat weiter mit der Thematik zu konfrontieren.462 

Ähnlich wie Khol bedauerte auch Herbert Schmidtmeier (SPÖ) die Ohnmacht der 

internationalen Staatengemeinschaft, aber auch des Nationalrates, denn jeder wisse, dass alle 

noch so gut gemeinten Entschließungen und Maßnahmen weiterhin wirkungslos bleiben 

würden, solange der UN-Sicherheitsrat nicht für weitere Schritte bereit sei.463  

4.4 Die Debatten über den Vance-Owen Plan  

Im Jahr 1993 verfestigte sich sowohl im österreichischen Nationalrat als auch auf 

internationaler Ebene die pessimistische Stimmung hinsichtlich einer baldigen friedlichen 
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Wende im Bosnien-Krieg, vor allem, weil die Kämpfe immer heftiger wurden und bedeutend 

mehr Opfer forderten. Im März wurde schließlich von allen Parlamentsfraktionen ein 

selbständiger Antrag eingebracht, der die Bundesregierung u. a. zur konsequenten 

„Durchsetzung des Waffenembargos gegenüber allen kriegsführenden Parteien in Bosnien-

Herzegowina“ aufrief und „die Unterstützung von Anträgen beim Sicherheitsrat der Vereinten 

Nationen auf Aufhebung des Embargos in bezug [sic!] auf den völkerrechtlich anerkannten 

Staat Bosnien-Herzegowina“ im Falle einer weiteren Verletzung der UN-Bestimmungen 

einschloss464. In der Debatte bedauerte Andreas Khol, dass den österreichischen Warnungen 

vor einer Gewalteskalation in Jugoslawien von Seiten der Vereinten Nationen stets zu wenig 

Beachtung geschenkt worden war. Der auf der Genfer Friedenskonferenz im Jänner von UNO 

und EU vorgelegte Vance-Owen-Plan müsse unbedingt verbessert werden, sofern gewaltsame 

Grenzverlegungen sowie ethnische Säuberungen und Massenvertreibungen nicht zu einer 

legitimen Vorgangsweise zur Durchsetzung von Eigeninteressen einer Volksgruppe werden 

sollen. Bosnien-Herzegowina solle gemäß den Kantonen, wie sie vor Kriegsausbruch 

existierten, föderalisiert werden. Khol teilte zwar auch Grandits´ Meinung, wonach ein 

stärkeres Engagement der UNO eine mögliche Wende bringen könne. Allerdings sah er eine 

große Diskrepanz zwischen Österreichs außenpolitischem Idealismus und der Realität 

innerhalb der trägen internationalen Gremien.465 Außenminister Mock wiederholte noch 

einmal seine Forderung vom 17. September 1991, Bosnien-Herzegowina sein Recht auf 

individuelle Selbstverteidigung nach Artikel 51 im Kapitel VII der UN-Charta 

zuzugestehen466. Nur so sei dort ein drohender „Völkermord“ noch zu verhindern, auch wenn 

eine rasche politische Lösung des Konflikts selbst bei einem militärischen Eingreifen der 

UNO noch in weiter Ferne liege.467 Peter Schieder kritisierte die Grünen für ihre, wie er 

meinte, vereinfachte Sicht der Dinge, da die Partei das misslungene Krisenmanagement der 

europäischen Institutionen in Jugoslawien als Argument gegen den von der Bundesregierung 

angestrebten EU-Beitritt Österreichs verwende. Schieder war vielmehr der Überzeugung, dass 

das Scheitern des internationalen Krisenmanagements auf die unterschiedlichen Interessen der 
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Großmächte zurückzuführen sei und gerade der Vertrag von Maastricht mit der Gründung der 

Europäischen Union die Grundlage für eine friedliche Zukunft Europas biete.468  

Auch am 6. Mai 1993 klagte Mock, dass sich die Lage mehr als ein Jahr nach der 

internationalen Anerkennung der Unabhängigkeit Bosnien-Herzegowinas trotz der unzähligen 

klaren Verurteilungen der Kampfhandlungen serbischer Milizen und der jugoslawischen 

Volksarmee auf bosnischem Staatsgebiet durch die KSZE und die UNO noch immer 

verschärfe und mittlerweile systematische ethnische Säuberungen stattfänden. Insbesondere 

bosnische Muslime seien gezielt ermordet, vergewaltigt, vertrieben oder in Gefangenenlagern 

ihrer Menschenwürde beraubt worden.469 Derartige Gräueltaten würden nun auch auf 

kroatischer und bosnischer Seite zunehmen. Als Hauptgrund für die sich stetig 

verschlechternde Lage nannte Mock die „abnehmende Autorität“ internationaler Akteure und 

deren Beschlüsse in den Gremien von UNO und KSZE470. Die bloße Wiederherstellung der 

ursprünglichen Strukturen laut der im Vance-Owen-Plan vorgeschlagenen Aufteilung in 10 

Provinzen gemäß ethnischer Kriterien werde nicht gelingen, weil die serbischen 

Gebietsgewinne und die ethnischen Säuberungen dadurch indirekt internationale 

Anerkennung fänden. Demnach fehle eine eindeutige Aussage zu den genauen Bestimmungen 

einer möglichen Heimkehr von Flüchtlingen.471 Militärische Interventionen zur Einrichtung 

einer Flugverbotszone sowie von Schutzzonen für die Städte Sarajevo, Tuzla, Bihać, Goražde 

und Travnik wurden zwar mit der UNO-Resolution 787 vom 16. November 1992 

beschlossen, allerdings ohne die österreichische Forderung, einen genauen Zeitplan für den 

Beginn der Schaffung dieser Gebiete vorzulegen472. Die Einrichtung der Schutzzonen sei laut 

Mock „die territorial beschränkteste Vorgangsweise mit Zwangsmitteln nach der UN-

Satzung, welche aber gleichzeitig einen maximalen Schutz für die Bevölkerung der 

betreffenden Schutzzonen bedeuten würde“473. Für Andreas Khol lag es ebenfalls nicht an 

Österreichs Außenpolitik, dass auf internationaler Ebene ständig dieselben Fehler passiert 

seien. Diplomatie könne eben nur dann funktionieren, wenn bei Nichteinhaltung einer 

Waffenstillstandsvereinbarung auch wirklich militärisch vorgegangen werde. Eine 

                                                 

468 Ebd., 12336. 
469 Stenographisches Protokoll, 118. Sitzung NR, XVIII. GP, 06. 05. 1993, online unter: 

<www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XVIII/NRSITZ/NRSITZ_00118/imfname_142473.pdf> (20. August 2016) 

13761-13762. 
470 Ebd., 13762. 
471 Eichtinger, Wohnout (Hg.), Alois Mock – Pioneer of European Unity, 183. 
472 UNO-Resolution 787, 16. 11. 1992. In: Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats 1992, S/INF/48, 

online unter <www.un.org/depts/german/sr/sr_92/s-inf-48.pdf> (15. März 2017) 32-35.  
473 Stenographisches Protokoll, 118. Sitzung NR, XVIII. GP, 06. 05. 1993, online unter: 

<www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XVIII/NRSITZ/NRSITZ_00118/imfname_142473.pdf> (20. August 2016) 

13764, 13762-13764. 



Die Positionen österreichischer Politiker zum Zerfall Jugoslawiens 

97 

tatsächliche Umsetzung des von den bosnischen Serben mittlerweile abgelehnten Vance-

Owen-Plans hätte die internationale Akzeptanz aller „gewaltsamen Grenzänderungen“ 

bedeutet474.  

„Der Vance-Owen-Plan legitimiert diese Scheußlichkeiten. Ich bin froh, dass dieser 

Vance-Owen-Plan jetzt gescheitert ist, weil das wenigstens ermöglicht, die 

Kriegsverbrecher Kriegsverbrecher zu nennen und nicht Vertragsparteien und 

Vertragspartner“475 

Zwar forderte Khol wie Mock von der UNO die Einrichtung weiterer Schutzzonen unter 

militärischer Unterstützung der bosniakischen Streitkräfte, sei es durch Waffenlieferungen 

oder NATO-Streitkräfte. Allerdings zeigte er auch eine gewisse Skepsis, sofern damit der 

Vance-Owen-Plan durchgesetzt werde. Nach seiner Einschätzung sei Serbien nicht gewillt, 

die Kampfhandlungen zu beenden, aber auch Kroatien werde versuchen, seine 

Gebietsansprüche in Bosnien-Herzegowina dauerhaft geltend zu machen.476 Der bosnische 

Staat drohe somit auf ein winziges Gebiet zusammenschrumpfen, auf dem sich die „einzigen 

Friedfertigen“ wiederfinden würden, diejenigen, die noch vor Kriegsbeginn in Kroatien ein 

Konzept für die Neugestaltung einer jugoslawischen Konföderation vorlegten477. Khol war 

also offenbar mit dem erwähnten Plan von Zulfikarpašić bekannt.478 Das einzig realistische 

Szenario sei, den bosnischen Staat unter Schutz der UNO zu stellen, ein Protektorat zu 

errichten und somit zumindest die Gewalt einzudämmen.479 

Enttäuscht über das „Nein“ des bosnisch-serbischen Parlaments zum Vance-Owen-

Friedensplan480 zeigte sich Peter Schieder. Österreich selbst habe aber stets alle 

Möglichkeiten ausgeschöpft, dies drücke sich auch in den gegenwärtigen 

Verhandlungsgegenständen aus, z.B. im Sanktionsgesetz bzw. in den Debatten über die 

Reformen des Kreditwesens oder des Außenhandelsgesetzes. Schieder wollte das Versagen 

des internationalen Krisenmanagements keinesfalls als Motiv für die Kritik an der 
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Europäischen Integration verstanden wissen, da eben nur eine entschlossene, gemeinsame 

Europäische Außenpolitik eine echte Alternative bieten würde.481 

Der FPÖ-Abgeordnete Friedrich Probst bezeichnete die verhängten Embargos als nutzlos, 

da diese lediglich die ohnehin schon machtlose Bevölkerung am Härtesten treffen würden.482 

Auch in seiner Wortmeldung ist neben einer mittlerweile deutlich radikaleren Sprache eine 

klare Parteinahme für die bosnisch-muslimische Führung zu erkennen: 

„Die Weltöffentlichkeit schaut zu, wie ein ungeheuer überlegener Gegner ein 

friedfertiges Volk abknallt, also wie tollwütige Füchse oder Kaninchen im Wald 

abgeknallt werden[sic!].“483 

Damit der im gemeinsamen Entschließungsantrag formulierte „sofortige 

Waffenstillstand“484 tatsächlich realisiert werden könne, brauche es den kompromisslosen 

Einsatz von Kampfflugzeugen und die Bombardierung von Waffenlager und 

Militärstützpunkten sowie das sofortige Ende des Waffenboykottes gegen die bosnisch-

muslimischen Streitkräfte, denn es existiere nun einmal „zu Genozid keine 

Steigerungsform“485. 

Marijana Grandits sah durchaus Alternativen zum Vance-Owen-Plan. Wenn schon 

tausende Soldaten eingesetzt werden sollten, dann wenigstens in Form eines Protektorates, 

sodass keine ethnische Aufteilung, die nichts anderes als weitere Säuberungswellen 

hervorriefe, forciert werde. Eine solche Strategie könnte am Ehesten noch zum Aufbau einer 

„neue[n] zivile[n] Gesellschaft“486 beitragen und auch bosnische Flüchtlinge zur Rückkehr 

ermutigen.487 Grandits stimmte hier also mit den Lösungsvorschlägen Andreas Khols überein. 

Beim im Februar 1993 neugegründeten Liberalen Forum (LIF) zeigte sich Ex-FPÖ-

Mandatar Hans-Helmut Moser erfreut über den mittlerweile breiten Konsens des Parlaments 

bezüglich der Jugoslawienpolitik der Bundesregierung. Dennoch warnte er Österreich davor, 

zur militärischen Intervention aufzurufen, sich selbst jedoch nicht aktiv beteiligen zu wollen. 

Zudem stellte er sich gegen die EG-Kritiker und pflichtete Schieders Worten bei, wonach die 

Gefahr des unkoordinierten Handelns der europäischen Staaten in außen- und 
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sicherheitspolitischen Fragen gerade durch die Europäische Integration sukzessive verringert 

werde.488 Die außenpolitische Position des Liberalen Forums entsprach also größtenteils jener 

der Bundesregierung.  

In der Nationalratssitzung vom 26. und 27. Mai 1993 fand schließlich eine Debatte zu drei 

Entschließungsanträgen, nämlich 525/A von Khol und Schieder betreffend ein „Bundesgesetz 

über die Durchführung internationaler Sanktionsmaßnahmen“, zu 524/A (E) von 

Frischenschlager (mittlerweile LIF) „betreffend Umsetzung von Sanktionsbeschlüssen 

internationaler Organisationen durch Österreich“ sowie zu 526/A von Khol und Schieder 

„betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Kreditwesengesetz wird“, statt489. Die Anträge 

wurden bereits am 5. Mai im Nationalrat eingebracht und dem Außenpolitischen Ausschuss 

bzw. dem Finanzausschuss zugewiesen, wo sie laut Berichterstatter Erich Schwärzler (ÖVP) 

am 18. Mai ihren Niederschlag in den aktuellen Gesetzesentwürfen fanden, wonach die 

Bundesregierung dazu befähigt werden sollte, nicht nur die Schritte zur effektiven Umsetzung 

internationaler Sanktionen gemäß der UNO-Resolution 820 vom 17. April 1993490, sondern 

auch künftige internationale Boykottmaßnahmen mittels einer „Verordnungsermächtigung der 

Bundesregierung“ und einer damit einhergehenden „Befreiung der Verpflichtung zur 

Erfüllung zivilrechtlicher Forderungen“ umgehend einzuleiten491. Damit sollte künftig auch 

das Recht bestehen, die bei österreichischen Bankinstituten angelegten Vermögenswerte 

jugoslawischer Staatsorgane und Unternehmen gemäß Österreichs völkerrechtlichen 

Verpflichtungen gegenüber der UNO einzufrieren.492 

Der Nationalrat fand also spätestens mit Mai 1993 eine klare Linie, was die 

Jugoslawienpolitik Österreichs betraf. Obwohl das Kampfgeschehen noch lange nicht zum 

Erliegen kam, ließ Alois Mock an seiner persönlichen Haltung niemals Zweifel aufkommen:  

„Wenn das Recht ständig gebrochen wird, und wenn man das zur Kenntnis nimmt und 

nicht alle legitimen Mittel einsetzt, um dem Recht zum Durchbruch zu verhelfen, wird 

man auch mitverantwortlich für Menschen, die unter diesem Rechtsbruch leiden. Und 

                                                 

488 Ebd., 13777. 
489 Stenographisches Protokoll, 122. Sitzung NR XVIII. GP, 26./27. 05. 1993, online unter: 

<https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XVIII/NRSITZ/NRSITZ_00122/imfname_142521.pdf> (20. August 

2016), 14012-14013. 
490 UNO-Resolution 820, 17. 04. 1993. In: Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats 1993, S/INF/49, 

online unter <www.un.org/depts/german/sr/sr_93/s-inf-49.pdf> (15. März 2017) 35-41, hier 40. 
491 Bericht des Außenpolitischen Ausschusses, AB 1075 BlgNR XVIII. GP, 18.05.1993, online unter 

<https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XVIII/I/I_01075/imfname_262287.pdf> (20. März 2017), 1-3, hier 

3. 
492 Stenographisches Protokoll, 122. Sitzung NR XVIII. GP, 26./27. 05. 1993, online unter: 

<https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XVIII/NRSITZ/NRSITZ_00122/imfname_142521.pdf> (20. August 

2016), 14012-14013. 



Die Positionen österreichischer Politiker zum Zerfall Jugoslawiens 

100 

daher bleibt auch in unserer Welt – ich hoffe auf eine andere – die legitime 

Anwendung von Zwangsmaßnahmen letztes Mittel, wenn es gilt, Menschenwürde und 

– rechte zu schützen.“493 

Für eine rasche, effektive Reaktion der internationalen Staatengemeinschaft sei im 

Bosnien-Krieg das „internationale Rechtsbewußtsein [sic!]“ zu schwach gewesen494. Trotz der 

großen Diskrepanz zwischen Vision, Idealismus und Realität, sei es dennoch notwendig, auf 

dem Terrain der internationalen Politik große Ziele zu verfolgen und sich nicht nur der 

Realpolitik zu ergeben.495 Der österreichische Beitrag zur Krisenbewältigung drückte sich im 

Laufe des Jahres 1993 schließlich in der Aufnahme von über 80000 Kriegsflüchtlingen und 

sowie in der riesigen Hilfsaktion namens „Nachbar in Not“ aus, die mithilfe von ORF, Rotem 

Kreuz und Caritas Spendengelder sammelte und damit Hilfsgüterlieferungen in die 

Kriegsregionen finanzierte.496 

4.5 Die Diskussion über die Situation in Kroatien 1995 und der Fall 

Srebrenica in Bosnien-Herzegowina 

Im österreichischen Nationalrat flaute die Diskussion über die Situation im Ex-

Jugoslawien ab Sommer 1993 deutlich ab. Die Thematik wurde erst mit den Medienberichten 

über die beginnenden Rückeroberungen der unter serbischer Kontrolle gehaltenen Gebiete 

Kroatiens Anfang Mai 1995 im Rahmen der Operation „Blitz“ („Bljesak“) wieder aktueller497. 

Stellvertretend für die Bundesregierung bestätigte der neue österreichische Außenminister 

Wolfgang Schüssel die undurchsichtige Lage in Kroatien und räumte ein, dass sich die Suche 

nach diplomatischen Lösungen äußerst mühsam gestalte, während sich die Stimmen für eine 

militärische Intervention der NATO im Auftrag der UNO mehrten. Darüber hinaus betonte er, 

dass die österreichische Position mit der Haltung der EU übereinstimme und mit Nachdruck 

weiter an einer politischen Lösung der Konflikte gearbeitet werde. Die Flüchtlingsrückkehr 

und die Stationierung zusätzlicher UNO-Blauhelme genieße vorerst weiterhin oberste 

Priorität. Hinzu werde die Situation der serbischen Kriegsgefangenen und Zivilisten in 

Kroatien streng beobachtet. Aufgrund der geographischen Nähe zu dieser „jahrtausendealten 

politischen Erdbebenlinie“ müsse Österreich die internationale Kooperation mit den Staaten 
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der EU suchen498. Josef Cap mahnte wie schon am 5. Juni 1992 eine härtere Linie gegenüber 

Kroatien ein und bezeichnete die dortige politische Konstellation als „faschistoides System“, 

während er gleichzeitig für Serbien die Perspektive der Integration in den europäischen 

Wirtschaftsraum forderte499. Zudem nahm er Abstand davon, die internationalen 

Organisationen der Passivität zu bezichtigen, denn die einzige Alternative wäre der Einsatz 

von hunderttausenden NATO-Soldaten, eine Maßnahme, die zum damaligen Zeitpunkt 

ohnehin nicht mehrheitsfähig gewesen wäre.500 

Die Reaktionen der Opposition auf die aktuellen Geschehnisse fielen sehr unterschiedlich 

aus. Harald Ofner bezeichnete die kroatischen Rückeroberungskämpfe als den berechtigten 

„Versuch, die Souveränität im eigenen Land gegenüber dem Aggressor 

wiederherzustellen“501. Es gehe nicht nur darum, eine moderne, internationale 

Minderheitenpolitik zu entwerfen, sondern diese auch vorzuleben. Interessanterweise erntete 

Ofner für diese Wortmeldung u.a. Applaus von Ex-Außenminister Mock.502 

Frischenschlager (LIF) schoss sich daraufhin auf seinen Ex-Parteikollegen Ofner ein. Die 

wiederholten Versprechungen seitens der kroatischen Regierung, der serbischen Bevölkerung 

der Krajina sämtliche Minderheitenrechte zuzugestehen, seien mit der Vertreibung dieser 

Menschen gebrochen worden. Österreich müsse alle außenpolitischen Mittel dafür einsetzen, 

um der Erkenntnis, dass Rache keine legitime Reaktion auf Gewalt sei, zum Durchbruch zu 

verhelfen.503  

Doris Kammerlander (Grüne) wollte in Wolfgang Schüssels Aussage, wonach eine 

politische Lösung zielführender sei, einen Sinneswandel im Außenministerium erkennen, 

denn dort habe es unter Schüssels Vorgänger Alois Mock sehr wohl schon laute Forderungen 

nach einer militärischen Intervention gegeben. Die grüne Mandatarin begrüßte den mühsamen 

Weg der Diplomatie unter dem Schutz der UNO-Soldaten. In Serbien ortete Kammerlander 

eine gewisse Dialogbereitschaft seitens Milošević, der sich im serbischen Fernsehen von den 

jüngsten Angriffen auf Zagreb distanziert habe. Dies müsse ein Signal für die 

Sanktionsaufweichung in den Bereichen Bildung, Kultur und Wissenschaft sein.504 Standard-

Journalist Eric Frey betrachtete Miloševićs gemäßigtes Auftreten jedoch als bewusste Taktik, 
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um „eine Aufhebung der Wirtschaftssanktionen zu erreichen“.505 Hinsichtlich der kroatischen 

Offensive meinte Frey, diese solle von der UNO geduldet werden, solange die serbische 

Zivilbevölkerung der Krajina vor den Kämpfen geschützt werde und später eine autonome 

Region entstehen könne.506 

Zwei Monate später, am 14. Juli 1995, drei Tage nach der gewaltsamen Eroberung und 

Besetzung der UNO-Schutzzone Srebrenica, der Vertreibung tausender Zivilisten sowie der 

Geiselnahme von 30 niederländischen UNO-Soldaten507 durch serbische Streitkräfte, 

bezeichnete Außenminister Schüssel die massenhaften Vertreibungen Angehöriger der 

bosniakischen Volksgruppe als „verabscheuungswürdige Akte der Aggression und der 

planmäßigen ‚ethnischen Säuberung‘“508. Nun müsse alles unternommen werden, um die 

Schutzzone rasch wieder unter Kontrolle zu bringen. Diesbezüglich gäbe es von Frankreich 

„dankenswerterweise“ das OK, die UN-Truppenkontingente auch für „eine militärische 

Aktion zur Wiedererrichtung der Schutzzone Srebrenica“ aufzustocken509. Für den Fall eines 

Endes des UNPROFOR-Einsatzes müsse auch der Waffenboykott gegen Bosnien-

Herzegowina endlich aufgehoben werden.510. Edeltraud Gatterer (ÖVP) schloss eine 

internationale militärische Intervention nicht mehr aus und kritisierte die oftmalige 

Gleichbehandlung von „Aggressor“ und „Angegriffenen“511. Dabei sei es nicht nur moralisch, 

sondern auch sicherheitspolitisch unverantwortlich, nicht „alles daranzusetzen“, die 

Kriegstreiber zum Frieden zu zwingen512. Auch Karl Maitz (ÖVP) bestätigte die Tendenz der 

ÖVP, die nun zunehmend wieder für eine militärische Intervention in Bosnien-Herzegowina 

eintraten. Der ÖVP-Mandatar stellte zwar die Notwendigkeit weiterer diplomatischer 

Bemühungen nicht in Abrede, forderte jedoch im vorliegenden Extremfall „eine Möglichkeit 

der gewaltsamen Durchsetzung demokratisch errungener Werte und Entscheidungen“513. 

Anerkennende Worte für Schüssel und die ÖVP kamen vom Koalitionspartner SPÖ. 

Schieder sah im geschlossenen Vorgehen der Bundesregierung in außenpolitischen Belangen 

einen wichtigen Faktor hinsichtlich eines österreichischen Einwirkens auf den Aufbau einer 
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demokratisch geprägten europäischen Sicherheitsstruktur, die hoffentlich in Zukunft jene 

Staaten, die das Völkerrecht bzw. die Menschenrechte missachten oder in andere Staaten 

einfallen, auch effektiv bestrafen wird können.514 Von Forderungen nach einer internationalen 

Militärmission nahm die SPÖ jedoch Abstand. Beispielsweise lehnte Gusenbauer eine 

militärische Intervention in Bosnien ab, da ohne weiterer Befriedungsinitiativen ohnehin kein 

Ende der Gewalt in Sicht sei.515  

In Oppositionskreisen ortete Kammerlander (Grüne) einen Kurswechsel Schüssels, wenn 

dieser die angekündigten militärischen Aktivitäten Frankreichs nun befürworte.516 Die 

Vertreter der FPÖ, Jörg Haider und Herbert Scheibner, pflichteten der ÖVP bei, indem sie in 

einem eingebrachten Entschließungsantrag die sofortige Auflösung des Waffenimportverbotes 

für Bosnien-Herzegowina als „Hilfe zur Selbsthilfe“517 forderten und somit dem Staat das 

Recht auf Selbstverteidigung nach Kapitel VII, Artikel 51 der UN-Charta518 ermöglichen 

wollten.519 Ähnliches forderte Scheibner auch hinsichtlich der kroatischen Offensive gegen 

die von den serbischen Streitkräften okkupierten Gebiete auf dem kroatischen Boden, welche 

Scheibner wie schon an früherer Stelle sein Parteikollege Harald Ofner als legitime Reaktion 

bezeichnete520. Holger Bauer (FPÖ) kritisierte Schüssel für dessen unklare Aussagen 

bezüglich Österreichs Neutralität bzw. eines möglichen NATO-Beitritts sowie für sein 

Verstecken hinter der SPÖ in der Frage nach der österreichischen Position bezüglich der 

Krisenintervention in Bosnien-Herzegowina.521  

Beim Liberalen Forum befürchtete Frischenschlager im Falle einer Auflösung des 

Waffenembargos gegen Bosnien-Herzegowina eine endgültige Gewalteskalation.522 Sein 

Parteikollege Moser bezeichnete das UNO-Krisenmanagement als „Politik der leeren Worte“, 

denn auch die NATO könne und wolle nur mit UNO-Mandat am Boden aktiv werden, 

während die EU ihre eigene Variante eines kollektiven Sicherheitssystems erst noch 

entwickeln müsse523. Damit stellte Moser die Effizienz der seit April 1993 im Zuge der 
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Operation Deny Flight durchgeführten Luftangriffe der NATO524 in Frage und forderte ein 

Umdenken im militärischen Bereich. Die internationalen Organisationen seien immer wieder 

mit neuen Realitäten konfrontiert und ständig gezwungen, die serbischen Gebietsgewinne 

hinzunehmen. Selbst eine Aufhebung des Waffenembargos in Bosnien-Herzegowina und 

Kroatien sei wirkungslos, da das Ausland ohnehin bereits in den Aufbau effektiver kroatischer 

und bosnischer Streitkräfte involviert sei, wie die kroatischen Rückeroberungskämpfe 

beweisen würden.525 Hinsichtlich eines im Raum stehenden NATO-Beitrittes Österreichs sah 

Moser keine große Dringlichkeit, da die NATO selbst noch orientierungslos sei, während in 

Österreich durchaus der Wille bestünde, mit der WEU im Rahmen der EU eine neue 

„Verteidigungsidentität“526 zu schaffen.527 

Nach dem Beginn der kroatischen Militäraktion „Oluja“ (Gewittersturm) und der damit 

verbundenen Rückeroberung aller kroatischen Territorien unter serbischer Kontrolle mit 

Ausnahme Ostslawoniens traten die unterschiedlichen Haltungen der beiden 

Koalitionsparteien SPÖ und ÖVP bezüglich Kroatien wieder stärker hervor. Bundeskanzler 

Vranitzky rief zur sofortigen Beendigung der Kampfhandlungen auf und warnte vor weiteren 

massenhaften Fluchtbewegungen. Außenminister Schüssel nahm von einer klaren 

Verurteilung der Kampfhandlungen Abstand, während sein Vorgänger Alois Mock sowie 

Bundespräsident Thomas Klestil (ÖVP) für die kroatische Rückeroberung des eigenen 

Territoriums durchaus Verständnis zeigten528 und damit die außenpolitische Agenda 

Deutschlands und der USA vertraten.529 

Mit dem Abschluss des Friedensabkommens von Dayton im November 1995 und den 

Entscheidungen zur unmittelbaren Beendigung der Gewalt waren die Staaten der EU, der 

OSZE bzw. der UNO auch in der Frage der Anerkennung der Bundesrepublik Jugoslawien 

(Serbien und Montenegro) sowie der Aufnahme Kroatiens in den Europarat gefordert. 

Bezüglich der bedingungslosen Anerkennung der Bundesrepublik Jugoslawien als 

unmittelbarer Rechtsnachfolger der SFRJ gab es im österreichischen Nationalrat durchaus 

Vorbehalte. So verlangten Heide Schmidt und Friedhelm Frischenschlager (LIF) Ende 
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Februar 1996, die Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit Belgrad an die Bedingung zu 

knüpfen, dass die Bundesrepublik Jugoslawien alle ehemaligen Teilrepubliken als 

eigenständige Staaten sowie das UN-Kriegsverbrechertribunal in Den Haag anerkenne und 

sich zur Einhaltung der UN-Menschenrechtskonvention verpflichte.530 Schieder zeigte zwar 

Verständnis für diese Forderung, hielt dem jedoch entgegen, dass die Anerkennung nicht nur 

als „Gütesiegel“, sondern auch als ein wichtiger Teil der Demokratisierung gesehen werden 

müsse531. Schließlich einigte sich die Bundesregierung am 16. April 1996 auf die 

Anerkennung der Bundesrepublik Jugoslawien.532 

Ewas später, am 23. Mai 1996, nahm Außenminister Wolfgang Schüssel im Nationalrat 

zur nicht erfolgten Aufnahme Kroatiens in den Europarat Stellung.533 Demnach sei das größte 

Hindernis für eine baldige Mitgliedschaft der kroatische Präsident Tudjman gewesen, der 

zwar die 26 an Kroatien gestellten Bedingungen unterschrieben habe, sich mit der massiven 

Einschränkung der Pressefreiheit allerdings immer mehr von der Wertehaltung des 

Europarates entferne. Dennoch war für Schüssel gerade das nunmehrige Hinauszögern der 

Aufnahme Kroatiens durch die EU-Minister insofern kontraproduktiv, als dadurch der 

Einfluss auf die weitere Demokratisierung des Landes nicht unbedingt größer werde.534 

Entgegen dieser Einschätzung sah Standard-Kolumnist Christoph Winder in dem Beschluss 

ein langersehntes Signal der westlichen Demokratien für ein wirkliches Eintreten für die 

Wahrung der Menschenrechte.535 

Die Positionen der österreichischen Parlamentsparteien blieben danach bis auf Weiteres 

unverändert. Während ÖVP und FPÖ also immer vehementer auf eine entscheidende, 

internationale Militäraktion drängten, beklagten zwar auch SPÖ, Grüne und das LIF die 

geringen Fortschritte der Krisendiplomatie, lehnten eine großangelegte militärische Reaktion 

der internationalen Staatengemeinschaft jedoch weiterhin ab. Für eine Aufhebung des 

Waffenembargos gegen Bosnien-Herzegowina sprachen sich demnach nur mehr ÖVP und 

FPÖ explizit aus. Hinsichtlich der Aufnahme Kroatiens in den Europarat bzw. der 

Anerkennung Restjugoslawiens bekräftigte die Bundesregierung ihre Position, wonach das 
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Ringen nach nachhaltigen politischen Lösungen nur im Dialog der beiden Konfliktländer mit 

den Staaten der EU gelingen werde. 

4.6 Das internationale Krisenmanagement nach dem Friedensabkommen 

von Dayton 1995 und die Frage der österreichischen Neutralität 

Das dominierende außenpolitische Thema im österreichischen Nationalrat war im Jahre 

1996 die mögliche zukünftige Mitgliedschaft neutraler Staaten wie Österreich in einem 

internationalen System der kollektiven Sicherheit. Wie bereits 1991 fielen die Umbrüche im 

ex-jugoslawischen Raum also mit starken außen- und sicherheitspolitischen Veränderungen in 

Europa und in Österreich zusammen. Zu Beginn der Jugoslawienkriege hatte die 

Bundesregierung auf KSZE-Ebene immer wieder auf die Unterdrückung der kosovo-

albanischen Bevölkerung hingewiesen, intensiv nach Partnerstaaten für die diplomatische 

Anerkennung der Unabhängigkeit Sloweniens und Kroatiens gesucht und später für eine 

Stationierung von Friedenstruppen in Bosnien-Herzegowina geworben. Eine österreichische 

Truppenabstellung für die UNPROFOR-Mission wurde damals noch aufgrund der 

unmittelbaren Nachbarschaft zu dieser ehemals konfliktreichen Region der 

Habsburgermonarchie und der damit verbundenen Kritik serbischer Politiker und Medien an 

Österreichs Außenpolitik vermieden.536 Während Schüssel in den Diskussionen über eine 

großangelegte internationale Militärintervention in Jugoslawien bzw. einen möglichen 

NATO-Beitritt Österreichs im Vergleich zu Mock deutlich zurückruderte, hielt es die 

Bundesregierung dennoch für notwendig, das sicherheitspolitische Engagement auf 

internationaler Ebene auszubauen.537 Nach der Aufnahme Österreichs in die Europäische 

Union 1995 wurden sogleich österreichische Diplomaten und Militärbeobachter zur ECMM 

entsandt.538 Auch der von der NATO ins Leben gerufenen Partnerschaft für den Frieden 

(Partnership for Peace, PfP)539 trat Österreich bei. Unmittelbar nach dem Kriegsende im ex-

jugoslawischen Raum und dem Daytoner Friedensvertrag Ende 1995 wurde von der 

Bundesregierung schlussendlich die Entsendung eines österreichischen Truppenkontingents 
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zur unter NATO-Kommando stehenden Implementation Force (IFOR) im Auftrag der UNO 

nach Bosnien-Herzegowina beschlossen540.  

Das jahrelange Versagen des internationalen Krisenmanagements in Bosnien-

Herzegowina heizte die Debatte um die sicherheitspolitische Zukunft Österreichs also wieder 

an. Schon im Herbst 1995 beklagte Doris Kammerlander die Tatsache, dass in der jüngsten 

Vergangenheit die innenpolitischen Diskussionen über eine erfolgreiche Konfliktbeilegung in 

Bosnien-Herzegowina oft nur die Auslotung der militärischen Handlungsmöglichkeiten 

Österreichs in der Region betrafen bzw. von FPÖ und ÖVP verstärkt für das Werben um eine 

künftige NATO-Mitgliedschaft missbraucht wurden. Sollte sich jedoch die in diversen 

Medien kolportierte Mitwisserschaft der Geheimdienste der westlichen Großmächte und 

somit auch der NATO über das von serbischen Streitkräften begangene Massaker von 

Srebrenica bewahrheiten, wäre das ein handfester Skandal und ein österreichischer NATO-

Beitritt äußerst fragwürdig.541 Tatsächlich tauchten bis heute (2018) immer wieder neue 

Dokumente auf, in welchen Experten des US-Geheimdienstes (CIA) bereits ab März 1993, 

also noch vor der Einrichtung der UNO-Schutzzonen im April 1993, auf ein Angriffsrecht 

(sog. „robustes Mandat“) für die UNO-Blauhelme pochten542. Diese Kontroversen 

veranlassten Kammerlander und die Grünen dazu, von der Bundesregierung zu allererst eine 

Konzentration auf „friedensschaffende Maßnahmen“ wie z. b. die Sicherstellung eines 

dauerhaften Waffenstillstandes mithilfe eines fairen Friedensvertrages einzufordern, anstatt 

über zukünftige österreichische Truppenbereitstellungen bzw. die Mitgliedschaft in einem 

Militärbündnis wie der NATO nachzudenken543. Tichy-Schreder (ÖVP) hielt der Kritik 

Kammerlanders entgegen, dass die ÖVP mit Verteidigungsminister Fasslabend einen 

möglichen Bosnieneinsatz des österreichischen Bundesheeres ohnehin erst nach Abschluss 

eines solchen Friedensabkommens erwäge.544  
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Dazu meinte Herbert Scheibner Ende Februar 1996, die Bundesregierung könne sich 

aufgrund ihres selbstauferlegten, strikten Festhaltens an der Neutralität weder für die völlige 

Isolation und den Ausbau der eigenen Landesverteidigung noch für die realistischere Option 

der Zusammenarbeit mit anderen Ländern entscheiden.545 Auf Seiten der Bundesregierung 

forderte vor allem Verteidigungsminister Werner Fasslabend, der NATO vorurteilsfrei zu 

begegnen und anzuerkennen, dass diese „ergänzende Organisation“ ohnehin nur bei einem 

entsprechenden UN-Mandat tätig werde546.  

Die Kritik der Grünen an dieser Einstellung zur NATO riss in der Folge jedoch nicht ab. 

Madeleine Petrović, Karl Öllinger und Doris Kammerlander unterstellten den führenden 

Politikern des Westens im Laufe des Jahres 1996 wiederholt, in Kroatien und Bosnien-

Herzegowina bewusst nicht aktiver gegen eine Ausbreitung der Gewalt vorgegangen zu sein, 

um die Relevanz von WEU und NATO zu betonen, die ja unter dem Ende des Kalten Krieges 

und der zunehmenden Bedeutung von friedensstiftenden Organisationen wie der UNO oder 

der OSZE (ehem. KSZE) stark gelitten hätte. Gleichzeitig sei damit die Handlungsfähigkeit 

von UNO und OSZE gezielt untergraben worden, vor allem, weil diese Organisationen ihre 

Friedensziele nicht mit militärischen Machtspielen, sondern im Dialog erreichen wollten.547 

Petrović war der Ansicht, dass sich Österreich auf EU-Ebene bei der Schaffung eines 

europäischen Systems der kollektiven Sicherheit für „differenzierte Rollen“ einsetzen müsse, 

sodass neben einem defensiven Militärbündnis vor allem neutralen Staaten im Bereich der 

diplomatischen Konfliktvermittlung und Krisenbewältigung eine Sonderstellung eingeräumt 

wird.548.  

Im Juli 1996 erneuerten Kammerlander und Petrović im Zuge einer dringlichen Anfrage 

betreffend die „immerwährende Neutralität“ Österreichs ihre Forderungen nach mehr 

materiellen und personellen Ressourcen für die Konfliktprävention, den Wiederaufbau und 

die humanitäre Hilfe in Bosnien-Herzegowina549. Dabei kritisierten sie die Bundesregierung 

dafür, den militärischen Handlungsspielraum Österreichs im Laufe der 1990er-Jahre auf 

Kosten der Neutralität kontinuierlich breiter gedacht zu haben. Das Programm der 
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Partnerschaft für Frieden sei laut Kammerlander „kein wirkliches Angebot für den Frieden“, 

sondern speziell in Ex-Jugoslawien die bewusste Demontage der UNO bzw. gleichzeitig die 

gewollte Manifestierung der NATO als führende Weltordnungsmacht550. Daher stellte sie 

Österreichs Teilnahme an Peace-Keeping-Missionen in Frage.551 Die Neutralität soll vielmehr 

dazu genutzt werden, sich aktiv mit der Weiterentwicklung einer gemeinsamen Außen- und 

Sicherheitspolitik (GASP) Europas zu beschäftigen.552 Karl Öllinger interpretierte die 

jüngsten Kriege auf ex-jugoslawischem Boden ähnlich wie der Historiker Sundhaussen nicht 

mehr als klassische Kriege zwischen Staaten, sondern eben Kriege bestimmter ziviler 

Interessensgruppen. Eine militärische Intervention sei somit nur am Beginn der 

Konfliktlösung geeignet, um zumindest einen Waffenstillstand zu erzwingen. Danach brauche 

es aber umfassende Programme für den Dialog zwischen den Kriegsparteien.553 

Bundeskanzler Vranitzky verteidigte die Teilnahme österreichischer Soldaten an der 

Implementation Force (IFOR)-Mission in Bosnien und sprach von „einer dreiteiligen 

Annäherung an das Problem“ 554: 1. IFOR-Mission, 2. Wiederaufbau und Demokratisierung 

sowie 3. die Wiederansiedelung von bosnischen Flüchtlingen mit Aufenthalt in Österreich. 

Ex-Außenminister Alois Mock stimmte Öllinger zu, dass gerade eine effektive militärische 

Intervention zu Beginn der Kriegshandlungen zu einer rascheren Friedensbildung führen hätte 

können. Die Berufung auf die Menschenrechtskonvention hätte demnach eigentlich 

ausreichen müssen, um gemäß Kapitel VII der UNO-Charta derartige Maßnahmen zu 

setzen555. Hinsichtlich der sicherheitspolitischen Entwicklungen in Europa sprach Mock von 

einer allmählichen Europäisierung der NATO, die sich nun in Kooperation mit der WEU 

verstärkt in Friedensmissionen der UNO engagiere.556 Für Herbert Scheibner war die 

uneingeschränkte Unterstützung und der Ausbau der NATO überhaupt „das Gebot der 

Stunde“ und er bezeichnete die Hoffnung, in Europa würde ein alternatives 

Verteidigungskonzept entstehen, als Illusion557.  

Somit verlief die innenpolitische Debatte zum Krieg in Bosnien-Herzegowina im 

österreichischen Nationalrat vor allem auf zwei Ebenen: Einerseits die Kritik aller Parteien an 
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den zaghaften internationalen Interventionen, andererseits die Diskussion über Österreichs 

militärische Möglichkeiten als neutrales Land in Bosnien-Herzegowina bzw. seine mögliche 

Zukunft in einem multinationalen Verteidigungsbündnis. Im September 1996 betonte Ex-

Außenminister Mock, nun Abgeordneter, einmal mehr, dass nur die „militärische 

Gemeinsamkeit“ auf internationaler Ebene Massaker wie jenes von Srebrenica verhindern 

könne558. Trotz des Dayton-Abkommens sei die friedliche Entwicklung in Bosnien-

Herzegowina nach wie vor stark vom europäischen Engagement in der Region abhängig.559 

Hinsichtlich der anhaltenden Neutralitätsdebatte betonte Außenminister Schüssel, dass die im 

Staatsvertrag verankerte österreichische Neutralität durch den UNO-Beitritt 1955, die 

Erlaubnis für ausländische Kampfjets, Österreich während des Irakkrieges zu überfliegen oder 

die Truppenentsendung nach Bosnien-Herzegowina mittlerweile ohnehin von einer starken 

solidarischen Haltung gegenüber Europa und UNO abgelöst worden sei.560  

Alfred Gusenbauer pflichtete Mock bei, dass im Bosnien-Krieg nicht die fehlende 

militärische Stärke Europas, sondern vielmehr der politische Konsens der europäischen 

Großmächte über die Ziele der internationalen Interventionen nicht vorhanden sei. 

Insbesondere müsse sich die EU von einer amerikanischen Außenpolitik emanzipieren, die 

vielleicht nicht mehr zur Gänze mit Europas Interessen übereinstimme.561 Seine Parteikollegin 

Inge Jäger sah im gescheiterten Krisenmanagement der EU in Bosnien einen Weckruf. Da der 

politische Handlungsspielraum immer mehr unter dem Druck der Globalisierung leide, müsse 

es zwangsläufig auch zu einer Internationalisierung der Politik kommen.562 Auch Herbert 

Scheibner unterstützte die SPÖ-Kritik und nannte als Beispiel für das ineffiziente 

Krisenmanagement der EU die späte und inkonsequente Durchsetzung der 

Wirtschaftssanktionen im Bosnien-Konflikt.563 Als Konsequenz forderte Hans Helmut Moser 

von der EU, die Friedenssicherung in Europa in Zukunft selbst in die Hand zu nehmen.564 

Nach dem Amtsantritt des neuen Bundeskanzlers Viktor Klima am 28. Jänner 1997 

konnte sich schließlich auch die SPÖ mit dem Begriff der „Solidarität“, der mittlerweile den 

sicherheitspolitischen Diskurs in Europa prägte, anfreunden. Bezüglich eines möglichen 

österreichischen NATO-Beitritts argumentierte Klima aber dennoch, sich nicht nur auf die 

Mitgliedschaft in einer bestimmten Organisation zu beschränken, sondern sich vielmehr in 
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möglichst vielen sicherheitspolitisch relevanten Gremien zu engagieren565. Daraufhin zeigten 

sich die Grünen enttäuscht darüber, dass die „Neutralität“ in der Koalition gar keine 

Erwähnung mehr fand566. Herbert Scheibner übte heftige Kritik an den vagen Aussagen des 

Bundeskanzlers bezüglich der europäischen Sicherheitsdebatte, während einige 

osteuropäische Staaten bereits aktiv auf Beitrittsverhandlungen mit der NATO hinarbeiten 

würden.567 

Am 11. Juli 1997 stellte Außenminister Schüssel fest, dass eine konstruktive Debatte über 

die Neuorientierung der europäischen Sicherheitspolitik nicht ohne eine Berücksichtigung der 

jüngsten Konflikte im ex-jugoslawischen Raum geführt werden könne. In weiterer Folge 

unterstellte er den internationalen Akteuren eine fatale „Bosnien-Müdigkeit“ und sprach von 

der Dringlichkeit „weiterhin Frieden und Stabilität dorthin zu exportieren“568. Im Detail 

meinte er damit, auf lokaler, kommunaler Ebene beratend tätig zu werden, den „vertraglich 

garantiert[en]“ Dayton-Vertrag für die Bürger glaubwürdig zu vertreten und auf gegenseitige 

Befriedung und Toleranz zu bauen569. Untergetauchte Kriegsverbrecher müssten schnellstens 

aufgegriffen und vor das Kriegsverbrechertribunal geladen werden, während insbesondere 

auch die Republik Srpska massivste politische und wirtschaftliche Unterstützung erfahren 

müsse. Der Zentraleuropäischen Initiative (ZEI) attestierte Schüssel das Potential, eine 

bedeutende Vermittlungsfunktion bei der EU-Integration der neu entstandenen Staaten 

einzunehmen.570 

Die Gefahr einer neuerlichen Eskalation des Jugoslawien-Konfliktes war der 

österreichischen Bundesregierung also durchaus bewusst. So warnte auch Gusenbauer am 12. 

November 1997 neuerlich davor, das Friedensabkommen von Dayton allzu positiv zu 

bewerten, denn ohne die internationale Militärpräsenz wäre der Waffenstillstand derzeit noch 

nicht zu gewährleisten.571 

Ende Februar 1998 forderte Alois Mock im Nationalrat von seinem Parteikollegen 

Schüssel, sich außenpolitisch stärker für die albanische Bevölkerung im Kosovo zu 

engagieren. Mock sah bei der Regierung in Belgrad nach wie vor einen großen Nachholbedarf 

im Bereich der Menschenrechtspolitik. Beide Konfliktparteien müssten bereit sein, die 
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explosive Stimmung durch die geplante Wiederherstellung der vollständigen Autonomie des 

Kosovos zu entschärfen. Menschenrechtsfragen müssten endlich mit diplomatischen, 

politischen Mitteln zu lösen sein, militärische Maßnahmen dürften dagegen weiterhin nur in 

letzter Instanz ergriffen werden. Österreich habe hier eine wichtige „Brückenfunktion“572 

wahrzunehmen.573 Für Walter Schwimmer stellte der Schutz von Minderheiten die 

entscheidende Verpflichtung der internationalen Staatengemeinschaft zur Konfliktprävention, 

Friedenssicherung und Stabilisierung innerhalb eines Staatsgebietes dar.574 In Sachen 

sicherheitspolitischer Neuorientierung Österreichs lieferte sich Andreas Wabl mit Karl Maitz 

(ÖVP) eine kleine Auseinandersetzung. Während Wabl beim Einsatz österreichischer 

Truppen eine klare Trennung von UNO-Friedensmissionen und NATO-Einsätzen forderte, 

stand für Maitz beispielswiese der Bosnien-Einsatz des österreichischen Bundesheeres im 

Auftrag der NATO nicht im Konflikt mit den österreichischen Neutralitätsgesetzen.575 

Am 15. April 1998 bekräftigte Schüssel die vorherrschende Meinung in der ÖVP, wonach 

die transatlantische Zusammenarbeit im Rahmen der NATO für das Krisenmanagement in 

Bosnien-Herzegowina, Kosovo und anderswo essentiell sei und es nur darum ginge, die 

europäische Ausrichtung dieses Bündnisses zu stärken. Nur als Vollmitglied der NATO 

könne Österreich in Zukunft auch mitentscheiden.576 Für Michael Spindelegger war die 

einzige Garantie für eine friedliche Zukunft in Bosnien-Herzegowina bzw. im Kosovo die 

dauerhafte Stationierung internationaler Militärs.577 Peter Kostelka (SPÖ) hatte bezüglich des 

Zusammenwachsens von EU, NATO und WEU andere Vorstellungen. Ein militärischer 

Bosnieneinsatz im Rahmen des europäischen Sicherheitssystems sollte demnach nicht die 

Zustimmung der USA brauchen.578 Dieser Sichtweise entgegnete Schüssel, dass ohne die 

friedenssichernden Interventionen der NATO die eingeleitete Flüchtlingsrückkehr sowie die 

Ausforschung von möglichen Kriegsverbrechern gar nicht möglich wären.579 Kammerlander 

kritisierte die großen Budgetunterschiede zwischen der NATO und der OSZE. Diese würden 
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die Tatsache, dass Recht ohne Waffengewalt weiterhin nicht durchzusetzen sei, 

einzementieren.580 

Einen Tag später forderte Herbert Scheibner in einem dringlichen Antrag die Aufnahme 

von Beitrittsverhandlungen über Österreichs Mitgliedschaft in der NATO. Darin wurde der 

NATO eine zunehmend bedeutendere Rolle in der Friedenssicherung im Auftrag der UNO 

zugeschrieben. Mit Österreichs Engagement in der Partnership for Peace seien zwar die 

Verpflichtungen gestiegen, im Falle eines Angriffes gäbe es jedoch für Österreich als Nicht-

NATO-Mitglied kein Recht auf militärischen Beistand verbündeter Staaten.581 Eine 

zukünftige NATO-Mitgliedschaft verstand der FPÖ-Mandatar also weniger als den Beitritt zu 

einem Militärpakt, sondern vielmehr als den Willen, „politische Werte von Demokratie und 

defensiver Verteidigungspolitik umzusetzen“.582 Haider war der Überzeugung, dass auch im 

Kosovo-Konflikt wieder die NATO intervenieren wird müssen, da die europäischen Staaten 

schlichtweg nicht fähig seien, einen effektiven Sicherheitsapparat zu entwickeln.583 

Die SPÖ argumentierte jedoch weiterhin gegen einen NATO-Beitritt Österreichs. 

Bundeskanzler Viktor Klima sprach von der primären Ambition das zukünftige gemeinsame 

europäische Sicherheitssystem insgesamt unabhängiger von amerikanischen Interessen zu 

gestalten.584 Peter Kostelka sah im Vergleich zu den NATO-Operationen in Bosnien-

Herzegowina in den Missionen der UNO, der OSZE und der EU weitaus größeres Potential, 

was die Schaffung von dauerhaften Frieden betraf, sofern die Krisenbewältigung im Dialog 

ernsthaft verfolgt werde.585  

Zwischen ÖVP und den Grüne traten in der Folge große Auffassungsunterschiede 

hinsichtlich der sicherheitspolitischen Zukunft Österreichs bzw. seiner Beteiligung am 

internationalen Krisenmanagement im Kosovo zu Tage. Sympathie für die NATO hegte die 

ÖVP: Andreas Khol bemerkte, dass selbst Bundeskanzler Klima das transatlantische Bündnis 

mittlerweile als wichtig erachte, wenn dieser betone, dass das europäische Sicherheitssystem 

nur im Einklang mit den USA funktionieren werde.586 Khols Parteikollege Alois Mock 

appellierte an das Parlament realistisch zu bleiben und spielte auf den großen Einfluss der 
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amerikanischen Politik auf die friedliche Entwicklung Europas in der Nachkriegszeit an.587 

Madeleine Petrović bemängelte angesichts der wiederaufflammenden Kämpfe im Kosovo die 

geringe Bereitschaft, abseits der militärischen Aktivitäten politisch, wirtschaftlich und sozial 

zu intervenieren.588 Die grünen Abgeordneten appellierten weiterhin an die Moral der 

Bundesregierung. Beispielsweise verglich Doris Kammerlander die Budgets für 

Verteidigungsministerium (21 Milliarden Schilling) und Außenministerium (4 Milliarden 

Schilling) und verwies neuerlich auf die große Diskrepanz zwischen der oft signalisierten 

Bereitschaft, friedensfördernde Initiativen im Rahmen von UNO und OSZE uneingeschränkt 

zu unterstützen, und den tatsächlich dafür aufgewendeten Finanzmitteln. Speziell in Kroatien 

seien die Bemühungen im Bereich der Flüchtlingsrückkehr ohnehin nur sehr dürftig.589 

Petrović kritisierte, dass über „die Abschaffung der Neutralität“590 nie offen diskutiert worden 

sei, sondern die SPÖ nur darauf vertraut hätte, dass der neutrale Status Österreichs einfach 

erhalten bliebe, während die ÖVP lange Zeit wie die Grünen davon sprachen, dass dieser vom 

Willen der österreichischen Bevölkerung abhänge. Tatsächlich sei die Neutralität jedoch 

sukzessive zurückgeschraubt worden, ohnedies ehrlich und öffentlich zu kommunizieren.591 

Unter dem Deckmantel der Solidarität würden mittlerweile auch militärische Maßnahmen 

„verkauft“, welche aber mit Neutralität und Überparteilichkeit nichts mehr zu tun hätten. 

Gerade im Kosovo hätte von Seiten Österreichs viel vehementer gegen ethnische 

Diskriminierung der albanischen Bevölkerung protestiert, die Handlungen Serbiens verurteilt 

bzw. für OSZE-Missionen eingetreten werden müssen.592 

Außenminister Schüssel räumte zwar ein, dass das Budget des Außenministeriums sehr 

klein sei, der Einsatz des Bundesheeres in Bosnien-Herzegowina aber aus dem Budget des 

Verteidigungsministeriums finanziert wurde. Der anhaltenden Kritik an seiner Auslegung der 

Neutralität begegnete der Außenminister abermals mit dem Argument der „Solidarität“ und 

sprach von stetig stattfindenden, intensiven Vermittlungsversuchen Österreichs in Kroatien, 

Bosnien-Herzegowina und Kosovo.593 Alois Mock erkannte in der Kosovo-Problematik 

Ähnlichkeiten zum Bosnien-Krieg mit dem Unterschied, dass die internationalen Akteure nun 

wesentlich rascher reagiert hätten. Allerdings könnten auch die Ambitionen der Kosovo-
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Albaner, von der Wiederherstellung der Autonomie über die Unabhängigkeit bis hin zu einem 

zukünftigen großalbanischen Raum, eine destabilisierende Wirkung haben. Weiters 

relativierte Mock die Neutralitätsdebatte, da diese ohnehin bereits seit Österreichs UNO-

Beitritt 1955 immer wieder aufgekommen sei.594 Spindelegger argumentierte ebenfalls, dass 

die Neutralitätsdiskussion überflüssig sei, wenn es darum ginge, gemeinsam mit anderen 

Staaten auf ein autoritäres Regime Druck zu machen.595  

Am 7. Juli führte Schüssel seine Reisen nach Belgrad und Prishtina als Beweis für sein 

Engagement im Kosovo an und übte gleichzeitig Kritik an der Zusammenkunft des russischen 

Präsidenten Boris Jelzin mit Slobodan Milošević am 16. Juni, welches nicht zum 

vollständigen Abzug der serbischen Polizei aus dem Kosovo geführt habe. Im Rahmen der 

EU-Präsidentschaft sei Österreich nun Teil der Kontaktgruppe und somit bestens informiert 

über den amerikanisch-russisch-europäischen Konsens bezüglich der bestehenden und 

zukünftigen konflikteindämmenden Maßnahmen im Kosovo. Schüssel begrüßte die Ambition 

der internationalen Akteure, der OSZE in Zukunft mehr Verantwortung im 

Krisenmanagement zukommen zu lassen. Erste Zeichen dafür seien der Beitritt Jugoslawiens 

zur OSZE und die von Jugoslawien akzeptierte Entscheidung über die umgehende 

Entsendung von OSZE-Beobachtern in die Krisenregion. Zudem würden die 

Embargobestimmungen allmählich ihre Wirkung zeigen und daher auf jeden Fall verlängert 

werden. Europa, Amerika und Russland würden sich nun endlich auf den Schutz 

diskriminierter Minderheiten verständigen, eine Haltung, die nur aufgrund engster 

Kooperation von UNO, EU; OSZE und NATO möglich geworden sei.596 Im Kosovo sei die 

OSZE durchaus in der Lage, als eine Art Unterorganisation der UNO ohne militärische 

Unterstützung friedensschaffende Maßnahmen zu setzen. Hinsichtlich des Aufbaus eines 

zukünftigen europäischen Systems der kollektiven Sicherheit solle auch die WEU als ein von 

den USA unabhängiges Verteidigungsbündnis an Einfluss gewinnen.597 

Im Namen die FPÖ sprach Jörg Haider zunächst von einer verfrühten Aufnahme 

Jugoslawiens in die OSZE, da die ethnischen Säuberungen im Kosovo noch lange nicht 

unterbunden seien. Er war weiterhin der Überzeugung, dass ohne die NATO, also ohne 

weiteres militärisches Eingreifen, keine Befriedung zu erreichen sein werde.598 Auch 
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Wolfgang Jung (FPÖ) warnte vor einer Wiederholung des Blutvergießens auf kroatischem 

und bosnischem Boden, wenn die NATO nicht irgendwann wieder militärisch und 

möglicherweise dann ohne UN-Mandat im Kosovo friedensschaffende Maßnahmen 

ergreife.599 Karel Smolle, mittlerweile Abgeordneter des Liberalen Forums, machte sich 

unterdessen für klare strategische Leitlinien im europäischen Krisenmanagement stark, um 

militärische Maßnahmen zukünftig möglichst zu vermeiden und forderte die konsequente 

Weiterentwicklung von Volksgruppenrechten.600 Sein Parteikollege Hans Helmut Moser sah 

in der Kosovo-Problematik die entscheidende „Nagelprobe“ für die EU und somit für 

Österreichs Ratspräsidentschaft601.  

In einer Fragestunde des Parlaments am 8. Oktober 1998 stellte Schüssel die Forderung, 

neben den bisherigen Sanktionen wie dem Stopp der ausländischen Investitionen in der 

Region, des Boykottes der jugoslawischen Fluglinie, der Visarestriktionen, der 

Kontoeinfrierung im Ausland, der Fahndung nach Kriegsverbrechern sowie der Entsendung 

von Krisenbeobachtungsteams, auch „andere Maßnahmen“ anzudenken602. Die größten 

Hoffnungen auf eine möglichst gewaltfreie Lösung setzte er demnach in das UNO-

Kriegsverbrechertribunal.603 Auf die Frage von Parteikollege Werner Großruck, wie die 

Kosovo-Krise unmittelbar entschärft werden könnte, nannte Schüssel als Beispiel die 

Bestellung des österreichischen Botschafters in Serbien, Wolfgang Petritsch, zum EU-

Beauftragten für den Kosovo, der sich unverzüglich einem Projekt für die Unterbringung und 

Versorgung von Flüchtlingen in Zelten angenommen habe. Den Fragen von der LIF-

Abgeordneten Martina Gredler bzw. FPÖ-Mandatar Jung bezüglich Überfluggenehmigungen 

für etwaige militärische Aktionen der NATO im Kosovo wich Schüssel unter Begründung 

aus, dass derzeit noch keine derartigen Anfragen an Österreich gestellt worden wären.604  

Am 16. Dezember 1998 fand Schüssel lobende Worte für den Einsatz Österreichs, die 

friedlichen Gegner des serbischen Regimes wie z.B. Rugova in ihren Bemühungen für mehr 

Demokratie zu unterstützen. Beispielsweise sei während des EU-Ratsvorsitzes Österreichs das 

europäische Truppenkontingent in NATO-Missionen kontinuierlich vergrößert worden.605 

Alois Mock bezeichnete die derzeitige, wenn auch fragile Waffenruhe als 
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Hoffnungsschimmer für eine politische Lösung. Präventive Aktionen wie etwa zielgerichtete 

Wiederaufbaumaßnahmen würden mittlerweile immer effektiver gestaltet. Dennoch bleibe die 

Suche nach einer gemeinsamen, starken Stimme der EU in Sachen Außenpolitik noch ein 

langer Entwicklungsprozess. In kleineren Konfliktregionen wie Kosovo oder Albanien müsse 

sich die EU aber fortan beweisen.606 Zum Beispiel war Verteidigungsminister Fasslabend der 

Meinung, dass im Bosnien-Krieg ohne die Militärintervention der NATO keine Ruhe 

eingekehrt wäre und sich im Kosovo nur aufgrund der Androhung eines Militärschlages ein 

kleiner Funken Hoffnung auf eine friedvolle Lösung am Leben erhalte.607 Jörg Haider sah die 

Entscheidungsmacht der westlichen Großmächte über die zu verfolgende Strategie im 

internationalen Krisenmanagement weiterhin bei den Amerikanern608 

Im Zuge eines Entschließungsantrages von Martina Gredler „betreffend Ausbau der 

finanziellen Mittel für das Internationale Kriegsverbrechertribunal für Ex-Jugoslawien“609 

vom 24. Februar 1999 bezeichnete Michael Spindelegger die Perspektive auf die 

Wiedererlangung der vollständigen Autonomie des Kosovos als ein Resultat des 

österreichischen EU-Vorsitzes im Vorjahr.610 Außenminister Schüssel erwähnte abermals die 

ausgezeichnete Arbeit von Petritsch, hob die intensiven Friedensverhandlungen mit allen 

betroffenen Akteuren in Rambouillet hervor und bezeichnete das Endprotokoll von Petritsch, 

Boris Majorski und Christopher Hill als „Basis für eine politische Lösung“, welche mit dem 

schwierigen Kompromiss der Wiederherstellung der vollen politischen Autonomie des 

Kosovos ohne das Recht auf Sezession für beide Kriegsparteien eigentlich eine „Win-Win“-

Situation bedeuten müsse.611 Zudem war von einer internationalen NATO-Mission mit 28000 

Soldaten die Rede, die nicht nur den Albanern, sondern auch den Serben im Kosovo 

Sicherheit geben sollte.612 Ähnlich wie Jörg Haider, warnte Schieder davor, sich von den USA 

zu stark vereinnahmen zu lassen, insofern als die Verantwortung für die Kampfhandlungen 

sowohl bei der serbischen Führung als auch bei der UÇK liege und „Ausgewogenheit“ bei der 

Bewertung der Kriegsparteien notwendig sei613. Scheibner kritisierte Schüssel für dessen 

übertriebenen Optimismus und forderte, dass Österreich im Rahmen einer wirksamen 

gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik in Europa endlich auch in der Sicherheitspolitik 
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ehrliche Solidarität mit der NATO zeige. Paradoxerweise würden Überfluggenehmigungen 

für die NATO innenpolitisch derzeit größere Probleme bereiten als Truppenentsendungen in 

den Kosovo.614 Auch Kammerlander konnte Schüssels positiver Haltung bezüglich des 

bisherigen Verlaufes der Friedensgespräche nichts abgewinnen. Unter den Hauptkritikpunkten 

führte sie das kurze Zeitfenster an, in dem unter großem medialen Druck und der Drohung 

eines internationalen, militärischen Eingreifens eine Vereinbarung getroffen werden musste. 

Insbesondere sicherheitspolitische Warnungen seien hinderlich für den Erfolg integrativer 

Außenpolitik, denn hier gäbe lediglich der militärisch Stärkere den Takt vor. Stattdessen 

müssten politische und soziale Spannungen in Krisenstaaten frühzeitig erkannt, bedeutend 

mehr Einfluss auf die verantwortlichen politischen Akteure genommen und aktive 

Menschenrechtspolitik betrieben werden.615 

Die Parteien waren sich zwar einig bezüglich der Notwendigkeit eines aktiveren 

Mitwirkens Österreichs in der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik. Hinsichtlich der 

Möglichkeiten, sich als neutraler Staat am internationalen Krisenmanagement im Kosovo zu 

beteiligen, gingen die Meinungen dennoch stark auseinander. Die Politiker von FPÖ und ÖVP 

hatten bezüglich der Entsendung von österreichischen Blauhelmen auch unter NATO-

Schirmherrschaft geringe Bedenken, da sie die Neutralitätsdebatte spätestens mit dem Wegfall 

des Ost-West-Konfliktes als überholt betrachteten. Die SPÖ kämpfte allerdings weiterhin 

damit, die identitätsstiftende österreichische Neutralität nicht fallen zu lassen und gleichzeitig 

die Akzeptanz der Öffentlichkeit für den Koalitionsbeschluss der Truppenbereitstellung für 

friedensschaffende Missionen der NATO zu erlangen. Beim Liberalen Forum dominierte der 

Wunsch nach einer klaren, außenpolitischen Linie Österreichs im europäischen 

Krisenmanagement. Die Grünen forderten weitere Finanzmittel für den Ausbau einer 

integrativen, europäischen Außen- und Menschenrechtspolitik und hielten militärisches 

Eingreifen in gewaltsame Konflikte, wenn überhaupt, dann lediglich am Beginn eines 

gewaltsamen Konfliktes für sinnvoll. 

4.7 Die österreichische Position zur NATO-Militärintervention im Kosovo 

1999 

Als die NATO ab März 1999 auf die massenhafte Vertreibung der albanischen 

Bevölkerung aus dem Kosovo mit Luftangriffen auf Belgrad und auf diverse serbische 

Militärstützpunkte bzw. Verkehrsknotenpunkte reagierte, wurde diese Vorgangsweise auch 

von der österreichischen Bundesregierung gutgeheißen. Klima bezeichnete den gesamten 
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Jugoslawien-Konflikt als die schwerwiegendste „Katastrophe und Tragödie, die Europa seit 

dem Zweiten Weltkrieg erlebt hat“616. Empört zeigte er sich über die Berichte bezüglich der in 

die Wege geleiteten systematischen Vertreibung tausender Kosovo-Albaner617, während die 

politischen Eliten (Rest-)Jugoslawiens gleichzeitig auf internationalem Terrain in Rambouillet 

über ein Friedensabkommen verhandelt hätten. Besonders bedauerlich sei die Tatsache, dass 

offenbar nur das mittlerweile einstimmig beschlossene militärische Eingreifen, weitere 

Verbrechen dieses „menschenfeindlichen, autoritären Regimes“ verhindern könne618. 

Österreichs Rolle bleibe dabei auf den politischen und humanitären Tätigkeitsbereich 

beschränkt. Trotz der Bereitschaft weiterhin Flüchtlinge aufzunehmen, sei die Hilfe und 

Versorgung vor Ort sowie die Weiterentwicklung des Vorschlags „einer Balkan-Konferenz“ 

von grundlegender Bedeutung, sofern eine langfristige Stabilisierung der gesamten Region 

angestrebt werde619. Auch Schüssel zeigte in Anbetracht des mittlerweile acht Jahre 

andauernden, gewaltsamen Konfliktes auf dem Boden Ex-Jugoslawiens und dem abermaligen 

Scheitern der Friedensgespräche von Rambouillet seine Enttäuschung. Wie an früherer Stelle 

bereits Wolfgang Jung, befürchtete der Außenminister ebenfalls ein Überschwappen der Krise 

auf Mazedonien, Montenegro, Vojvodina oder gar zurück auf Bosnien, wenn die humanitäre 

Hilfe vor Ort nicht kontinuierlich ausgebaut werde.620  

In den Wortmeldungen der Abgeordneten der beiden Regierungsparteien wurden dann 

doch einige Auffassungsunterschiede deutlich. Kostelka betrachtete die Militärintervention 

der NATO kritisch, denn seither sei die Zahl der Flüchtlinge weiter gestiegen. Hinsichtlich 

des österreichischen Engagements in der Kosovo-Krise trat der SPÖ-Klubobmann für eine 

konsensorientierte, aktive Außenpolitik ein und schlug aus diesem Grund vor, die 

Diskussionen über Österreichs Neutralität für die „nächsten fünf Jahre“ auszusetzen621. 

Österreich solle sich auf sein international viel beachtetes Engagement im humanitären 

Bereich konzentrieren.622  Schieder unterstützte zwar die Zustimmung der Bundesregierung 

zu den NATO-Militärschlägen. Weiters betonte er, wie wichtig es sei, immer „mit rechtlich 

einwandfreien Methoden“ vorzugehen.623 Um völkerrechtlich korrekt zu verfahren, hätte 

jedoch im UN-Sicherheitsrat zunächst das Vetorecht für alle Staaten eingeschränkt werden 
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müssen, sodass ein mehrheitlicher Beschluss möglich geworden wäre. Nun sei jedoch der 

Status der NATO mit den von der UNO unabhängig beschlossenen Bombardements zu Lasten 

der Glaubwürdigkeit der Rechtsdurchsetzung der UNO und der OSZE ein weiteres Mal 

ausgebaut worden.624 Gusenbauer bezweifelte, dass die UÇK nach der erneuten Eskalation 

des Konfliktes jemals die Bestimmungen von Rambouillet, wonach Kosovo eine autonome 

Provinz der Bundesrepublik Jugoslawien bleiben solle, anerkennen würde.625  

Für Andreas Khol hatten drei Aspekte Priorität. Neben dem Ziel der Rückkehr zur 

Diplomatie betrachtete er die Versorgung der Flüchtlinge sowie die rasche Weiterentwicklung 

der Möglichkeiten zur Durchsetzung einer europäisch geprägten, „solidarischen 

Friedensordnung“ als vorrangig626. Khol verteidigte die Arbeit der internationalen Akteure, 

die gerade in der Kosovo-Krise stets sämtliche diplomatischen Optionen für eine politische 

Lösung des Konfliktes ausgereizt hätten. Der NATO-Militäreinsatz sei schlichtweg 

gerechtfertigt, da im Europäischen Rat ein breiter Konsens darüber geherrscht hätte, wonach 

die Luftangriffe die einzige verbliebene Möglichkeit zur Beendigung der Verbrechen an einer 

unschuldigen Zivilbevölkerung seien.627 Ingrid Tichy-Schreder schoss sich auf SP-

Klubobmann Kostelka ein, der von einer konsequenten österreichischen Außenpolitik erwarte, 

„jeder Form des Krieges gegenüber neutral zu sein, auch jenem am Balkan“628. Die ÖVP-

Mandatarin wollte festgehalten haben, dass der aktive Einsatz für die zivilen Opfer eines 

Krieges nicht aufgrund einer unpassenden Gleichsetzung von Neutralität mit Isolationismus 

oder aufgrund eines zu großen Respekts vor der Souveränität eines Staates vernachlässigt 

werden dürfe.629   

Auf Seiten der Opposition sah Scheibner im Krisenmanagement der Europäischen Union 

im Kosovo nur minimale Fortschritte im Vergleich zu den Lösungsansätzen für die 

Beendigung der Kämpfe in Slowenien, Kroatien und Bosnien-Herzegowina am Anfang der 

1990er-Jahre. Die Bundesregierung hätte damals schon viel früher für eine Militäraktion 

gegen Belgrad eintreten müssen, während Europa endlich sowohl nach innen und außen mit 

letzter Konsequenz hinter seiner Friedensidee stehen müsse.630 Sein Parteikollege Ewald 

Stadler befürwortete ebenfalls das konsequente Vorgehen der NATO gegen die 

Militärstützpunkte des Aggressors.631  
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Heide Schmidt (LIF) beklagte, dass aufgrund der Eigeninteressen vieler EU-Staaten die 

verhängten wirtschaftlichen Sanktionen gegenüber Restjugoslawien noch immer nicht 

vollständig durchgesetzt worden waren. Die „politische Verantwortung“ spiele nur eine 

untergeordnete Rolle632. Zudem war Schmidt der Meinung, dass mit zielgerichteten 

internationalen Medienkampagnen der Aufstieg Miloševićs verhindert hätte werden können, 

da dieser zu Beginn noch keine große Popularität in der serbischen Bevölkerung genossen 

habe.633 In Bezug auf die NATO-Militärmission und Österreichs Haltung in dieser Frage hielt 

Schmidt eine Zustimmung für moralisch richtig. Die Glaubwürdigkeit der österreichischen 

Neutralität sei ohnehin stets von der Wahrnehmung der anderen Staaten abhängig.634 Volker 

Kier (ebenfalls LIF) vermisste das fehlende Regelwerk der EU, um mit einer fairen, von 

Solidarität geleiteten Verteilung von Menschen auf die EU-Länder Flüchtlingsdramas wie 

jenes im Kosovo zu verhindern. Mit Blick auf die politischen Sanktionsmaßnahmen äußerte er 

sein Unverständnis über die Schließung der österreichischen Botschaft in Belgrad, denn die 

Luftangriffe der NATO würden sich ja hoffentlich nicht auf internationale Einrichtungen in 

der Stadt konzentrieren. Diese Maßnahme hingegen mache die neutrale Haltung Österreichs 

im Konflikt unglaubwürdig.635 

Die Grünen setzten sich in einem Entschließungsantrag für die sofortige Einstellung der 

Kampfhandlungen und für den bestmöglichen humanitären Schutz für Flüchtlinge und 

Zurückgebliebene ein. Für Petrović bedeutete die Zustimmung der Bundesregierung zum 

NATO-Einsatz eine Verletzung des Völkerrechts und der österreichischen Neutralität. 

Darüber hinaus beklagte sie wie zuvor schon Kostelka die Effizienz dieser Bombardements, 

welche die Fluchtbewegungen und die Todesopfer nicht merklich reduzieren, sondern eher 

eine zusätzliche Bedrohung für die Zivilbevölkerung darstellen würden. Wie Heide Schmidt 

meinte auch Petrović, dass die finanzielle Unterstützung der freien, kritischen Presse in 

Restjugoslawien durch die großen westlichen Medienkonzerne Vieles verhindern hätte 

können. Nun sei jedes Geld, das in die Rückkehr zum Gespräch zwischen den 

Konfliktparteien investiert werde, nachhaltiger für die Etablierung eines friedlichen 

Zusammenlebens als jegliche Ausgaben für militärische Operationen.636 Alexander Van der 

Bellen (Grüne) warf ein, dass international bereits Gespräche über einen Einsatz von 
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Bodentruppen im Kosovo laufen würden637, während dieses Thema weder von Bundeskanzler 

noch Vizekanzler angeschnitten worden war. Mit der Wiederaufnahme von Verhandlungen 

könnte eine Waffenstillstandsvereinbarung fernab von den Friedensgesprächen von 

Rambouillet oder der endgültigen Kapitulation Miloševićs erreicht werden. Die Kosten für 

den Wiederaufbau würden beträchtlich steigen, sofern die NATO-Intervention nicht rasch 

gestoppt werde. Auch die Flüchtlingswelle würde dadurch nicht, wie von der FPÖ erhofft, 

verebben, sondern im Gegenteil sich verstärken, da die verzweifelte serbische Bevölkerung 

wohl in naher Zukunft ebenfalls Richtung Mitteleuropa drängen werde.638 Interessanterweise 

bezeichnete Doris Kammerlander die internationale Anerkennung der Unabhängigkeit der 

Teilrepubliken Jugoslawiens 1992 mittlerweile als Fehler. Sowohl die schlecht koordinierte 

Auflösung Jugoslawiens als auch die Nichtberücksichtigung der Kosovo-Krise im Dayton-

Abkommen hätten zu einer „De-Facto-Anerkennung“ sämtlicher Handlungen des Milošević-

Regimes geführt639.  

Angesichts der bevorstehenden Nationalratswahlen wurde im österreichischen Parlament 

ab Mai 1999 wieder deutlicher Stellung bezogen. So warf der ÖVP-Mandatar Michael 

Spindelegger Bundeskanzler Klima Doppelbödigkeit vor, wenn dieser auf internationaler 

Ebene militärische Aktivitäten der NATO befürworte, innenpolitisch aber die Wichtigkeit der 

Neutralität, die Verantwortung im humanitären Bereich und die Entwicklung diplomatisch 

ausgehandelter Friedensabkommen in den Vordergrund rücke.640 Khol bezeichnete dieses 

Verhalten als eine große „Sicherheitslüge“, denn realpolitisch vertrete die SPÖ seit Längerem 

die Linie der Solidarität641. Auch FPÖ-Mandatar Jung ließ kein gutes Haar an der 

zweideutigen Position der SPÖ zu den NATO-Luftschlägen. Dennoch räumte er auch ein, 

dass die NATO-Intervention bisher nicht unbedingt positiv zur Lösung des Konfliktes 

beigetragen habe.642 Das Liberale Forum mit Martina Gredler und Karel Smolle prangerten 

die zuvor erwähnte Haltung der SPÖ an, wonach die Frage der österreichischen Neutralität in 

den nächsten fünf Jahre nicht debattiert werden sollte. Dabei sei die sozialdemokratische 

Vorstellung von Neutralität spätestens mit dem Wirtschaftsboykott gegen Restjugoslawien 
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bzw. der jüngsten Befürwortung des Einsatzes von NATO-Kampfflugzeugen im Kosovo-

Krieg obsolet geworden.643  

Für Kammerlander hatte der Kosovo-Konflikt große Auswirkungen auf die andauernde 

außen- und sicherheitspolitische Auseinandersetzung des Nationalrates. Im Kosovo 

verschlechtere die Marginalisierung der UNO die Situation, während die NATO-

Militärschläge ziellos weitergehen würden. In einem von ihr eingebrachten 

Entschließungsantrag forderte Kammerlander von der Koalition den größtmöglichen Einsatz 

für das Erreichen eines Waffenstillstandes „ohne Vorbedingungen“644. Schüssel konnte dieser 

Formulierung nichts abgewinnen. Die internationale Staatengemeinschaft dürfe sich 

keinesfalls auf ein Friedensabkommen einigen, das den Aggressor Milošević begünstigen und 

die systematische Diskriminierung und Entwurzelung einer Minderheit ignorieren würde.645  

Nachdem mit der UNO-Resolution 1244 vom 10. Juni und der Installation der 

Übergangsverwaltung UNMIK sowie der KFOR-Schutztruppen der Abzug der 

jugoslawischen Truppen eingeleitet wurde und die internationalen Akteure ein weiteres 

Protektorat errichteten, entwickelte sich in der österreichischen Innenpolitik eine neue Debatte 

über eine mögliche Entsendung von österreichischen Soldaten zur KFOR-Mission. 

In der Nationalratssitzung am 16. und 17. Juni 1999 rief Madeleine Petrović in der 

aktuellen Stunde zum Thema „Keine Entsendung von österreichischen Truppen unter NATO-

Kommando in den Kosovo“ dazu auf, in Zukunft Menschenrechtskonflikte mit großer 

„politischer Umsicht und Sensibilität“ zu beobachten und die humanitären Hilfsleistungen 

gegenüber den militärischen Aktivitäten aufzuwerten646. Angesichts des bisherigen 

Imageverlustes Österreichs in Serbien stellte sich Petrović gegen den Sicherheitsratsbeschluss 

vom 10. Juni, der auch zur Entsendung österreichischer Soldaten in den Kosovo aufrief. Im 

Kosovo-Krieg müsse Österreich im Rahmen des allgemeinen Zieles eines nachhaltigen 

Friedens seiner Rolle als neutraler Akteur gerecht werden und sich nicht mit dem Alliierten 

über den Sieg begnügen, sondern vehement für die Entmilitarisierung der UÇK eintreten.647 

Ernüchtert von Medienberichten über neue Aggressionen der UÇK, warnte auch 

Kammerlander vor einer Zweckverlagerung des KFOR-Einsatzes in Richtung eines mit 

Infanterie fortgesetzten Krieges. Anstelle der Rekrutierung von Truppen für die betroffenen 

Regionen seien die überparteilichen Hilfsorganisationen wie das UN-Hilfswerk UNHCR, die 
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OSZE sowie das Internationale Rote Kreuz gefordert, die BürgerInnen verschiedener 

ethnischer Herkunft in Zeiten der gemeinsamen Not wieder zu vereinen.648  

Schüssel stimmte zu, dass gemäß der UN-Resolution 1244 ein „unverzügliches und 

nachprüfbares Ende der Gewalt und Unterdrückung im Kosovo“649 eben alle Kriegsparteien 

gleichermaßen betreffe650. Freilich werde der Frieden nun unter Schirmherrschaft der NATO 

abgesichert, dies beruhe allerdings darauf, dass nur die NATO als mächtigste internationale 

Militärallianz in der Lage sei, ein Truppenkontingent von 50000 Soldaten zu managen. Eine 

Beteiligung des österreichischen Bundesheeres an der Friedensmission im Kosovo sei 

gerechtfertigt, da Österreich sich hier solidarisch erklären und im Verbund mit 30 anderen 

Ländern das Überleben und die Befriedung aller Volksgruppen sicherstellen werde.651 

Schieder wiederum verlangte von den Grünen eine klare Trennung der Sachverhalte, denn der 

nun anlaufende KFOR-Friedenseinsatz sei eben keine klassische Mission der NATO. Von 

nun an seien sämtliche militärische Einheiten dem Kommando der UNMIK, also der zivilen 

Übergangsverwaltung der UNO, unterstellt. Solange klare Beschlüsse der UNO vorlägen, sei 

auch die NATO nichts weiter als ein Teil der Exekutive der UNO und daher seien auch 

neutrale und Nicht-NATO-Staaten, aufgefordert, sich daran zu beteiligen. Für Schieder liefere 

Österreich somit den Beweis, dass Neutralität und Solidarität im Rahmen der UNO sehr wohl 

vereinbar seien.652 Entgegen dieser Ansicht beharrte Andreas Khol weiterhin darauf, dass 

Österreich in UNO-Missionen eben nicht mehr neutral, sondern solidarisch agiere.653  

Diese Kontroversen waren Wasser auf die Mühlen der oppositionellen Kritik an der 

Bundesregierung. Scheibner (FPÖ) bezeichnete die geplante Entsendung von 450 schlecht 

ausgerüsteten und vorbereiteten Soldaten als überhastet und sprach von einer reinen, 

alibimäßigen Prestigeaktion der Bundesregierung.654 Auch Holger Bauer wollte einem 

solchen Schritt aus den folgenden Gründen nicht zustimmen: Die KFOR-Mission sei eine 

„Peace-making-mission“655 und daher gefährlich für das österreichische Kontingent, welches 

womöglich auch mit Milizsoldaten gefüllt werden müsste. Zudem würden die Kosten für den 

Einsatz das Budget des Bundesheeres massiv belasten.656  
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Im Lager des Liberalen Forums betonte Volker Kier Österreichs Tradition in der 

Bereitstellung von UNO-Blauhelmen und hielt die Beteiligung an der Absicherung des 

Friedens im Kosovo für sinnvoll. Die von Scheibner angesprochene Ausrüstungsthematik 

dürfe jedoch nicht außer Acht gelassen werden. Zugleich warnte der Abgeordnete auch vor 

Russland, das zwar eingelenkt habe, aber bereits Forderungen für den noch zu verhandelnden 

zukünftigen Status des Kosovo eingebracht hätte. Hier sei wiederum Österreichs 

außenpolitische Vermittlerrolle gefragt.657 Für Martina Gredler stellte der Militäreinsatz zwar 

eine Gefahr dar, allerdings wüssten die freiwilligen Soldaten sehr genau, worauf sie sich da 

einlassen würden. Insbesondere der Entmilitarisierung der Untergruppen der UÇK und dem 

Aufbau einer neuen, möglichst unbefangenen Exekutive müsse aber die volle 

Aufmerksamkeit gewidmet werden. Von Schüssel forderte Gredler, sich dafür einzusetzen, 

dass allen Staaten auf dem Gebiet Ex-Jugoslawiens eine langfristige Integration in die EU in 

Aussicht gestellt werde. Für den Kosovo sei als mögliche Übergangsvariante „eine 

intelligente und gut durchdachte Autonomie“658 denkbar. Auch die serbische Bevölkerung 

verdiene Unterstützung, sofern dort der Wille zur Demokratie sichtbar werde.659 

Auch Andreas Wabl pflichtete Scheibner bei und sah das österreichische Bundesheer für 

einen Friedenseinsatz nur unzureichend vorbereitet. Der Außenminister habe mit seiner 

starken Befürwortung der NATO-Luftangriffe gegen das Regime Milošević klar Partei 

ergriffen. Unter diesem Gesichtspunkt sei es höchst fragwürdig, wenn österreichische 

Soldaten jetzt im Kosovo mithelfen sollen, die von der NATO unterstützten Soldaten der 

UÇK zu entwaffnen.660 Ex-Außenminister Mock hatte für die Kritik der Grünen kein 

Verständnis mehr, denn bereits als Belgrad zumindest noch offiziell die Autonomie des 

Kosovos anerkannt hatte, habe Österreich im Rahmen der KSZE alle diplomatischen 

Handlungsmöglichkeiten ausgeschöpft. Der Schutz der Opfer einer Aggression genoss in der 

österreichischen Außenpolitik stets oberste Priorität und habe nichts mit Parteinahme zu tun, 

denn Leidtragende gäbe es nun mal auf allen Seiten. Sich solidarisch zu zeigen, bedeute aber 

auch, Kriegstreiber mit aller Konsequenz, also auch militärisch, in die Schranken zu weisen. 

Für eine effektivere Mitarbeit Österreichs an einem neuen europäischen Sicherheitskonzept 

sei zunächst ein innenpolitischer Konsens über die österreichische Position vonnöten. Die 

„wachsende Solidarität“ auf politischer Ebene sei mittlerweile jedenfalls beim 

gesamteuropäischen Engagement für den Kosovo zu beobachten. So besteht die Hoffnung, 
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dass die vielen Vertriebenen irgendwann wieder in ihre Dörfer zurückkehren können661. 

Schüssel meldete sich noch einmal zu Wort und sprach von täglich neuen Massakern, die im 

Zuge der Friedensmission aufgedeckt werden würden. Deshalb sei es absolut notwendig, dass 

hier Serben und Albaner nicht weiter Willkür walten lassen, sondern durch internationale 

Präsenz sichergestellt werde, dass die Versöhnung der beiden Volksgruppen zumindest 

allmählich voranschreite.662  

Im Vergleich zu den Diskussionen bezüglich der NATO-Bombardements ergaben sich bei 

der Debatte über die Entsendung österreichischer Soldaten zur KFOR-Mission ähnliche 

Unterschiede zwischen den Parteilinien. Die Opposition zeigte sich skeptisch, was die 

geeignete Ausrüstung des Bundesheeres für einen derartigen Einsatz betraf und sah in der 

Befürwortung des Truppeneinsatzes durch die Bundesregierung eine Alibiaktion, um auf 

internationaler Ebene das Gesicht zu wahren und Österreichs UNO-Verpflichtungen zu 

erfüllen. Von der SPÖ forderten jedoch sämtliche Parteien, die Militäreinsätze nicht so 

darzustellen, als seien sie mit der österreichischen Neutralität vereinbar, sondern die 

Solidarität gegenüber den Mitgliedsstaaten der UNO sowie der EU zu betonen. Ansonsten 

bestand Einigkeit darüber, dass die humanitäre Hilfe auch von Österreich weiter ausgebaut 

werden solle, um die Flüchtlingsrückkehr zu gewährleisten.  

5 Resümee 

Ganz allgemein kann für den gesamten Zeitraum der 1990er-Jahre gesagt werden, dass 

die verschiedenen Positionen der Parteien und deren Mandatare im österreichischen 

Parlament in Bezug auf die Jugoslawienkriege stark vom österreichischen EU-Beitritt 1995 

und der damit verbundenen, jahrelangen Debatte über die Zukunft der österreichischen 

Neutralität geprägt waren. Mithilfe der vergleichenden Diskursanalyse diverser 

Plenarsitzungen des österreichischen Nationalrates während des festgelegten 

Untersuchungszeitraumes wurde in dieser Diplomarbeit versucht, sowohl die 

innerparteilichen Unterschiede als auch die parteiübergreifenden Gemeinsamkeiten 

aufzuzeigen.  

In der ersten Phase des jahrelangen Konfliktes, von der serbischen Verfassungsänderung 

bis zu den Unabhängigkeitserklärungen Sloweniens und Kroatiens, warb innerhalb der 

Bundesregierung vor allem die ÖVP mit Außenminister Alois Mock sowohl national als auch 

international an vorderster Front für die möglichst rasche Anerkennung der beiden 

jugoslawischen Teilrepubliken. Auf internationaler Ebene wurden auf Initiative Mocks im 
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Rahmen der KSZE die ersten beiden Stufen der Krisenintervention und Jugoslawien zur 

Information über die Menschenrechtslage im Kosovo verpflichtet. Auch die 

Oppositionsparteien, die FPÖ und Die Grünen, begrüßten diesen Vorstoß und brachten nach 

dem Ausbleiben einer Antwort aus Belgrad schließlich auch die Möglichkeit ins Spiel, 

Jugoslawien mit Wirtschaftssanktionen zu bestrafen. Ein Aussetzen der EFTA-

Wirtschaftshilfen für Jugoslawien kam für die Bundesregierung jedoch bis zuletzt nicht in 

Frage. Zwar stellte Andreas Khol bereits Mitte April 1991 derartige Überlegungen an, 

allerdings zweifelten selbst seine ÖVP-Parteikollegen an der effektiven Umsetzung und 

befürchteten auch finanzielle Einbußen für österreichische Unternehmen.  

In der Frage der österreichischen Anerkennung der slowenischen und kroatischen 

Unabhängigkeit hielt sich die SPÖ als Kanzlerpartei angesichts der permanenten serbischen 

Kritik an Österreichs Außenpolitik weiterhin zurück, wollte die Neutralität Österreichs nicht 

gefährden und riet von einer Einmischung in die internen Angelegenheiten der souveränen 

jugoslawischen Föderation ab. Diesbezüglich argumentierte vor allem die FPÖ für eine klare 

Unterscheidung von politischer Solidarität und militärischer Neutralität. Für die ÖVP und die 

Grünen war eine unverzügliche Anerkennung der beiden Teilrepubliken durch Österreich aus 

moralischer Sicht ebenfalls der einzig richtige Schritt. Ob Österreich bei einem Einlenken der 

SPÖ tatsächlich einen Alleingang gewagt und die beiden Teilrepubliken bereits im Sommer 

1991 anerkannt hätte, darf jedoch aufgrund der unvorhersehbaren Konsequenzen bezweifelt 

werden. 

Auch während des Bosnien-Krieges vertrat die ÖVP eine klare Position und wollte mit 

einigen Initiativen im UN-Sicherheitsrat, in EG/EU und KSZE/OSZE zunächst das 

allgemeine Waffenembargo, die Entsendung von Friedenstruppen und später den Aufbau von 

Schutzzonen für die Zivilbevölkerung durchsetzen. Der totale Waffenboykott für den ex-

jugoslawischen Raum entpuppte sich jedoch in der Folge als großes Hindernis für die 

Einstellung der Kampfhandlungen. Wiederum war es die Opposition, die nun vorschlug, das 

Waffenimportverbot für Bosnien-Herzegowina aufzuheben. Während ÖVP und FPÖ immer 

vehementer für eine internationale Militärmission eintraten, lehnten sowohl die SPÖ als auch 

die Grünen eine solche Aktion ab. Die mühsame Durchsetzung des Vance-Owen-Plans wurde 

von allen Parteien als reine Notlösung empfunden. Eine neue Dynamik erhielt die 

Jugoslawien-Debatte im österreichischen Nationalrat erst wieder als Pressemeldungen von 

den kroatischen Militäraktionen zur Rückeroberung der serbisch kontrollierten Gebiete des 

Landes das Parlament erreichten und parallel dazu Kroatiens Aufnahme in den Europarat im 

Raum stand. Mit Ausnahme der FPÖ und vereinzelten ÖVP-Abgeordneten (u.a. Ex-
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Außenminister Mock) verurteilten sämtliche Parlamentsparteien (SPÖ, ÖVP, Grüne, LIF) die 

„Racheakte“ gegen die serbische Minderheit im Rahmen der beiden Militäraktionen als 

unrechtmäßig. 

Zwei Tage nach der ersten kroatischen Militäroffensive „Blitz“ („Bljesak“) von 1. - 2. 

Mai 1995 übernahm Wolfgang Schüssel das Amt des Außenministers und bediente sich fortan 

einer etwas gemäßigteren Sprache, indem er von den wiederholten Rufen Alois Mocks nach 

einer militärischen Intervention abrückte. Nach dem Massaker von Srebrenica befürwortete 

aber auch Schüssel die Einnahme der Schutzzonen durch die französischen Blauhelme. 

Während die FPÖ nun entschieden für eine NATO-Intervention eintrat, riefen die Grünen zur 

umgehenden Rückkehr an den Verhandlungstisch auf.  

Nachdem im Zuge des Dayton-Abkommens und der damit verbundenen 

Friedenssicherung im Auftrag der UNO schließlich auch die Entsendung österreichischer 

Soldaten zur NATO-geführten IFOR-Mission nach Bosnien-Herzegowina beschlossen 

worden war, zeigten sich die Grünen enttäuscht über die Haltung der Bundesregierung. SPÖ 

und ÖVP würden nur mehr solidarisch mit anderen Staaten fungieren, ohne den Grundsatz der 

militärischen Neutralität auch nur ansatzweise zu berücksichtigen. Während ÖVP und FPÖ 

das Prinzip der Neutralität generell durch das Prinzip der Solidarität mit anderen Staaten 

westlicher Prägung ersetzt wissen wollten, lehnten die Grünen eine solche Interpretation 

gänzlich ab. Die SPÖ verstand die sicherheitspolitische Ausrichtung Österreichs als neutral 

gegenüber jeglichen Militärbündnissen, während eine Truppenentsendung im Auftrag der 

UNO im Einklang mit Österreichs Loyalität und Solidarität gegenüber den Mitgliedsstaaten 

der Vereinten Nationen und den dort vertretenen Grundwerten stünde. 

Bezüglich der Kosovo-Krise warfen die Grünen Schüssel eine zu große Zurückhaltung 

vor. So forderten sie ein stärkeres Eintreten für die kosovo-albanischen Anliegen in den 

internationalen Kreisen. Gleichzeitig sollte sich Österreich seiner Rolle als neutraler Staat 

verpflichtet fühlen und sich nicht nur auf die Truppenbereitstellung für internationale 

Militärmissionen beschränken, sondern seine Vermittlerfunktion im Bereich der 

Konfliktprävention wahrnehmen. Auf der internationalen Ebene agierte die Bundesregierung 

nun bedeutend zurückhaltender als noch zu Mocks Zeiten und nahm eine abwartende Position 

ein, auch was einen österreichischen Beitritt zur NATO bzw. die Zukunft eines europäischen 

Verteidigungsbündnisses in Form eines kollektiven Sicherheitssystems anging. Nachdem die 

NATO-Luftschläge auf Belgrad bereits in die Wege geleitet wurden, riefen alle Parteien zur 

möglichst raschen Aussöhnung auf und hoben die Bedeutung des österreichischen 

Engagements im humanitären Bereich hervor. 
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Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sich alle österreichischen 

Parlamentsparteien gleichermaßen mit den Möglichkeiten zur Krisenintervention in 

Jugoslawien befassten. Zu Beginn verweigerte allerdings vor allem die SPÖ eine offene 

Auseinandersetzung darüber, wie das entschiedene Eintreten für die Menschenrechte ohne die 

Verletzung der Souveränität eines anderen Staates mit dem „Dogma“ der österreichischen 

Neutralität vereinbar sein könnte. Erst nach und nach konnte sich die SPÖ mit dem von der 

ÖVP geprägten Begriff der Solidarität anfreunden. Die FPÖ forderte in dieser Zeit stets 

Österreichs Beitritt zur NATO und befürwortete sämtliche Überlegungen bezüglich 

militärischer Maßnahmen für die Konflikteindämmung in Jugoslawien. Während sich die 

Grünen schwer taten, konkrete Lösungen vorzuschlagen, da sie eine österreichische 

Beteiligung an internationalen Militärinterventionen kategorisch ablehnten, gab sich das 

Liberale Forum meist regierungskonform.  

Am Ende dieser Analyse können die eingangs formulierten Forschungshypothesen 

durchaus bestätigt werden. Die Einstellungen der Parlamentsfraktionen zur österreichischen 

Neutralität sowie zum österreichischen EG/EU-Beitritt hatten entscheidenden Einfluss auf 

deren Haltung zu den Unabhängigkeitsbestrebungen der Teilrepubliken Jugoslawiens zu 

Beginn der Kriege bzw. zu den Kriseninterventionsmaßnahmen der internationalen 

Organisation (KSZE/OSZE, EG/EU, UNO und NATO) während der Kriege in Bosnien-

Herzegowina und Kosovo. Mit dem EU-Beitritt, der Mitgliedschaft in der Partnerschaft für 

den Frieden sowie durch das permanente Drängen von FPÖ und ÖVP auf eine NATO-

Mitgliedschaft ließ auch die sicherheitspolitische Zurückhaltung der SPÖ allmählich nach und 

mündete schließlich in der Bereitstellung österreichischer Truppen für die IFOR- und die 

KFOR-Missionen in Bosnien-Herzegowina und Kosovo. Auch die NATO-Militärschläge zur 

Beendigung des Kosovokrieges wurden von den Sozialdemokraten letztendlich unterstützt. 

Die Grünen hingegen änderten ihre Position hinsichtlich internationaler Militäraktionen nicht 

und präsentierten sich während des Kosovokrieges als Verfechter einer passiven 

österreichischen Neutralitätspolitik im militärischen Bereich. Rückblickend empfand 

beispielsweise Doris Kammerlander die vorschnelle Befürwortung der Anerkennung diverser 

Teilrepubliken der SFRJ angesichts der weiterhin ungelösten Situation im Kosovo als 

kontraproduktiv und unterminierte somit, wenn auch indirekt, die Menschenrechtspolitik ihrer 

eigenen Partei, die Anfang der 1990er-Jahre ja intensiv für die möglichst rasche 

Unabhängigkeit der sämtlicher Teilrepubliken Jugoslawiens geworben hatte. 

In dieser Arbeit wurden also diverse Kontinuitäten und Brüche in der österreichischen 

Jugoslawienpolitik während der 1990er-Jahre anhand verschiedener Diskursstränge sichtbar 
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gemacht. Freilich mögen die Positionen der Regierungsmitglieder und damit der 

„mächtigeren“ Personen selbst in der vorliegenden Analyse überwiegen. Mithilfe der 

detaillierten Analyse der stenographischen Protokolle des österreichischen Nationalrates 

wurde aber zumindest versucht, besonders die Haltungen der Oppositionspolitiker abzubilden. 

Durch die Einbeziehung von Zeitungsartikel bzw. Kommentare ausgewählter Journalisten 

sowie einschlägiger Fachliteratur konnten diverse Aussagen in den historischen Kontext 

eingebettet und mit den zum damaligen Zeitpunkt vorherrschenden Diskursen verglichen 

werden. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse sollen zu einem umfassenderen Verständnis der 

Entstehung und Entwicklung diverser Haupt- und Nebendiskurse der österreichischen 

Jugoslawienpolitik im Zeitraum der 1990er-Jahre führen und als Beitrag zur differenzierteren 

Betrachtung der außenpolitischen Handlungen eines Staates verstanden werden.  
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Abstract 

Die vorliegende Diplomarbeit beschäftigt sich mit dem Zerfall der Sozialistischen 

Föderation der Republik Jugoslawien (SFRJ) in den 1990er-Jahren und den 

Kriseninterventionen der internationalen Organisationen (KSZE/OSZE, EG/EU, UNO, 

NATO) aus der Perspektive der österreichischen Außenpolitik. In den bisherigen 

wissenschaftlichen Arbeiten zu dieser Thematik standen oftmals die diplomatischen 

Aktivitäten des österreichischen Außenministers Alois Mock zu Beginn des jugoslawischen 

Staatszerfalls 1991 im Mittelpunkt, da dieser mit seinem Drängen auf eine frühzeitige 

diplomatische Anerkennung der nach Unabhängigkeit strebenden Teilrepubliken 

Jugoslawiens, Slowenien und Kroatien, in Politik und Medien sowohl national als auch 

international heftige Debatten ausgelöst hatte. Eine detaillierte Analyse der österreichischen 

Jugoslawienpolitik über den gesamten Zeitraum vom Kriegsausbruch in Slowenien 1991 bis 

hin zu den NATO-Bombardements zur Beendigung des Kosovokrieges 1999 wurde dabei 

meist nicht vorgenommen. Das Forschungsinteresse dieser Abhandlung gilt also auch den 

Kontinuitäten und Brüchen in der österreichischen Jugoslawienpolitik nach dem 

österreichischen EU-Beitritt, der Übernahme des österreichischen Außenministeriums durch 

Wolfgang Schüssel sowie dem Ende des Bosnien-Krieges 1995. Die durchgeführte historische 

Diskursanalyse ermöglicht einen differenzierteren Blick auf die möglichen Beweggründe für 

die verschiedenen Positionen österreichischer Politiker zu den Jugoslawienkriegen der 

1990er-Jahre. Die Ergebnisse zeigen, dass die Einstellungen der österreichischen Parteien 

zum Selbstbestimmungsrecht der Völker, zur territorialen Integrität von Staaten, zur 

österreichischen Neutralität, zum österreichischen EU-Beitritt sowie zu einer etwaigen 

österreichischen NATO-Mitgliedschaft entscheidenden Einfluss auf deren Positionierungen 

bezüglich der Entwicklungen im ex-jugoslawischen Raum hatten.  

 


